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kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf, wie aus An- 
lage 3 ersichtlich, Stellung genommen. Er ist im übrigen der An- 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Errichtung der Stiftung „Preußischer Kulturbesitz“ und zur Über- 
tragung von Vermögenswerten des ehemaligen Landes Preußen 

auf die Stiftung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

* 1 

(1) Unter dem Namen „Preußischer Kul- 
turbesitz“ wird eine rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts errichtet, die mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes als entstanden gilt. 

(2) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. 

§ 2 

(1) Eigentum und sonstige Vermögens- 
rechte des ehemaligen Landes Preußen, die 
sich auf Gegenstände erstrecken, welche bis 
zum 9. Mai 1945 im Amtsbereich des Reichs- 
und Preußischen Ministers für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung oder im Amts- 
bereich des Preußischen Ministerpräsidenten 
verwaltet wurden, gehen mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf die Stiftung über, 
soweit es sich handelt 

1. um Kulturgüter; hierzu gehören insbeson- 
dere Archiv-, Bibliotheks-, Museumsbe- 
stände und sonstige Kunstsammlungen 
oder wissenschaftliche Sammlungen ein- 
schließlich Inventar; 

2. um Grundstücke, die überwiegend zur Un- 
terbringung dieser Kulturgüter bestimmt 
waren oder dienten. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden 
keine Anwendung: 

1. auf die Bestände der Bibliotheken und 
sonstigen Sammlungen der Hochschulen 
und staatlichen Lehranstalten sowie auf die 
dazugehörigen Grundstücke; 


2. auf die Grundstücke, die der Verwaltung 
der preußischen staatlichen Schlösser und 
Gärten unterstanden ; 

3. auf das zu den unter Nr. 2 fallenden 
Grundstücken gehörige Inventar, soweit es 
nicht im einzelnen Bestandteil einer selb- 
ständigen Sammlung war oder ist; 

4. auf Archivbestände, die nur von regiona- 
ler Bedeutung für das Belegenheitsland 
sind; 

5. auf die Bestände der Staatlichen Kunst- 
sammlung in Kassel. 

(3) Die Stiftung ist verpflichtet, auf sie 
nach Absatz 1 übergegangene Vermögens- 
werte, die nur von regionaler kultureller Be- 
deutung für ein bestimmtes Land sind, auf 
dieses Land zu übertragen. 

§ 3 

(1) Die Stiftung hat den Zweck, die ihr 
übertragenen preußischen Kulturgüter für 
das deutsche Volk zu bewahren, zu pflegen 
und zu ergänzen, unter Beachtung der Tra- 
dition den sinnvollen Zusammenhang der 
Sammlungen zu erhalten und eine Auswer- 
tung dieses Kulturbesitzes für die Interessen 
der Allgemeinheit in Wissenschaft und Bil- 
dung und für den Kulturaustausch zwischen 
den Völkern zu gewährleisten. 

(2) Die Stiftung kann die Verwaltung zu- 
sammengehöriger Bestände der Kulturgüter 
anderen geeigneten Dienststellen oder sonsti- 
gen Einrichtungen auf deren Antrag über- 
tragen. 
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(3) Die Stiftung kann sich die treuhände- 
rische Verwaltung von Kulturgut übertragen 
lassen, das sich nicht in der Obhut des Be- 
rechtigten befindet. 

§ 4 

Die Stiftung erhält eine Satzung, die die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates errichtet und die sie in gleicher 
Weise ändern und ergänzen kann. 

S 5 

Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsrat; ihm obliegt die Leitung 
der Stiftung; 

2. der Kurator; er hat die Beschlüsse des Stif- 
tungsrates auszuführen und die laufenden 
Angelegenheiten der Stiftung wahrzuneh- 
men; 

3. der Beirat; er hat den Stiftungsrat und 
den Kurator zu beraten. 

§ 6 

Der Stiftungsrat besteht aus Vertretern des 
Bundes und der in der Satzung zu bezeich- 
nenden Länder. Das Nähere regelt die Sat- 
zung. 

§ 7 

Der Kurator wird auf Vorschlag des Stif- 
tungsrates vom Bundespräsidenten bestellt 
oder ernannt. 

S 8 

Die Mitglieder des Beirates sind vom Stif- 
tungsrat aus dem Kreis von Sachverständigen 
zu berufen. Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 9 

Den Sitz der Stiftung bestimmt die Bun- 
desregierung. 

■§ io 

Die Stiftung untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers des Innern. 

§ 11 

(1) Die Stiftung hat rechtzeitig vor Beginn 
eines jeden Geschäftsjahres einen Haushalts- 
plan aufzustellen. Der Haushaltsplan bedarf 
der Genehmigung des Bundesministers des 
Innern. Das Nähere regelt die Satzung. 


(2) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Stiftung unterliegt der Prüfung durch 
den Bundesrechnungshof. 

§ 12 

(1) Die nach dem Haushaltsvoranschlag 
zum Ausgleich etwaiger Fehlbeträge erfor- 
derlichen Mittel werden anteilig entsprechend 
dem satzungsmäßigen Stimmrecht vom Bund 
und von den in der Satzung bezeichneten 
Ländern zur Verfügung gestellt. Hierbei 
trägt jedes dieser Länder, soweit nichts an- 
deres unter ihnen vereinbart ist, einen glei- 
chen Teilbetrag. Die zur Verfügung zu stel- 
lenden Zuschüsse sind im Voranschlag in den 
Einnahmen nachzuweisen. 

(2) Überschüsse sind dem Absatz 1 ent- 
sprechend anteilig an den Bund und die Län- 
der bis zur Höhe der von diesen zur Ver- 
fügung gestellten Beträge abzuführen und in 
den Ausgaben nachzuweisen. 

S 13 

(1) Die Geschäfte der Stiftung werden in 
der Kegel durch Arbeitskräfte wahrgenom- 
men, die durch privatrechtlichen Dienstver- 
trag angestellt sind. 

(2) Planstellen für Beamte dürfen nur in 
dem Umfange eingerichtet werden, als sie 
für eine dauernde Tätigkeit zur Erfüllung 
hoheitsrechtlicher Aufgaben erforderlich sind. 

S 14 

(1) Die Beamten der Stiftung sind mittel- 
bare Bundesbeamte. 

(2) Der Kurator und sein ständiger Ver- 
treter sind, wenn sie nicht mit dem Ziele 
der Ernennung zu Beamten auf Lebens- 
zeit berufen oder durch privatrechtlichen 
Dienstvertrag angestellt werden, auf die 
Dauer von zwölf Jahren zu berufen; Wie- 
derernennung ist zulässig. Werden sie auf 
Zeit ernannt, so finden auf sie die für Be- 
amte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften 
des Bundesbeamtengesetzes entsprechende 
Anwendung, jedoch treten sie auch in den 
Ruhestand bei Ablauf der Amtszeit, wenn 
sie in diesem Zeitpunkt das achtundfünfzigste 
Lebensjahr vollendet haben und nicht wie- 
derernannt werden. 

(3) Oberste Dienstbehörde ist, soweit nicht 
die Zuständigkeit des Bundesministers des 
Innern begründet ist, für den Kurator und 
seinen ständigen Vertreter der Vorsitzende 
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des Stiftungsrates, für die übrigen Beamten 
der Kurator. 

§ 15 

Mit Ausnahme des Kurators werden die 
Beamten der Stiftung von Vorsitzenden des 
Stiftungsrates ernannt. Dieser kann die Aus- 
übung seiner Befugnisse auf den Kurator 
übertragen. 

§ 16 

Auf das Dienstverhältnis der Angestellten 
und Arbeiter der Stiftung finden die für die 
Angestellten und Arbeiter des Bundes jeweils 
geltenden gesetzlichen Vorschriften, Tarif- 
und Dienstordnungen sowie Tarif Vereinba- 
rungen und Tarif vertrage Anwendung. 

§ 17 

Die Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes gelten nicht für Eigentum und sonstige 
Vermögensrechte, die nach dem 30. Januar 
1933 einer Gewerkschaft, Genossenschaft, 
politischen Partei oder sonstigen demokrati- 
schen Organisation weggenommen worden 
sind. 

§ 18 

Unter die Vorschriften des § 2 Abs. 1 die- 
ses Gesetzes fallen auch Eigentum und son- 
stige Vermögensrechte, die durch Gesetz für 
unübertragbar oder nur auf Grund besonde- 
rer Vereinbarung für übertragbar erklärt 
worden sind. 

§ 19 

Dingliche Rechte an Grundstücken und 
sonstigen Sachen und Rechten, auf die die 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes 
Anwendung finden, bleiben bestehen. 

§ 20 

Die Wirksamkeit rechtsgeschäftlicher Ver- 
fügungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes über Eigentum und sonstige Ver- 
mögensrechte der in § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes bezeichn eten Art getroffen worden 
sind, bleibt unberührt. Das gleiche gilt für 
Rechtsänderungen kraft Gesetzes, die vor 
dem 20. April 1949 eingetreten sind. 

§ 21 

Soweit zwischen den Beteiligten nichts an- 
deres vereinbart wird, gilt für die Ausein- 
andersetzung zwischen der Stiftung und den 
Ländern folgendes: 


1. Ein Ersatz für Aufwendungen und Ver- 
wendungen, die bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes von den Ländern in bezug 
auf Eigentum und sonstige Vermögens- 
rechte gemacht worden sind, auf die die 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes 
Anwendung finden, wird nicht geleistet. 
Den Ländern verbleiben bis zu diesem 
Zeitpunkt erzielte Nutzungen. 

2. Aufwendungen und Verwendungen, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
bezug auf Eigentum und sonstige Vermö- 
gensrechte gemacht worden sind, auf die 
die Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes Anwendung finden, sind von der 
Stiftung nach Maßgabe der Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts zu erstatten. Nach 
diesem Zeitpunkt erzielte Nutzungen sind 
an die Stiftung abzuführen. 

3. Unbeschadet der Vorschrift der Nr. 1 
Satz 2 sind an die Stiftung ferner abzu- 
führen alle sonstigen Vorteile, die ein Land 
auf Grund eines Vermögenswertes, auf 
den die Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses 
Gesetzes Anwendung finden, oder als Er- 
satz für die Zerstörung, Beschädigung oder 
Entziehung eines solchen Vermögenswertes 
oder durch ein Rechtsgeschäft erworben 
hat, das sich auf einen solchen Vermögens- 
wert bezieht. 

§ 22 

Der Bundesminister des Innern und der 
Kurator der Stiftung sind berechtigt, von 
allen Stellen, die seit dem 9. Mai 1945 mit 
der Verwaltung des unter die Vorschriften 
dieses Gesetzes fallenden Eigentums oder der 
unter die Vorschriften dieses Gesetzes fallen- 
den sonstigen Vermögensrechte befaßt waren, 
Auskunft zu verlangen und Einsicht in die 
Akten und Unterlagen zu nehmen. Das glei- 
che Recht hat der Bundesrechnungshof. 

§ 23 

(1) Steht das Eigentum an einem Grund- 
stück nach diesem Gesetz der Stiftung zu, 
so ist der Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs von der Stiftung zu stellen. Der 
Antrag muß von dem Kurator oder seinem 
Vertreter unterschrieben und mit dem Siegel 
oder Stempel der Stiftung versehen sein. 
Zum Nachweis des Eigentums gegenüber dem 
Grundbuchamt genügt die in den Antrag 
aufzunehmende Erklärung, daß das Grund- 
stück zum Vermögen der Stiftung gehört. 


4 



(2) Dies gilt entsprechend für sonstige im 
Grundbuch eingetragene Rechte. 

§ 24 

Soweit sich ein anhängiger Rechtsstreit 
durch dieses Gesetz erledigt, trägt jede Partei 
ihre außergerichtlichen Kosten und die Hälfte 
der gerichtlichen Auslagen. Die Gerichtsge- 
bühren werden nicht erhoben. 

§ 25 

Gerichtsgelbühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung dieses Ge- 


setzes entstehen, werden nicht erhaben. Bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§ 26 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 27 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Verkündung in Kraft. 
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Allgemeiner Teil 
A. Einleitung 

1. Der vorliegende Entwurf befaßt sich mit 
der Regelung der rechtlichen und organisa- 
torischen Verhältnisse des Kulturbesitzes des 
ehemaligen Landes Preußen. 

Unter dem Kulturbesitz eines Staates ver- 
steht man die Gesamtheit aller Vermögens- 
werten Rechte des Staates, die dem Kultur- 
leben und der Kultusverwaltung gewidmet 
sind. Kulturbesitz in diesem Sinne besaß der 
preußische Staat in den vielfältigsten Formen. 
Ein großer Teil dieses Kulturbesitzes diente 
den preußischen Hochschulen, Akademien, 
Instituten und Lehranstalten aller Art. An- 
dere Teile dieses Besitzes waren die preußi- 
schen Staatstheater in Berlin, Kassel und 
Wiesbaden, die preußischen Schlösser und die 
Bestände der preußischen Archive in Berlin 
und in den verschiedenen Provinzen. Die 
größte Bedeutung im Rahmen des preußi- 
schen Kulturbesitzes kam jedoch den Staat- 
lichen Museen in Berlin, den Kunstsammlun- 
gen in Kassel und der Preußischen Staats- 
bibliothek zu. Diese Museen und die Staats- 
bibliothek hatten Weltgeltung und Weltruf. 
Sie waren ein beredter Ausdruck deutschen 
Kulturlebens, deutscher Kunstgesinnung und 
deutscher Kunstliebe. Es erscheint deshalb 
zweckmäßig, in diesem Zusammenhang eine 
besondere Darstellung über die Entstehung, 
Entwicklung und Bedeutung dieser musealen 
Einrichtungen und dieser Bestände zu geben. 


B. Die Staatlichen Museen in Berlin 

I. Übersicht 

2. Die Staatlichen Museen in Berlin wurden 
von einer Generaldirektion geleitet, die Rang 
und Rechte einer Provinzialverwaltung be- 


saß. An ihrer Spitze stand der Generaldirek- 
tor der Staatlichen Museen. Die Bestände der 
Staatlichen Museen waren bei Ausbruch des 
zweiten Weltkrieges in folgenden 19 Abtei- 
lungen zusammengefaßt: 

1. Ägyptische Abteilung, 

2. Antikenabteilung, 

3. Vorderasiatische Abteilung, 

4. Islamische Abteilung, 

3. Frühchristlich-Byzantinische 
Sammlung, 

6. Skulpturenabteilung, 

7. Gemäldegalerie, 

8. National-Galerie, 

9. Kupferstichkabinett, 

10. Kunstgewerbemuseum, 

11. Kunstbibliothek, 

12. Museum für Vor- und Früh- 
geschichte, 

13. Museum für Völkerkunde, 

14. Ostasiatische Kunstsammlung, 

15. Museum für Deutsche Volkskunde, 

16. Das Zeughaus, 

17. Münzkabinett, 

18. Zentralbibliothek der Museen, 

19. Gipsformerei. 

Jede Abteilung besaß einen mit weitgehen- 
den Befugnissen ausgestatteten Abteilungs- 
direktor sowie ihren eigenen Stab von wis- 
senschaftlichem und technischem Personal. 

3. Die Museumsabteilungen füllten etwa 
15 Gebäude, »die zum größeren Teil eigens 
für die Zwecke der Museen errichtet worden 
waren. Das älteste Gebäude ist das von 
Schinkel erbaute „Alte Museum“. Es wurde 
1830 eröffnet. In der Folgezeit wurden er- 
richtet: Das Neue Museum (1843 bis 1855), 
die National-Galerie (1867 bis 1878), das 
Kunstgewerbemuseum (1877 bis 1881), das 
Völkerkunde-Museum (1880 bis 1886), die 
Gipsformerei (1890), das Kaiser-Friedrich- 
Museum (1897 bis 1904), die Kunstbibliothek 
(1905 bis 1906), das Pergamon-Museum mit 
dem Deutschen Museum und dem Vorder- 
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asiatischen Museum (1910 bis 1930), das 
Museum in Dahlem (1911 bis 1915). Außer 
dem Zeughaus wurden 1912 die alte Bau- 
akademie, 1920 das ehemalige Königliche 
Schloß und das Kronprinzen-Palais, seit 1930 
die Orangerie des Charlottenburger Schlosses 
und seit 1931 auch das Prinzessinnen-Palais 
für Museumszwecke in Anspruch genommen. 
Der größte und wichtigste Teil dieser Ge- 
bäude stand im Zentrum Berlins auf der so- 
genannten Museumsinsel. 


II. Von der Hohenzollernschen Kunst- 
kammer zum Alten Museum 

4. Die Entwicklung der preußischen Kunst- 
sammlungen setzt in der Regierungszeit des 
Großen Kurfürsten ein. Scnon bald nach 
seiner Thronbesteigung begann er mit der 
Sammlung rheinischer Altertümer, vor allem 
Bronzefiguren, Gemmen und Münzen; 1671 
erwarb er eine kleine holländische Sammlung, 
die auch Marmorwerke enthielt. Seine beson- 
dere Vorliebe galt guten und großen hollän- 
dischen Gemälden. Seine Kolonialbestrebun- 
gen brachten seiner Sammlung asiatische Na- 
turalien, Waffen und Geräte. Auch sein 
Münzkabinett erfuhr eine Bereicherung 
durch die Erbschaft einer kurpfälzischen 
Sammlung. 

Den entscheidenden Gewinn brachte 1675 
der Nachlaß der Schwiegermutter des Kur- 
fürsten, der Prinzessin Amalie von Nassau- 
Oranien. Es handelte sich hierbei um zahl- 
reiche Gemälde, darunter bedeutende Werke 
von Rubens, Rembrandt und van Dyck. 

5. König Friedrich I. von Preußen ließ den 
vorhandenen Bestand durch seinen Bibliothe- 
kar Lorenz Beger in einem dreibändigen 
Werk (Thesaurus Brandenburgensis, 1696 bis 
1701) katalogisieren und setzte die Ankäufe 
fort. Er erwarb eine große Sammlung von 
Gemmen und Münzen. Die wichtigste Er- 
werbung war die der Sammlung des Bellori, 
eines der berühmtesten Archäologen des 
17. Jahrhunderts. Die Sammlung buchte aus- 
gewählte Stücke von hohem Wert, darunter 
40 Marmorwerke und 80 Bronzen. Urnen- 
funde bei dem Bau des Charlottenburger 
Schlosses (1707) führten zur Begründung der 
„Sammlung vaterländischer Altertümer“. 

6. In der Regierungszeit des auf eine spar- 
same Verwaltung überaus bedachten Friedrich 
Wilhelm I. erfuhr die Entwicklung der Kunst- 
sammlung eine gewisse Unterbrechung. Er 


ließ aus den in Holland beleg enen Schlössern, 
die dem Hause Hohenzollern durch die 
oranische Erbschaft zugefallen waren, eine 
Anzahl wertvoller Gemälde, darunter solche 
von Rubens, in seine Kunstkammer über- 
führen; andererseits tauschte er einige Stücke 
der Sammlung Bellori, die seine Sittenstrenge 
geärgert hatten, mit dem sächsischen Königs- 
haus gegen zwei Dragonerregimenter. 

7. Mit Friedrich dem Großen begann eine 
neue Epoche für die Sammlungen. Schon 
1742 erwarb er die Sammlung antiker Mar- 
morwerke — es waren 300 Exemplare — des 
Kardinals Melchior von Polignac für 36 000 
Taler, wobei den König vor allem die römi- 
schen Büsten interessierten. Zu den bedeu- 
tendsten Stücken dieser Sammlung gehörten 
zehn Statuen, die erst 1735 ausgegraben 
waren. Im Jahre 1747 glückte ihm der An- 
kauf einer als besonders wertvoll angesehenen 
antiken Bronzestatue „Der betende Knabe“. 
Er erwarb sie von dem Fürsten Liechtenstein 
für 5000 Taler. Andere Einzelankäufe be- 
sorgten seine Diplomaten und engeren Rat- 
geber, so z. B. im Jahre 1770 aus den Be- 
ständen des römischen Kunsthändlers Cava- 
ceppi. Die Markgräfin von Bayreuth ver- 
machte ihrem Bruder mehr als 100 Marmor- 
werke antiker Herkunft. 1764 erwarb er die 
bedeutende Gemmensammlung des Baron 
von Stosch für 30 000 Dukaten. Das Münz- 
kabinett wurde durch die Sammlung Caspar 
von Pfau um 4000 griechische und römische 
Münzen bereichert. Der Sammeleifer des 
Königs beschränkte sich indessen durchaus 
nicht einseitig auf antike Kunst. Er ergänzte 
vielmehr auoi die bereits vorhandenen Be- 
stände an Gemälden der italienischen und 
niederländischen Schulen. Durch den Ankauf 
von Meisterwerken von Watteau, Chardin, 
Pater und Lancret schuf er die bedeutende 
Sammlung französischer Malerei des 18. Jahr- 
hunderts. Er ließ 1756 durch Büring neben 
Schloß Sanssouci eine Gemäldegalerie errich- 
ten und damit Deutschlands ersten selbstän- 
digen Museumsbau erstellen. Den Marmor- 
werken und der Kleinkunst der Antike be- 
reitete er 1770 in Gontards Antikentempel 
beim Neuen Palais eine eigene Unterkunft. 

8. Friedrich Wilhelm II. erweiterte die 
Sammlungen 1791 durch wertvolle Statuen und 
Büsten aus der Sammlung Negroni. Mit dem 
Aussterben der Markgrafen von Ansbach 
kam durch Erbschaft eine bedeutende Mün- 
zensammlung in seinen Besitz. Die könig- 
lichen Sammlungen wurden durch den von 
ihm zum Vorsteher ernannten bisherigen 
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reformierten Prediger Jean Henry neu ge- 
ordnet sowie organisatorisch und räumlich 
zusammengefaßt. 

9. Die Napoleonischen Kriege, die zu einer 
zeitweiligen Entfernung von Kunstschätzen 
aus Berlin führten, waren der Entwicklung 
der Sammlung nicht förderlich. Aber schon 
1816 setzten Neuankäufe unter dem Einfluß 
Wilhelm v. Humboldts und Niebuhrs wie- 
der ein. So erwarb Schinkel aus den Bestän- 
den des Hauses Aldobrandini antike Mar- 
morwerke, der Kammerherr v. Sack sam- 
melte in Italien und Griechenland, und der 
preußische Geschäftsträger in Rom, Bunsen, 
gab den Erwerbungen römischer Werke einen 
besonderen Auftrieb. Die Finanzen des 
Staates machten indessen planmäßige An- 
käufe längere Zeit schwierig, und es entstand 
der Gedanke, vor allem Nachbildungen 
(Gipsabgüsse) klassischer Werke zu beschaf- 
fen, um ein möglichst umfangreiches Mate- 
rial- für kunsthistorische Studien zu gewin- 
nen. Gleichwohl verzichtete man nicht ganz 
darauf, sich günstig darbietende Gelegenhei- 
ten auszunutzen. So kam es zu dem Erwerb 
von Altertümern aus dem Nachlaß des Gene- 
rals von Minutoli und des Generalkonsuls 
Bartholdi. Aus dem Besitz eines österreichi- 
schen Generals v. Koller wurden 671 Terra- 
kotten und 186 Glasgefäße, 579 Bronzefigu- 
ren, 135 Marmorwerke und 29 ägyptische 
Altertümer erworben. Von erheblichem 
Wert war der Ankauf italischer Vasen 
deren Transport bei den damaligen Ver- 
kehrsverhältnissen ein besonderes Problem 
war. 1830 wies die Vasensammlung bereits 
den ansehnlichen Bestand von 2000 Num- 
mern auf. 1823 wurde die Ägyptische 
Sammlung begründet, die auf die Sammel- 
tätigkeit des Gesandten v. Knobelsdorff, Rom, 
und des Grafen Pourtales zurückzuführen 
ist* Auf Veranlassung von Alexander v. 
Humboldt wurden die Funde aus den Aus- 
grabungen des Triestiners Passalacqua in 
Ägypten angekauft. Passalacqua wurde der 
erste Direktor dieser Sammlung. Den größ- 
ten Gewinn hatte die Gemäldesammlung 
durch den Ankauf der Galerie Giustiniani 
(1815) mit Gemälden von Caravaggio, Guido 
Reni, Carracci, Salvatore Rosa und den Er- 
werb der Sammlung Solly (1821), eines in 
Berlin ansässigen englischen Kaufmanns; die 
Sammlung Solly, die ungefähr 3000 Werke 
umfaßte, hatte Meisterwerke von Filippo 
Lippi, Francia, Mantegna, Holbein d. J. 
(„Bildnis des Kaufmann Gisze“) u. a. m. Das 
Hauptstück bildeten die Flügel des Genter 


Altars, die Solly 1818 für 100 000 Fr. von 
den Domherren der Kirche St. Bavo gekauft 
hatte. Um die gleiche Zeit gelangen trotz der 
Finanznot des Staates noch weitere bedeu- 
tende Ankäufe, u. a. auch von Werken, die 
Raffael zugeschrieben wurden, und von Wer- 
ken des Sandro Botticelli. 

Der bereits erwähnte Vorsteher der Kunst- 
kammer Henry hatte schon 1805 dem König 
den Vorschlag zur Errichtung eines dem 
Publikum allgemein zugänglichen Museums 
gemacht, dem jedoch in den Kriegszeiten 
keine Folge gegeben werden konnte. Durch 
die Kabinettsorder vom 29. März 1810 wurde 
dieser Gedanke wieder aufgegriffen. Die da- 
mals von Friedrich Wilhelm III. gegebene 
Anregung: „Hier in Berlin eine öffentliche, 
gutgewählte Kunstsammlung anzulegen . . . , 
die in Verbindung mit den übrigen wissen- 
schaftlichen und Kunstinstituten kommen 
wird“ wurde insbesondere von Wilhelm v. 
Humboldt, dem zuständigen Chef des Kul- 
turdepartements im Ministerium des Innern, 
sowie später durch die Kunsthistoriker Frei- 
herr von Rumohr und Kugler entscheidend 
gefördert. Am 12. Oktober 1820 ordnete der 
König an, aus den Schlössern, Gärten und 
Galerien diejenigen Kunstwerke auszuwäh- 
len, die der Aufnahme in einem Museum für 
würdig erachtet würden. Eine unter dem 
Vorsitz des Staatskanzlers Graf Hardenberg 
eingesetzte Kommission führte die umfang- 
reichen Arbeiten durch. Der Gedanke, für die 
Sammlung ein selbständiges, ihrer Aufstel- 
lung und Benutzung gewidmetes Gebäude zu 
errichten und dafür den Platz am Lustgarten 
zu wählen, stammt von Schinkel. 1829 berief 
der König als ersten Generalintendanten der 
Museen Graf Brühl, während Wilhelm v. 
Humboldt an der Spitze der Museums-Kom- 
mission blieb. Für den weiteren Ausbau der 
damals vorgesehenen vier Abteilungen war es 
von entscheidender Bedeutung, daß sie aus- 
gezeichneten Fachleuten, wie Waagen (Ge- 
mäldegalerie), Schorn (Kupferstichkabinett), 
Passalacqua und später Lepsius (Ägyptische 
Abteilung) anvertraut wurden. 

10. Am 3. August 1830 wurde das von 
Schinkel am Lustgarten erbaute Museum — 
heute als „Altes Museum“ bekannt — er- 
öffnet. Bei seiner Eröffnung vereinigte das 
Königliche Museum in vier Abteilungen rund 
400 antike Marmorwerke, das Antiquarium 
mit seinen Bronzen, Terrakotten, Gemmen 
und der besonders reichhaltigen Sammlung 
unteritalischer Vasen, Kunstgewerbe und 
einige Renaissance-Skulpturen sowie die Ge- 
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mälde, die teils aus den Schlössern (346), teils 
aus neu erworbenen Kollektionen (1200) 
stammten. Daneben bestand die Kunstkam- 
mer im Schloß noch fort mit einer durch Ge- 
schenke und durch Alexander v. Humboldts 
Vermittlung bereidierten ethnographischen 
Sammlung. 


III. Vom Alten Museum zur Museumsinsel 

11. Die Gründung von 1830 ist in der Fol- 
gezeit ins Große entwickelt worden. Dabei 
richteten sich die Bemühungen auf folgerich- 
tigere Durchgliederung der Organisation 
durch Verselbständigung eigenwertiger Grup- 
pen zu besonderen Abteilungen, auf Verdich- 
tung der Denkmälerreihen und auf Zuwachs 
an künstlerischen Spitzen. 

Diese Entwicklung ist im folgenden für die 
einzelnen, bereits oben genannten Abteilun- 
gen kurz aufzuzeigen. 

1. Ägyptische Abteilung 

12. Die Ankäufe ägyptischer Kunst durch 
den preußischen Staat gehen, wie bereits er- 
wähnt, bis etwa 1 820 zurück. Die nach ge- 
genständlichen Darstellungen angeordneten 
Bestände waren zunächst im Schloß Monbi- 
jou untergebracht. Ihre Entwicklung zu einer 
wissenschaftlichen Sammlung und Forschungs- 
stätte begann mit der Tätigkeit von Richard 
Lepsius und dem Einzug in das von Stüler 
errichtete sogenannte Neue Museum (1850). 
Lepsius hatte 1842 bis 1846 im Aufträge 
Friedrich Wilhelms IV. Ägypten und Nubien 
bereist, und die Ergebnisse seiner Expedition 
bilden den eigentlichen Grundstock der Ab- 
teilung in ihrer heutigen Gestalt. Nach 
Lepsius’ Tod übernahm Adolf Erman 1885 
die Leitung. 

Die Blüteperiode der Ägyptischen Abteilung 
ist unlösbar mit den deutschen Ausgrabun- 
gen in Mittel- und Oberägypten verknüpft, 
und diese wiederum fanden ihre Förderung 
in erster Linie durch die Deutsche Orient- 
Gesellschaft und ihren großen Mäzen James 
Simon. Sie begannen 1898 mit der von 
F. W. Freiherrn von Bissing ermöglichten 
Erforschung des Sonnenheiligtums von Abu- 
sir; daran schlossen sich dann weitere Auf- 
gaben an, die zumeist unter der Leitung von 
L. Borchardt durchgeführt wurden: Die Er- 
forschung der Pyramiden von Abusir und des 
vorgeschichtlichen Gräberfeldes von Abusir- 
el-meleq (A. Scharff u. a.) und schließlich die 


Ausgrabung der Königstadt von El-Amarna. 
Die Ausbeute, soweit sie den deutschen 
Expeditionen zugesprochen wurde, gelangte, 
dem Wunsche der Auftraggeber entspre- 
chend, in die Ägyptische Abteilung der 
Museen. Der auf diese Weise stetig wachsende 
Bestand wurde durch Ankäufe auf dem 
Kunstmarkt systematisch ergänzt; hier war 
es wiederum James Simon, der die Bemühun- 
gen Borchardts und des Konsuls Karl Rein- 
hardt in Kairo finanziell unterstützte. 

Bis 1920 hatte sich der Umfang der Abtei- 
lung fast verdreifacht. Es konnte das ge- 
schlossene Geschichtsbild der Kultur des Nil- 
landes von ihren primitiven Anfängen vor 
3000 v. Chr. bis zum Ende der Spätzeit in 
Denkmälern vorgeführt werden. Die vor- 
und frühgeschichtlichen Altertümer fußen 
vornehmlich auf den Grabungen von Abusir 
in Mitteiägypten. Sie wurden dann durch 
Stücke aus anderen Fundstellen, insbesondere 
den Königsgräbern von Abydos, vervollstän- 
digt. Die Pyramidenzeit des Alten Reiches 
(2800 bis 2300 v. Chr.) führten drei Beispiele 
von Kultkammern vor. Die Erforschung der 
Stufenpyramide von Sakkara erbrachte wei- 
tere Beiträge. Es folgte die Zeit des Mittleren 
Reiches mit bedeutenden Beispielen architek- 
tonischer Plastik. 

Die Kunst des Neuen Reiches (1600 bis 700 
v. Chr.) bildete den Höhepunkt der Samm- 
lung. Sie hatte durch die Funde von El- 
Amarna mit der bemalten Büste der Königin 
Nofretete, den berühmten Reliefs und den 
kleinen Köpfen der Königin, des Königs und 
anderer Familienmitglieder für weite Kreise 
alle anderen Kostbarkeiten des Museums in 
den Hintergrund treten lassen. 

Aus der Spätzeit besaß die Abteilung in dem 
sogenannten „Grünen Kopf“, dem Porträt 
eines kahlköpfigen Priesters in dunkelgrünem 
Stein, eines der hervorragendsten Doku- 
mente. Aus der griechisch-römischen Zeit 
zeigte das Museum eine reiche Sammlung 
von Mumienporträts, die teils der ägyptischen, 
teils der Antikenabteilung eingegliedert 
waren. 

Die christlich-ägyptischen (koptischen) Ge- 
genstände waren bei der Neuinstallierung der 
Frühchristlich-Byzantinischen Abteilung im 
Kaiser-Friedrich-Museum dieser einverleibt 
worden. 

13. Als Sonderabteilung der Ägyptischen 
Sammlung reicht die Entstehungsgeschichte 
der Papyrusabteilung ebenfalls bis in die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts zurück. Die 
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Einbeziehung dieser geschriebenen Doku- 
mente — die an anderen Orten zumeist im 
Rahmen der Bibliotheken gesammelt wer- 
den — in die Museumsabteilung war für die 
geschlossene Betrachtungsweise, wie sie auf 
Lepsius zurückgeht, ein besonders günstiger 
Umstand. In dem durch Sonderzuwendungen 
reichen Sammlungsbestand sind die Papyrus- 
rollen und Einzelblatter des Mittleren Rei- 
ches (Papyrus Westcar) und der umfang- 
reiche Teil aus der Zeit des Neuen Reiches 
(Totenbücher, Götterhymnen, medizinische 
Schriften usw.) besonders zu nennen. Selten- 
heiten waren Schriftstücke in aramäischer 
Spiache aus der Kolonie auf der Insel Ele- 
phantine. Von den zahlreichen griechisch ge- 
schriebenen Papyri besaß die Abteilung die 
ältesten Zeugnisse. Es folgten die durch d ; e 
geschichtlichen Ereignisse hervorgerufenen 
Schriften in koptischer und arabischer Sprache. 
Die Erschließung vieler Dokumente, die erst 
durch schwierige konservatorische Arbeit und 
kombinatorische Intuition möglich war, ist 
mit dem Namen Hugo Ibschers verknüpft. 

14. Die Ägyptische Abteilung gehörte zu den 
wenigen Abteilungen der Museen, die bei den 
umfangreichen Neu- und Erweiterungsbauten 
nicht bedacht worden sind. Dieses mutet um 
so verwunderlicher an, als ihre Zunahme 
mengenmäßig und bedeutungsmäßig durch 
das gesteigerte allgemeine Interesse an ägyp- 
tischer Kunst ganz außerordentlich war. Man 
muß jedoch wissen, daß Pläne für einen Er- 
weiterungsbau Vorlagen, und zwar sollte am 
Ufer des Kupfergrabens, im Anschluß an den 
Stülerbau und mit diesem verbunden, ein 
einstöckig gedachter Ergänzungstrakt ent- 
stehen. Die Bautätigkeit der Museen wurde 
jedoch auf das Pergamonmuseum mit seinen 
beiden Flügeln, dem vorderasiatisch-islami- 
schen und dem deutschen, konzentriert. 

2. Antikenabteilung 

15. Die Antikenabteilung der Staatlichen 
Museen gliederte sich im Jahre 1939 in drei 
Unterabteilungen: die Architekturabteilung, 
gemeinhin Pergamonmuseum genannt, die 
Skulpturenabteilung und das Antiquarium. 
Sie umfaßte damit das gesamte Gebiet der 
griechischen und römischen Kultur, soweit sie 
sich in greifbaren Dokumenten äußert. In 
den Ausstellungsräumen trat vornehmlich 
der Charakter der Kunstsammlung in Er- 
scheinung. Der wissenschaftliche Wert be- 
ruhte ebenso wesentlich auf den Beständen 


der Studiensammlung von Gegenständen 
mehr kultur- und religionsgeschichtlicher wie 
rein volkskundlicher Art. 

Die Skulpturensammlung und das Antiqua- 
rium waren ein wesentlicher Bestandteil des 
1830 gegründeten Königlichen Museums. Der 
Umfang der damals bereits vorhandenen 
antiken Skulpturen reichte aus, um beide Ge- 
schosse der Rotunde und den langen Nord- 
saal des Alten Museums im Hauptgeschoß zu 
füllen. Eduard Gerhard, der 1833 zum 
Archäologen des Museums bestellt worden 
war, sorgte für einen Ausbau der Vasen- 
sammlung, die im Untergeschoß des Schinkel- 
baues aufgestellt wurde. Ihr gliederten sich 
würdig die Bronzestatuetten, -geräte und 
-gefäße an. Die Skulpturenabteilung und das 
Antiquarium waren bis 1932 getrennte Ab- 
teilungen. 

Seit 1844 erlebte die Skulpturenabteilung eine 
wesentliche Erweiterung. Die Sammlung 
zeigte bis in die Mitte der siebziger Jahre ein 
normales Wachstum, großenteils durch we- 
sentliche Stiftungen von Gönnern. Da 
schenkte Humann die ersten Platten des gro- 
ßen Pergamonfrieses an das Museum. Mit 
diesem Augenblick begann die Weltgeltung 
der Sammlung, begann die Ausgestaltung der 
Abteilung zu einer wissenschaftlichen For- 
schungsstätte ersten Ranges. Auf Betreiben 
Conzes und durch das Verständnis Schönes 
wurde mit den Ausgrabungen in Pergamon, 
Milet, Didyma, Priene, Magnesia und auf der 
Insel Samos die Voraussetzung für die spätere 
Gründung des Pergamonmuseums geschaffen. 
Im Rahmen dieser Aufgabe unterhielten die 
Museen von 1901 bis zum Ende des ersten 
Weltkrieges einen Direktorposten in Kon- 
stantinopel. Das Hauptgewicht der Skulptu- 
rensammlung, die im Jahre 1939 das gesamte 
Hauptgeschoß des Schinkelbaues einnahm, lag 
zum einen auf der großen Zahl hervorragen- 
der archaischer Originale; neben Spitzen- 
stücken, wie der stehenden Göttin von Attika 
und der sitzenden aus Unteritalien, zeigte sie 
viele erstklassige, vor allem ionische Origi- 
nale. Zum anderen war die Sammlung römi- 
scher Porträts dadurch ausgezeichnet, daß sie 
eine lückenlose Folge erstklassiger Bildnisse 
aus allen Epochen der römischen Kaiserzeit 
enthielt. Verbunden wurde beides durch eine 
ausgezeichnete Reihe von Originalen und 
Kopien aus der Zeit vom 5. bis 1. Jahrhun- 
dert v. Chr. Angegliedert war die Sammlung 
etruskischer Urnen und Skulpturen. Ge- 
schlossene Grabfunde neben einer Auswahl 
hervorragender Buccherokeramik und vor 
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allem der für die etruskische Kultur, Religion 
und Sprache wichtigen großen Sammlung 
etruskischer Spiegel füllten zwei große Säle. 
Neu eröffnet wurde im Jahre 1938 die bisher 
auch Kunstfreunden und der Wissenschaft so 
gut wie unbekannt gebliebene Sammlung 
kyprischer Altertümer. 

Zu der Menge der Terrakotten, deren Haupt- 
anziehungspunkt die Tanagrafiguren waren, 
kam die in ihrer Art einmalige Lipper- 
heidesche Helmsammlung, bedeutend da- 
durch, daß sich in ihr die Entwicklung der 
Helmform von griechisch-archaischer Zeit bis 
in spätrömische Zeit lückenlos ablesen ließ. 
Die Sammlung griechischer Bronzen stand 
würdig neben denen der übrigen Museen von 
Weltgeltung (archaische Kouroi und Koren, 
der Zeus und der Krieger aus Dodona, die 
„Spinnerin“ und nicht zuletzt der „Betende 
Knabe“). Auch das Bronzegerät war für grie- 
chische und römische Zeit gleichermaßen in 
hervorragenden Stücken vertreten. 

Der Hildesheimer Silberfund war das weithin 
berühmte Kernstück der Menge römischer 
Geräte, das, 1863 geborgen, zugleich der 
Grundstock der „Schatzkammer“ der Anti- 
kenabteilung war. Äußerst vielseitig war die 
Schmucksammlung sowohl in der Art wie in 
der Herkunft der Gegenstände nach Zeit und 
Landschaft. Ihren besonderen Charakter er- 
hielt sie durch die Erwerbung der Sammlung 
Gans. Dazu kamen vielerlei Einzelankäufe. 
Der Fisch aus dem Fund von Vettersfelde war 
ein einzigartiges Beispiel skythisch-griechischer 
Mischkunst. Die Sammlung der Gemmen, 
Kameen und Glaspasten umfaßte rund 
14 000 Nummern. Sie war in Verbindung mit 
dem nahezu lückenlosen Bestand aller vor- 
handenen Gemmen abgußsammlungen die 
Forschungsstätte für dieses Gebiet, die 1890 
bis 1900 von A. Furtwängler ausgebaut wor- 
den war. 

Die Sammlung antiker Gläser enthielt Unica 
von erstem Rang und weitere berühmte 
Stücke, zum Teil aus der Sammlung Gans. 
Im ganzen umfaßte sie rund 2800 Num- 
mern. 

Das erste Geschoß des Neuen Museums 
diente der Vasensammlung als Unterkunft. 
Nach den grundlegenden Arbeiten von 
Eduard Gerhard war es wiederum Furtwäng- 
ler, der mit dem Katalog des damaligen Be- 
standes 1885 die wissenschaftliche Betrach- 
tung dieser Monumentenklasse zu einer neuen 
Systematik führte. Die Sammlung war von 


hoher Bedeutung für die Wissenschaft dank 
ihrer geschlossenen Folge von Beispielen der 
Stile und Gattungen griechischer Keramik. 

Um ihrer Herkunft aus dem Fajum willen 
war die Sammlung der Mumienporträts 
räumlich mit der Ägyptischen Abteilung ver- 
bunden. Sie enthielt Bildnisse aus der Zeit 
vom 1. bis 3. Jahrhundert n. Chr. 

16. Nur kurze Zeit bestand das erste Perga- 
monmuseum, das 1907 wieder abgerissen 
werden mußte. Erst 1930 konnte der Messel- 
bau eingeweiht werden, der für den Pergamon- 
altar eine neue würdige Aufstellung ermög- 
lichte. In dieser neuen eindrucksvollen Form, 
die Theodor Wiegand Impulse und Durch- 
führung verdankte, lebte das Pergamon- 
museum im Bewußtsein der Weltöffentlich- 
keit. 

Zugleich war mit diesem Pergamonmuseum 
das erste Architekturmuseum geschaffen, in 
dem es unternommen war, antike Bauten im 
Originalmaßstab ganz oder in Teilen wieder- 
aufzurichten. Die Funde aus den Grabungen 
des Museums fanden, soweit sie nach Berlin 
kamen, eine sachgemäße und eindrucksvolle 
Aufstellung. Der Anschauungs- und Lehr- 
wert, den das Museum für Künstler und 
Studierende auch der Architektur hatte, kann 
kaum überschätzt werden. Der archaische 
Saal enthielt außerordentliche Stücke aus 
Didyma, Olympia, Samos und anderen Gra- 
bungsstätten; im hellenistischen standen Auf- 
bauten verschiedener Tempel und Gebäude 
aus Pergamon, Priene, Milet und Magnesia; 
im römischen Saal sah man das Grab der 
Carfinia aus Falerii gegenüber dem Markttor 
aus Milet. Ein großes Mosaik aus Milet 
schmückte den Fußboden dieses Saales. In fünf 
Stockwerken übereinander bargen ausge- 
dehnte Magazinräume die Studiensammlun- 
gen mit den gesamten Einzelfunden aus 
Magnesia und wesentlichen Originalen aus 
allen Grabungsplätzen. 

Die jüngste Sammlung der Antikenabteilung 
war die der Inschriften, die in einem Schau- 
und drei Studiensälen aufgestellt war. Die 
Entwicklung besonders der griechischen 
Schrift, aber auch der lateinischen ließ sich 
hier an sehr schönen Beispielen ablesen. 

J. Vorderasiatische Abteilung 

17. Die Begründung der Abteilung fiel in das 
Jahr 1899. Assyrische und andere altorienta- 
lische Altertümer besaßen die Berliner 
Museen schon mehrere Jahrzehnte vorher in 
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ihren Sammlungen griechisch-römischer und 
ägyptischer Altertümer und Kunstwerke. Sie 
stammten aus den englischen Ausgrabungen 
in Assyrien und aus dem Kunsthandel. Der 
Initiative Friedrich Delitzschs wird die Zu- 
sammenfassung der Berliner vorderasiatischen 
Bestände in einer besonderen Vorderasiati- 
schen Abteilung bei den damaligen König- 
lichen Museen verdankt, für die allerdings 
zunächst nur im Kellergeschoß des Kaiser- 
Friedrich-Museums Raum zur Verfügung ge- 
stellt werden konnte. Dieses „Provisorium“ 
dauerte 32 Jahre; denn erst 1930 konnte 
ein Teil der monumentalen Ausstellungs- 
räume der Abteilung im Südflügel des 
Pergamonmuseums eröffnet und damit 
auch die wissenschaftliche Bearbeitung der 
meisten Sammlungsgegenstände gefördert 
werden. 

Das war außerordentlich dringend geworden, 
seit die Ergebnisse der großen deutschen Aus- 
grabungen in Vorderasien im Museum ein- 
trafen, die in der Hauptsache dem Deutschen 
Orient-Comite, besonders aber der Deut- 
schen Orient- Gesell schaft zu verdanken 
waren. Diese hatte sich 1898 mit dem aus- 
gesprochenen Zweck begründet, den Berliner 
Museen durch wissenschaftliche Ausgrabun- 
gen im Orient Studienmaterial zu beschaffen 
und für dessen Veröffentlichung zu sorgen. 
Ihre staatlich subventionierten und durch 
Mitgliederstiftungen finanzierten Ausgrabun- 
gen konnten bis 1917 durchgeführt werden. 
Ihre Veröffentlichungsarbeiten sind noch 
jetzt im Gange. Die Vorderasiatische Abtei- 
lung füllte sich durch die erworbenen Aus- 
grabungsfunde dermaßen an, daß sie Welt- 
geltung erwarb. Man nannte sie in einer 
Reihe mit den vorderasiatischen Sammlungen 
des Louvre, des Britischen Museums, des 
Oriental Institut von Chicago, der Samm- 
lung in Philadelphia und des Iraq-Museums 
in Bagdad. 

Den Weltruf begründeten insbesondere die 
Schmelzfarben-Ziegelfronten von Babylon, 
der Prozessionsstraße, des Ischtartores und 
der Thronsaalfront Nebukadnezars II. (604 
bis 558). Ihre Auffindung und Wiederherstel- 
lung ist das Werk Robert Koldeweys, des 
Ausgräbers von Babylon. Ihre Bearbeitung 
und Wiederaufrichtung im Museum unter 
W. Andrae bedurfte hingebender und mühe- 
voller Tätigkeit vieler Helfer durch mehr 
als 30 Jahre. Drei Berliner keramische 
Werkstätten waren bemüht, den Zusammen- 
hang zwischen den gewonnenen Stücken 
keramisch so zu ergänzen, daß der aufmerk- 


same Beschauer jederzeit das Alte vom Er- 
gänzten unterscheiden konnte. 

Die Größe der zur Verfügung stehenden 
Museumsräume hatte dazu geführt, auch die 
Baukunst innerhalb der Schausammlungen 
zur Sprache kommen zu lassen. So ist dann 
auch gewissermaßen als Auftakt zur Pro- 
zessionsstraße von Babylon ein alt-nord- 
syrisches Burgtor von Sendschirli in natür- 
licher Größe zur Darstellung gekommen. 

Die so natürliche enge Verbundenheit der 
Plastik mit der Architektur trat in der alt- 
orientalischen Kultur, die hier anschaulich 
gemacht werden sollte, besonders deutlich 
hervor. So waren die gewaltigen Dolerit- 
löwen aus dem Burgtor von Sendschirli ganz 
am richtigen Ort, und ebenso die kleinen Re- 
lief-Orthostaten-Platten, die sich am Fuß der 
Turmwände und übrigens auch an den 
Palastwänden hinzogen. Sie sprachen gleich- 
zeitig mit ihren Bildern und Inschriften zu 
den Vorbeigehenden. Der ganze, sehr große 
Saal vor dem Sendschi rlitor war mit solchen 
Reliefbildern aus dem aramäischen und 
mitannischen Bereich (Teil Halaf) ange- 
füllt. 

Die Absicht war nun, um die Hauptsache 
der Ausstellungsräume herum dasjenige zur 
Darstellung zu bringen, was an Kleinpla.stik, 
Keramik und Gebrauchsgegenständen aus den 
verschiedenen Ausgrabungen und aus dem 
Kunsthandel hatte erworben werden können. 
Der Uruksaal enthielt Architektur- und Pla- 
stikfunde aus den von Julius Jordan, Arnold 
Nöldeke und Heinrich Lenzen geleiteten 
deutschen Ausgrabungen in Uruk-Warka, der 
Babylonsaal hauptsächlich Funde aus den 
in 19 Jahren durchgeführten Ausgrabun- 
gen in jener alten Weltstadt. Ein weiterer 
Saal war fast ganz den in der von W. Andrae 
geleiteten Ausgrabung von Assur gemachten 
Funden Vorbehalten, 

Auch für die an der altorientalischen 
Geschichte anschließende Epoche der grie- 
chischen Invasion und das, was sich aus ihr in 
der Diadochen- und Partherzeit ergab, mußte 
in der Vorderasiatischen Abteilung gesorgt 
werden. Die drei großen Ausgrabungen von 
Babylon, Assur und Uruk brachten sehr viel 
Keramik, Kleinkunst und neue Baukunst- 
erkenntnisse herein. Die Hoffassade eines 
parthischen Palastes konnte im Museum, und 
zwar gegenüber dem Ischtartor, in natür- 
licher Größe wiederaufgebaut werden. Vom 
Grabmal des Antiochos von Kommagene sind 
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von einer deutschen Expedition Abgüsse und 
Originalstücke heimgebracht und hier auf- 
gestellt worden. 

18. Sehr viel Geduld, Mühe und Geld wurde 
im Museum aufgewendet, die oft in Hunder- 
ten oder Tausenden von Bruchstücken herein- 
gekommenen Funde zusammenzufügen. Das 
grandioseste Beispiel dafür sind Prozessions- 
straße und Ischtartor. Man fand jedoch ein 
weiteres, kleineres, auch in einem der As- 
syrersäle, wo ein monolither Dolerittrog für 
das Weihwasser des Assurtempels in Assur mit 
acht Götter- und sechzehn Priesterfiguren 
zusammengekommen ist. Und ferner konnte 
der ungeheure Doleritsarkophag des Assyrer- 
konigs Assurnasirpal II. in seiner nach den 
Originalmaßen aufgebauten Gruft zur Be- 
sichtigung hergerichtet werden. 

Integrierender Bestandteil der Abteilung war 
vor allem die Tontafelsammlung, die aus der 
internationalen Keilschriftforschung nicht 
mehr fortzudenken ist. „VAT“, die Bezeich- 
nung der Tontafeln der Vorderasiatischen Ab- 
teilung, ist ein allgemein bekanntes Sigel auf 
diesem Gebiete. Es waren etwa 20 000 
Urkunden oder Fragmente solcher Ton- 
tafeln, die meisten davon fundortmäßig de- 
terminiert, da sie aus den deutschen Ausgra- 
bungen kamen. Allerwichtigste Stücke, wie 
die Staatsverträge des ägyptischen Pharao 
mit dem Hethiterkönig, Teile des assyrischen 
Gesetzbuches aus der Zeit Tiglatpilesars I., 
assyrische Königsannalen, babylonische Hym- 
nen und andere religiöse Texte verdienen be- 
sonders genannt zu werden. 

Die Abteilung war im Besitz einer der voll- 
ständigsten Fachbibliotheken. 

Es gibt keine altorientalische Sammlung, die 
so vielseitige und reichhaltige Magazin- 
bestände aufzuweisen hätte wie die Vorder- 
asiatische Abteilung Berlins, in der aus zwölf 
verschiedenen Ausgrabungen Fundgegen- 
stände zusammengeflossen waren, die ein 
gründliches archäologisches Studium ermög- 
lichten. 

4. Islamische Abteilung 

19. Die Islamische Abteilung wurde 1904 auf 
Veranlassung von Wilhelm v. Bode begrün- 
det. In weiser Voraussicht der kommenden 
Entwicklung dieses Sondergebiets hatte er das 
von ihm entworfene Programm gegen erheb- 
liche Widerstände durchzusetzen gewußt. Als 


Grundstock stiftete er eine von ihm aus eige- 
nen Mitteln zusammengebrachte Reihe her- 
vorragender Orientteppiche, und gleichzeitig 
griff er die Anregung von Josef Strzygowski 
auf, sich um die Erwerbung der durch den 
Bau der Mekkabahn gefährdeten Prunkfas- 
sade des Wüstenschlosses Mschatta in Trans- 
jordanien zu bemühen. Sie gelangte denn auch 
1904 als Geschenk Sultan Abdulhamids an 
Kaiser Wilhelm II. nach Berlin und bildete 
von Anfang an den Mittelpunkt der neu ge- 
schaffenen Abteilung. Hinzu kamen eine 
Anzahl Überweisungen aus dem Kunst- 
gewerbemuseum und dem Völkerkunde- 
museum, insbesondere aber die leihweise Auf- 
stellung der ebenso umfangreichen wie be- 
deutenden Bestände an persisch-islamischer 
Kunst aus dem Besitz von Friedrich Sarre, 
der nun selbst die Leitung der Abteilung 
übernahm. 

Nach so verheißungsvollem Anfang wurden 
die Sammlungen in der Folgezeit systematisch 
ausgebaut durch Ankäufe aus dem Kunsthan- 
del, zu denen die Mittel großenteils Berliner 
Gönner bereitstellten. Paris und London 
waren die Hauptmärkte für die Erzeugnisse 
des Nahen Ostens, und fast alle Erwerbun- 
gen der Abteilung wurden dort oder im 
Orient selbst getätigt. Aus den von Friedrich 
Sarre organisierten und von Ernst Herzfeld 
durchgeführten deutschen Ausgrabungen in 
Samarra (1911 — 1914) kam ihr ein wichtiger 
Zuwachs an Wanddekorationen und Klein- 
kunst des 9. Jahrhunderts, der Glanzzeit des 
Kalifats der Abbasiden von Bagdad. 1921 
stiftete Friedrich Sarre etwa 750 Objekte sei- 
ner bis dahin als Leihgabe ausgestellten Samm- 
lung und hob dadurch noch das Niveau der 
Abteilung. Die von O. Reuther und E. Küh- 
nei geleiteten Ktesiphon-Expeditionen (1928/ 
29 und 1931/32) brachten eine weitere we- 
sentliche Ergänzung vor allem hinsichtlich 
des sasanidischen Stuckdekors, wie er sich im 
5. bis 7. Jahrhundert in dieser Residenz der 
Perserkönige ausgebildet hatte. 

20. Als im Jahr 1931 Friedrich Sarre in den 
Ruhestand trat, stand die Abteilung als plan- 
mäßig aufgebautes, in sich geschlossenes Mu- 
seum islamischer Kunst von Weltruf da, das 
mit den verwandten Spezialsammlungen in 
London, Paris, Leningrad, Istanbul, Kairo und 
New York Jeden Vergleich auf nehmen konnte, 
in mancher Beziehung ihnen sogar als Vorbild 
diente. Das Sammelgebiet umfaßte die ge- 
samte Kunst der mohammedanischen Länder 
von Andalusien bis nach Indien und von 
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ihren Anfängen im 8. Jahrhundert bis zu 
ihrem Niedergang im 18. Jahrhundert, außer- 
dem die unmittelbar vorhergehende sasani- 
dische und parthische Periode Irans. Der Bau- 
dekor sowohl wie die gewerblichen Tech- 
niken wurden in gleichem Maße berücksich- 
tigt, so daß der Besucher von Stein- und 
Stuckrelief, von Holztäfelung und kerami- 
schem Belag eine ebenso klare Vorstellung ge- 
winnen konnte wie von den Leistungen der 
Metall- und Glasindustrie, der Gefäßtöpfe- 
rei, des Buchgewerbes, der Seidenwirkerei und 
der Knüpfkunst. 

Außer der Mschattafront, die wie kein ande- 
res Monument den Übergang des Ornament- 
stils vom spätantiken zum islamischen Form- 
gefühl verdeutlicht, bildeten den Ruhm der 
Abteilung hervorragende Beispiele der sasa- 
nidischen Toreutik, der tauschierten sogenann- 
ten Mosulbronzen, der sarazenischen Elfen- 
beinkunst, der persischen Lüsterfayencen und 
der syrischen Glasgefäße sowie ihr Reichtum 
an persischen und anatolischen Teppichen der 
Blütezeit und an Erzeugnissen der indischen 
Miniaturmalerei. 

In den letzten zwei Jahrzehnten, auch noch 
während des Krieges, kamen unter der Lei- 
tung von E. Kühnei wichtige Erwerbungen 
auf verschiedenen Gebieten hinzu. Durch Er- 
weiterung von Bildarchiv und Fachbücherei, 
durch Anlage einer systematischen Scherben- 
sammlung und andere Einrichtungen des wis- 
senschaftlichen Apparates wurde die Bedeu- 
tung der Abteilung als Zentralstelle für die 
islamische Kunstforschung stärker in den Vor- 
dergrund gestellt. 

Zuerst 1904 im Erdgeschoß des Kaiser-Fried- 
rich-Museums aufgestellt, sollte die Abtei- 
lung nach der Absicht Bodes in dem von ihm 
geplanten Asiatischen Museum in Dahlem ihr 
endgültiges Heim finden. Nachdem dieses 
großzügige Projekt gescheitert war., wurde sie 
1931 nach Fertigstellung der Neubauten auf 
der Museumsinsel in das Obergeschoß des 
Südflügels des Pergamonkomplexes verlegt, 
über die Vorderasiatische Abteilung. Die grö- 
ßeren Säle gestatteten eine Anordnung in 
historischer Abfolge mit der Mschattafassade 
als Mittelpunkt, von der Sasanidenzeit Per- 
siens zu der frühislamischen Epoche der Oma- 
yaden und Abbasiden anschließend über die 
fatimidische und mamlukische Periode Ägyp- 
tens und die spanisch-maurische Episode zu 
den Leistungen Persiens unter Seldschuken, 
Mongolen und Safawiden und schließlich zur 
türkischen Kunst der Osmanen. 


Eine strenge Trennung von Schau- und Stu- 
diensammlung wurde von vornherein durch- 
geführt; die letztgenannte, mit erheblichen, 
aber nur für Fachleute wichtigen Beständen, 
war sehr geräumig und übersichtlich im Dach- 
geschoß untergebracht, während Grabungs- 
funde und Scherbensammlung in Zusammen- 
hang mit den Diensträumen standen. 

5. Frühchristlich-Byzantinische Sammlung 

21. Ursprünglich als Untergruppe der „Ab- 
teilung der Bildwerke der christlichen Epo- 
chen“ entstanden, mit der sie jahrzehntelang 
verwaltungsmäßig verbunden blieb, entwic- 
kelte sich die Sammlung der frühchristlich- 
byzantinischen Kunst unter Leitung von Os- 
kar Wulff und unter stetiger Förderung durch 
Wilhelm v. Bode immer selbständiger, bis sie 
von der abendländischen Plastik des Mittel- 
alters und der Neuzeit, der nunmehrigen 
„Skulpturenabteilung“, auch praktisch ee- 
trennt wurde. 

Die Geschichte dieses Sondergebietes geht bis 
auf die Zeit zurück, als 1840 mit der Samm- 
lung Pajaro aus Venedig auch byzantinische 
Architekturteile in die Berliner Museen ge- 
langten. Bei Auflösung der Kunstkammer 
1875 kamen andere Bestände, vor allem El- 
fenbeinarbeiten, hinzu, und seit etwa 1895 er- 
folgte der weitere systematische Ausbau durch 
Ankäufe in Italien und im Orient. 1900 er- 
warb Bode die reichhaltige Stoffsammlung 
des Konsuls Reinhardt in Kairo und in seinem 
Aufträge 1901/02 Josef Strzygowski in Ägyp- 
ten in größerem Umfange Erzeugnisse kop- 
tischer Kleinkunst. Zur Eröffnung des Kai- 
ser-Friedrich-Museums 1904 stiftete Kaiser 
Wilhelm II. das schon 1844 von Friedrich 
Wilhelm IV. erworbene große Mosaik aus Ra- 
venna. Einzelne Ankäufe aus dem Kunsthan- 
del und Schenkungen brachten weitere Be- 
reicherung, so daß 1939 bei Kriegsausbruch 
die inzwischen auch durch sorgfältige Kata- 
logpublikationen rühmlichst bekanntgewor- 
dene Abteilung eine führende Rolle auf dem 
von ihr vertretenen Spezialgebiet einnahm. In 
ihrem Verbände war zunächst auch die mit- 
telalterliche italienische Kunst verblieben, die 
erst verhältnismäßig spät an die Skulpturen- 
abteilung angeschlossen wurde. 

Unter den Erzeugnissen frühchristlicher Pla- 
stik sind mehrere Sarkophage des 3. bis 5. 
Jahrhunderts aus Italien und Kleinasien (Re- 
lief aus Psamatia) zu nennen. Die byzantini- 
sche Richtung des 6. Jahrhunderts (Brüstungs- 
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platte mit trinkenden Pfauen), die koptische 
Steinkunst Ägyptens vom 3. bis 8. Jahrhun- 
dert, Holzskulpturen (Darstellung der Be- 
freiung einer belagerten Stadt aus dem 5. 
Jahrhundert) und Elfenbeinarbeiten sind in 
hervorragender Auswahl gesammelt worden. 
Hinzu kommen der wertvolle Bestand an 
Schmuckstücken aus Edelmetall (3. bis 10. 
Jahrhundert) sowie die Kult- und Profan- 
geräte aus Bronze. Auch von den bekannten, 
meist in Katakomben gefundenen Gläsern 
mit überfangenen Goldplättchen (4. Jahr- 
hundert) konnten mehrere gezeigt werden. 

Die koptische und byzantinische Keramik 
wurde durch eine umfangreiche Scherben- 
sammlung noch wünschenswert ergänzt. 

Hinsichtlich der koptischen Stoffe konnten 
nur wenige Museen der Welt den Vergleich 
mit den Berliner Beständen aushalten. 

Das schon erwähnte große Apsismosaik aus 
San Michele in Affricisco, datiert 545, war 
ein besonderer Anziehungspunkt der Abtei- 
lung. 

Auch die russische Ikonenmalerei gehörte zum 
Sammelgebiet dieser Abteilung. 

6. Skulpturenabteilung 

(Früher Abteilung der Bildwerke der christ- 
lichen Epochen) 

22. Bei Eröffnung des Alten Museums 1830 
waren die wenigen damals schon vorhandenen 
italienischen Skulpturen der Abteilung an- 
tiker Skulpturen angegliedert. Den eigent- 
lichen Grundstock zur Skulpturensammlung 
legte Waagen, der erste Direktor der Ge- 
mäldegalerie, als er 1840 in Venedig etwa 
achtzig bedeutende Werke der Sammlung Pa- 
jaro erwarb; es waren meist italienische 
Renaissanceskulpturen. Bald darauf kaufte 
Waagen in Florenz 25 bedeutende Bild- 
werke des Quattrocento, darunter Minos 
Mädchenbildnis und DesideriosBüste der Ma- 
rietta Strozzi, mit denen er jene Sammlung 
von Quattrocentoplastik begründete, die spä- 
ter zu einem der unvergleichlichen Glanz- 
punkte der Staatlichen Museen werden sollte. 

Nach diesen verheißungsvollen Anfängen war 
der weitere Ausbau der Sammlung ein Vier- 
teljahrhundert lang nahezu stillgelegt. Das 
Hauptinteresse galt damals der Anlegung 
einer Gipsabgußsammlung. 


Die zweite und wichtigste Phase in der Ge- 
schichte der Skulpturensammlung umfaßt drei 
Jahrzehnte von 1872 bis zur Gründung des 
Kaiser-Friedrich-Museums (1904) und ist aufs 
engste mit dem Namen Wilhelm v. Bodes 
verknüpft. Nachdem Bode schon 1877 eine 
ruhmvolle Reihe von italienischen Bildnis- 
büsten erworben hatte, wurde 1883 durch die 
Vereinigung der auf die Antikenabteilung 
und die Kunstkammer im Stadtschloß ver- 
streuten Skulpturen der nachantiken Zeit die 
„Abteilung der Bildwerke der christlichen 
Epochen“ unter Bodes Leitung gebildet. 
Durch die Hinzunahme der umfangreichen 
Bestände aus der 1875 aufgelösten Kunst- 
kammer erweiterten sich die Sammelgebiete 
entscheidend: die Kleinplastik, vor allem die 
reiche Elfenbeinsammlung der Kunstkammer, 
kam hinzu. Das Interesse für die deutsche Pla- 
stik des Mittelalters und der Renaissance 
wurde geweckt. Mit dem systematischen Aus- 
bau der Abteilung wurde jetzt begonnen. Er 
vollzog sich in den beiden letzten Jahrzehn- 
ten des 19. Jahrhunderts so rasch und inten- 
siv, daß bei Eröffnung des Kaiser-Friedrich- 
Museums (1904) die Abteilung der christlichen 
Bildwerke bereits den reichsten Sammlungen 
dieser Art an Bedeutung gleichkam. 

Die italienische Sammlung erhielt ihren stärk- 
sten Zuwachs durch reiche Ankäufe in Italien 
sowie durch zahllose Geschenke Bodes selbst 
und vieler von ihm beratener Privatsammler, 
wie von Beckerath, Graf Pourtal&s und an- 
derer. Die meisten Werke Donatellos, der 
Robbia, Desiderios und Rossellinos wurden 
durch Bode erworben; ein besonderes Ruh- 
mesblatt seiner Tätigkeit war außerdem der 
Bestand an italienischen Bronzen mit den 
Hauptmeistern Bertoldo, Riccio, Giambologna. 
Diese Sammlung, fast ohne älteren Be- 
stand, war 1904 bereits nahezu vollendet. 
Die unvergleichliche Plakettensammlung, 
1870 mit 70 Stück begonnen, zählte 1904 
rund 1 000 Stüde. Die erste Stiftung James 
Simon (1904) mit ihren zahlreichen kost- 
baren italienischen Bronzestatuetten und Me- 
daillen gab dieser Sammelepoche den glän- 
zenden Abschluß. 

Hinter dem raschen Wachstum der Samm- 
lung italienischer Renaissance blieb der Aus- 
bau der Abteilung nordischer Bildwerke in 
dieser zweiten Phase zunächst noch zurück. 
Immerhin waren bis 1904 bereits 20 Werke 
Riemenschneiders und seiner Werkstatt vor- 
handen. Die deutsche Kleinplastik wurde 
ebenfalls mit viel Erfolg gesammelt. 
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Die Sammlung mittelalterlicher italienischer 
Plastik des 12. bis 14. Jahrhunderts war bei 
Eröffnung des Kaiser-Friedrich-Museums be- 
reits so reichhaltig und gewählt wie keine 
andere. Als kostbare Hauptwerke seien hier 
nur hervorgehoben die Holzmadonna des 
Presbyter Martinus von 1199, Arnolfo di 
Cambios Marientod und die beiden Sibyllen 
von Giovanni Pisano. 

Die dritte Phase in der Geschichte der Skulp- 
turenabteilung (seit 1904) bedeutete für die 
Sammlungen der italienischen Bildwerke im 
wesentlichen eine Erweiterung des hervor- 
ragenden Bestandes. Einen bedeutenden Zu- 
wachs erfuhr sie nach 1933 durch die An- 
käufe aus der Sammlung Figdor. Das Sam- 
melinteresse dehnte sich jetzt auf die Kunst 
des Barock aus. Der Ausbau der Sammlung 
nordischer Bildwerke trat nach der Jahrhun- 
dertwende in sein entscheidendes Stadium. Seit 
durch die Eröffnung des Kaiser-Friedrich- 
Museums Raum geschaffen war, konnten auch 
monumentale Bildwerke, wie die Gröninger 
Empore und verschiedene spätgotische Flügel- 
altäre, erworben werden. Es gelang, aus allen 
Epochen des 12. bis 16, Jahrhunderts Haupt- 
werke der Großplastik in Stein, Holz und 
Ton zu erwerben, wie zum Beispiel die Jesus- 
Johannes-Gruppe, die Dangolsheimer Maria, 
ein Dutzend Werke von Hans Leinberger und 
seiner Werkstatt. Seit 1918 war insbesondere 
die Sammlung deutscher Kleinplastik des 16. 
Jahrhunderts so entscheidend gewachsen, daß 
sie nur noch mit den Beständen in Wien und 
München verglichen werden konnte. Die 
etwa 500 Stück umfassende Plakettcnsamm- 
lung war die reichste in ihrer Art. Auch 
die zweite Schenkung James Simon (1918) 
zeichnete sich durch hervorragende deutsche 
Kleinplastik besonders des 15. und 16. Jahr- 
hunderts aus. 

23. Seit 1896 bis in die letzten Jahre vor dem 
zweiten Weltkrieg hatte der Kaiser-Friedrich- 
Museums-Verein starken Anteil an den Er- 
werbungen, nicht nur innerhalb der italieni- 
schen, sondern vor allem auch der deutschen 
Skulpturen. Daneben bedeutete der Ankauf 
aus der Sammlung Figdor nach 1933 einen 
wesentlichen Zuwachs an deutscher, nieder- 
ländischer und französischer Plastik (zum Bei- 
spiel die Lorcher Kreuztragung). 

Mit reichem Bestand zog die Skulpturenab- 
teilung in das 1904 eroffnete Kaiser-Friedrich- 
Museum ein. Hier war die von Bode vorge- 
nommene gemischte Aufstellung der italieni- 
schen Gemälde und italienischen Plastik cha- 


rakteristisch. Eine neue Epoche begann für 
die Abteilung, als 1930 im linken Flügel des 
Neubaues, dessen Mitteltrakt das Pergamon- 
museum war, das Deutsche Museum eröffnet 
wurde. Die gesamte deutsche Plastik siedelte 
aus dem Kaiser-Friedrich-Museum in die 
durch einen Übergang mit diesem verbunde- 
nen neuen Museumsräume in zwei Stock- 
werken über. Die jetzt für die Deutsche 
Kunst gewählte gemischte Aufstellung von 
Skulpturen und Gemälden erbrachte für die 
Frühe Zeit einen großen Gewinn. Im Kaiser- 
Friedrich-Museum kam es infolge der Er- 
öffnung des Deutschen Museums zu einer 
neuen Anordnung, bei der die italienische Pla- 
stik eine geschlossene, von den Bildern ge- 
trennte Aufstellung anschließend an die 
Räume der Frühchristlich-Byzantinischen 
Abteilung erhielt. 

7. Gemäldegalerie 

24. Als die durch Friedrich Wilhelm III. ins 
Leben gerufene Gemäldegalerie im Jahre 1830 
in dem von Schinkel erbauten Museum der 
Öffentlichkeit übergeben wurde, war ihr be- 
sonderer Charakter bereits klar erkennbar. 

Den Grundstock der Gemäldegalerie bilde- 
ten, wie bereits erwähnt, die aus den Schlös- 
sern von Berlin, Charlottenburg und Pots- 
dam ausgewählten Bilder sowie die Gemälde 
der hinzuerworbenen Sammlungen Ginstiniani 
(1815) und Solly (1821). 

Das Programm, das bei der Gründung der 
Galerie aufgestellt wurde, einen möglichst 
lückenlosen Überblick über die gesamte eu- 
ropäische Malerei (bis um 1800) zu geben, 
prägte sich bereits in den Anfängen sichtbar 
aus und ist auch in der Zukunft stets rich- 
tunggebend geblieben. 

Eine Reihe von Einzelerwerbungen unter dem 
ersten Galeriedirektor Waagen, vielfach durch 
Vermittlung von Rumohrs, ergänzte vor 
allem die italienische Hochrenaissance, aber 
auch die altniederländische Malerei (Bladelin- 
Altar und Johannes- Altar von Rogier van 
der Weyden), sowie die spanische Schule. 

Nach einigen für die Weiterentwicklung 
weniger erfolgreichen Jahrzehnten erlebte 
die Galerie bald nach 1870 unter den gün- 
stigen politischen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen ihren entscheidenden Aufschwung. 
Seit dem Eintritt Wilhelm v. Bodes (1872) 
war die Sammlung in unvergleichlicher Weise 
systematisch und auf die starken Akzente hin 
ausgebaut worden. Der Bodeschen Ankaufs- 
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tätigkeit verdankte die Galerie sämtliche 
Werke Dürers (sieben), fünfzehn Werke Rem- 
brandts, vier Frans Hals, die meisten Haupt- 
werke der holländischen Genremalerei, Tizians 
Lavinia und die Venus mit dem Orgelspieler, 
Bildnisse Botticellis und entsprechende Mei- 
sterwerke aller Epochen. Mit der Sammlung 
Suermondt, die 1874 erworben wurde, ge- 
langten van Eycks Madonna in der Kirche 
und der Mann mit den Nelken, die Dame mil- 
dem Perlenhalsband von Vermeer und viele 
andere Niederländer des 17. Jahrhunderts in 
die Galerie. So bot die Galerie bereits zu Be- 
ginn des neuen Jahrhunderts ein geschlosse- 
nes Gesamtbild der europäischen Malerei vom 
14. bis 18. Jahrhundert, welches Bode in sei- 
ner langen Amtszeit (bis 1929) immer weiter 
durch hervorragende Ankäufe (1905 die Al- 
tarflügel von Simon Marmion, 1914 Mon- 
forte- Altar von Hugo van der Goes, Bruegels 
Sprichwörterbild, 1927 Rubens’ Landschaft, 
1929 Landschaft Rembrandts) erweiterte und 
verstärkte. Infolge dieser auf wissenschaft- 
licher Grundlage durchgeführten Sammel- 
tätigkeit, die alle Länder und Epochen in 
gleichem Maße berücksichtigte, ist die Ga- 
lerie in besonderer Weise zu einer Quelle der 
Belehrung für Kunstfreunde, Gelehrte, Samm- 
ler und Kunsthändler geworden. Nach Bodes 
Tode, 1929, leitete M. J. Friedländer, der seit 
1908 dem Kupferstichkabinett Vorstand, die 
Galerie bis 1933. Die letzte große Erwerbung 
vor diesem Kriege ist das Bildnis eines Man- 
nes mit Laute von Holbein d. J., das durch 
H. Zimmermann, der 1936 die Galerieleitung 
übernahm, in das Museum kam. 

Eine Reihe bedeutender Ankäufe wurde mit 
Hilfe des 1896 von Bode ins Leben gerufe- 
nen Kaiser-Friedrich-Museums-Vereins getä- 
tigt, der die auf Vorschlag der Galerieleitung 
gekauften Werke dem Museum zur dauern- 
den Aufstellung überließ. In vielen Fällen 
schoß der Verein bei wichtigen Angeboten die 
Mittel vor. 1939 betrug die Zahl der Vereins- 
bilder 63, darunter Rembrandts Mann mit 
dem Goldhelm. Unter den zahlreichen Schen- 
kungen und Vermächtnissen ist in erster Linie 
die Sammlung James Simon (1904) zu nen- 
nen. In einem eigenen Kabinett ausgestellt, 
gab diese Sammlung, in der Gemälde (die Ma- 
donna Mantegnas), Skulpturen, Bronzen und 
Möbel vereint waren, ein charakteristisches 
Bild von der durch Bode angeregten Sammel- 
tätigkeit. Im gleichen Jahr wurde die Samm- 
lung von A. Thiem erworben, der van Dycks 
lebensgroße „Marchesa Spinola" dem Museum 
stiftete. 


Wilhelm II. widmete der Gemäldegalerie 
zur Eröffnung des Kaiser-Friedrich-Museums 
Rembrandts Frühwerk „Samson und Delila“ 
sowie drei Hauptwerke von Rubens. Schon 
vorher (1900) hatte Sir Julius Wernher in 
London die acht Altartafeln von Hans Mult- 
scher Bode für das Museum geschenkt. 

25. Aus dem Alten Museum zog die stark ver- 
größerte, aber auch von weniger qualität- 
vollen Stücken gereinigte Gemäldegalerie 1904 
in das von Ihne erbaute Kaiser-Friedrich-Mu- 
seum ein. Nach Bodes genauen Angaben wur- 
den die Räume mit Möbeln, Architekturteilen 
und plastischen Werken aus der Epoche aus- 
gestattet, bei den Italienern wurde die ge- 
meinsame Aufstellung von Malerei und Skulp- 
tur durchgeführt. 

Diese Anordnung hat in ihren Grundzügen 
bis 1930 bestanden. Eine Erweiterungsmög- 
lichkeit für die inzwischen allzu dicht be- 
hängte Galerie sollte in den großen Neubau- 
ten auf der Museumsinsel, deren Mittelpunkt 
der Pergamonaltar bildete, geschaffen wer- 
den. Im Nordflügel, der durch eine über- 
dachte Brücke über die Stadtbahn mit dem 
Kaiser-Friedrich-Museum verbunden war, 
wurde das Deutsche Museum mit Malerei, 
Skulptur und Kleinplastik vom Mittelalter 
bis zum Barock eingerichtet. Um die Ge- 
mäldegalerie im Kaiser-Friedrich-Museum 
noch weiter zu entlasten, siedelte auch die alt- 
niederländische Malerei der Zeit der van Eyck 
bis Bruegel hierher über. Das Deutsche Mu- 
seum ist schließlich nach vielen Mißheiligkei- 
ten beim Bau 1930 — ein Jahr nach Bodes 
Tod — eröffnet worden. Im Kaiser-Friedrich- 
Museum verblieben die gesamte italienische 
Abteilung, die französische, spanische, eng- 
lische Malerei sowie die Niederländer von 
etwa 1600 an. 

8. National-Galerie 

26. Seit der Romantik, vor allem seit 1848 
und der folgenden Frankfurter National-Ver- 
sammlung, war im deutschen Volke das Ver- 
langen nach „Nationalen Galerien“ als Pflege- 
stätten zeitgenössischer vaterländischer Kunst 
lebendig. Daß eine solche in der preußischen 
Landeshauptstadt zustande kam, ist das Ver- 
dienst eines Berliner Kaufmanns, des norwe- 
gisch-schwedischen Konsuls Wilhelm Wagener, 
der mit Leidenschaft Gemälde zunächst hei- 
mischer Künstler, dann aber auch auslän- 
discher Meister zu erwerben trachtete. Durch 
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sein Vermächtnis gelangte die bereits recht 
ansehnliche, 262 Nummern umfassende 
Sammlung bei seinem Tode 1861 an den 
Staat und bildete den Grundstock der Na- 
tional-Galerie. 

Alsbald nach ihrer Begründung wurde die 
National-Galerie in der alten Akademie Un- 
ter den Linden aufgestellt und zugänglich ge- 
macht, zugleich aber die Errichtung eines 
eigenen Gebäudes für sie beschlossen. Man 
griff zurück auf einen romantischen Bau- 
gedanken Friedrich Wilhelms IV., der die 
dem Schloß gegenüberliegende Halbinsel zwi- 
schen zwei Spreearmen als ein den Wissen- 
schaften und Künsten geweihtes Forum aus- 
gebaut wissen wollte. Vollendet wurde der 
Bau 1875 und eröffnet zum Geburtstage des 
Landesherrn am 21. März 1876. 

In den nächsten Jahrzehnten erfuhr der An- 
fangsbestand manch wertvollen Zuwachs, be- 
sonders im Bereich der deutsch-römischen 
Kunst: die Casa Bartholdy mit den Fresken 
von Cornelius und Overbeck, Gemälde von 
Böcklin und Feuerbach, auch Hauptwerke von 
Menzel und Schadow. Ein unschätzbarer Ge- 
winn war die 1878 vom Kultusministerium 
verfügte Begründung der Handzeichnungs- 
sammlung des 19. Jahrhunderts, für die die 
bis dahin im Kupferstichkabinett verwahrten 
Bestände ebenfalls übernommen wurden. Der 
seitdem erfolgte Ausbau der Handzeich- 
nungensammlung neuerer Meister von der 
Goethezeit bis einschließlich zum Expressio- 
nismus schuf eine fast selbständige Abteilung 
der National-Galerie. 

In den neunziger Jahren wandelte die Ga- 
lerie ihre Struktur. Der neue Direktor Hugo 
von Tschudi, ein vorzüglicher Gelehrter und 
Kenner, verschaffte der Moderne Einlaß, 
im besonderen dem französischen Impressio- 
nismus, der somit überhaupt zum ersten 
Male in einem Museum zur ' Schau gestellt 
wurde. Durch Schenkungen Berliner Kunst- 
freunde wurde dieser Sammlungsteil alsbald 
zu einem der hervorragendsten in der Welt. 
Auch der deutschen Kunst leistete Tschudi 
Vorschub. Erinnert sei an die Maries-Bilder, 
an die 1905 erfolgte Erwerbung des künst- 
lerischen Nachlasses von Menzel (allein an 
die 5000 Blatt Zeichnungen seiner Hand), 
an die berühmte „Jahrhundertausstellung 
Deutscher Kunst“ (1906) und ihre weit- 
tragenden Folgen (etwa die Wiederentdek- 
kung von C. D. Friedrich). 

27. Dem Nachfolger Tschudis im Amt, Lud- 
wig Justi (1908 — 1933), gelang es, den Sam- 


melbereich der National-Galerie vielseitig 
auszubauen, insbesondere als nach dem ersten 
Weltkrieg die Schranken fielen, die bis da- 
hin gerade die Ankaufsmöglichkeit zeitge- 
nössischer Kunst behindert hatten. Die deut- 
schen Impressionisten (Liebermann, Corinth, 
Slevogt), die Künstler der „Brücke“, des 
„Blauen Reiters“, des Bauhauses und anderer 
neuerer Richtungen ergänzten nunmehr die 
ebenfalls erweiterten Bestände des 19. Jahr- 
hunderts, so daß die National-Galerie dem 
Umfang wie dem Rang nach weitaus die be- 
deutendste öffentliche Sammlung von Wer- 
ken der Kunst von der Goethezeit bis in die 
Gegenwart darstellte. 

1910 wurden die Schlachtengemälde ausge- 
schieden und an das Zeughaus abgegeben, so- 
dann die Bildnisse Großer Deutscher als 
Sondergruppe herausgenommen und mit 
ihnen eine neue Abteilung (die sogenannte 
Nationale Bildnis-Sammlung) geschaffen und 
1913 eröffnet. 

1919 glückte es, den schon langer gehegten 
Plan zu verwirklichen, eine neue Abteilung 
der National-Galerie für die Kunst der Ge- 
genwart einzurichten. Im ehemaligen Kron- 
prinzen-Palais fanden die Gemälde und Bild- 
werke der lebenden Künstler eine vielfach 
bereicherte, oft wechselnde, höchst lebendige 
und gegenwartsnahe Aufstellung, während 
sich gleichzeitig das Stammgebäude eindeutig 
zu einem in sich geschlossenen Museum des 
19. Jahrhunderts abklärte, wo dessen Haupt- 
meister und die Hauptrichtungen, nament- 
lich der deutschen Schulen, vor Augen ge- 
führt wurden. Die Handzeichnungen kamen 
in einen Flügelbau des Kronprinzen-Palais, 
wo sie, eingeleitet durch einen von Slevogt 
ausgemalten Raum und geschieden in Schau- 
sammlung und Vorrat, neues Leben und 
neue Wirksamkeit entfalteten. 

Eine Erweiterung fand 1931 statt durch Hin- 
zunahme des ehemaligen Prinzessinnen-Palais 
für das verwaiste und sinnvoll zur Verwal- 
tung der National-Galerie gelangte Schinkel- 
Museum, samt der mit ihm vereinigten 
Kunstsammlung Beuths. Gleichzeitig erhielt 
das Rauch-Museum, das den künstlerischen 
Nachlaß des großen preußischen Bildhauers 
umfaßte, eine neue reizvolle Unterkunft in 
der Orangerie des Charlottenburger Schlos- 
ses, während die Originalmodelle aus den 
Werkstattnachlässen der Berliner Bildhauer- 
schule nach wie vor in der Modellsammlung 
in Räumen des Landesausstellungsparkes am 
Lehrter Bahnhof aufbewahrt wurden. 
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Die Bestände der National-Galerie an mo- 
derner Kunst waren seit 1937 schweren Ein- 
griffen durch die Kunstdiktatur des Natio- 
nalsozialismus ausgesetzt. Aufbau und Ord- 
nung der Bildnissammlung wurden zerstört, 
das Schinkel-Museum und das Kronprinzen- 
Palais geschlossen, über 500 Werke der soge- 
nannten Entarteten Kunst widerrechtlich ent- 
eignet. Außerdem mußten wesentliche Samm- 
lungsteile aus kunstfremden Gründen in 
Abstellräume verbannt werden (so z. B. die 
französischen Impressionisten, Maries, Lie- 
bermann). 

9. Kupfer stichkabinett 

28. Durch den Ankauf der Sammlung des 
Generalpostmeisters von Nagler gelangte das 
Kupferstichkabinett 1835 in die Reihe der 
größten graphischen Kabinette. Naglers aus- 
gedehnte Kollektion umfaßte außer Druck- 
graphik und Zeichnungen aller Schulen 
Autographien von Dürer und Gruppen von 
Objekten, wie Block-, Skizzen- und illu- 
strierte Bücher aller Zeiten, Handschriften 
des Mittelalters, Städteansichten, Bildnisse, 
Wappen-, Geschlechter- und Stammbücher, 
Galeriewerke und eine Handbibliothek. Alle 
zusammen ergaben ein breiteres Fundament 
für den zukünftigen Ausbau, als es öffent- 
liche graphische Sammlungen zu haben pfle- 
gen. Vorher besaß das Kupferstichkabinett, 
dessen Gründung (1831) W. v. Humboldt 
und C. F. Freiherrn von Rumohr verdankt 
wird, nur die ziemlich umfangreiche Samm- 
lung des Nürnberger Hauptmanns von Der- 
schau und eine Sammlung von Zeichnungen, 
die der Große Kurfürst erworben hatte. Fast 
gleichzeitig mit der Sammlung Nagler wur- 
den aus der Akademie der Bildenden Künste 
außer deren eigenem Besitz mehrere Kollek- 
tionen von alten Zeichnungen und Drucken 
überwiesen, die ihr in den vorhergehenden 
Jahrzehnten zugekommen waren: des Malers 
und Akademiedirektors Weitsch, der Grafen 
Corneillan (1825) und Lepell (1826). Die sehr 
umfangreiche Sammlung Pacetti (Zeichnun- 
gen) erwarb G. F. Waagen 1843 auf einer 
Italienreise, gleichzeitig kam die Sammlung 
Blenz in das Kabinett. 1856 schenkte der 
Minister von Radowitz seine eigene. 

Die erhöhte Bedeutung, die Berlin als Haupt- 
stadt des geeinten Deutschland nach 1870/71 
gewann und die zu einer außerordentlichen 
Entfaltung fast aller Museumsabteilungen bis 
zum ersten Weltkrieg führte, wirkte sich für 
das Kupferstichkabinett um so günstiger aus, 


als es in den Direktoren F. Lippmann (1876 
bis 1903), M. Lehrs (1904—1908) und M. J. 
Friedländer (1908 — 1929) tatkräftige Kenner 
von internationalem Ruf besaß, die eine 
Sammelpolitik großen Stils betreiben konn- 
ten. Schon vor Lippmanns Berufung war es 
dank Wilhelm v. Bodes Vermittlung gelun- 
gen, die hervorragenden Zeichnungen aus 
dem Besitz von Suermondt — eine durch die 
Blätter holländischer Künstler fast einzig- 
artige Sammlung (1874) — und Haußmann 
(1875) zu kaufen. Lippmann reorganisierte 
die schwer überschaubaren Bestände des Ka- 
binetts gründlich. In Zusammenarbeit mit 
der Reichsdruckerei und verschiedenen Ver- 
lagen wurden die Bestände der Öffentlichkeit 
erschlossen und gleichzeitig in Wechselaus- 
stellungen gezeigt. Eine große Sammlung von 
Photographien nach Gemälden und Zeich- 
nungen wurde angelegt, die der wissenschaft- 
lichen Bestimmung von Bildern, Bilddrucken 
und Zeichnungen diente und nicht zuletzt 
dazu beitrug, die Berliner Museen zu einer 
Stätte kennerschaftlicher Tätigkeit zu machen, 
von deren internationalem Ansehen sie nodi 
in der jüngsten Vergangenheit gezehrt haben. 
Vor allem aber setzte mit Lippmann eine 
planmäßige Ankaufstätigkeit ein, die der 
Sammlung ein neues Gesicht gab. 

Unter Lippmann sind nicht so sehr geschlos- 
sene Kollektionen als ausgewählte Einzel- 
stücke, diese freilich außergewöhnlich zahl- 
reich, angekauft worden. Von geschlossen er- 
worbenen Sammlungen sind die Dürer- 
sammlung Posonyis (rund 40 echte Zeich- 
nungen und ein reichhaltiges Werk der Stiche 
und Holzschnitte in vorzüglichen Exempla- 
ren, 1877), die Bibliothek des Herzogs von 
Hamilton (1882), die kostbare illuminierte 
Handschriften und die berühmten Dante- 
Illustrationen Botticellis enthielt, und die 
Handzeichnungen A. von Beckeraths (3000 
Blätter, 1902) zu nennen. Lippmann selbst 
brachte bei seinem Eintritt illustrierte 
Bücher des 15. Jahrhunderts, vor allem 
italienische, aus seinem Besitz ein. Der syste- 
matische Ausbau dieser Abteilung führte zu 
einer repräsentativen Vertretung des illu- 
strierten Buches im Kabinett von den Zeiten 
Gutenbergs an bis in die jüngste Zeit, die 
vielleicht einzigartig war. 

Die Ankäufe Lippmanns führten zur Bildung 
von Schwerpunkten innerhalb der Sammlung. 
Das Schongauerwerk war unvergleichlich in 
der Güte der Drucke, diejenigen Dürers und 
Rembrandts wetteiferten mit den besten der 
größten Sammlungen, das Goyawerk wurde 
durch den Ankauf der Madrider Sammlung 
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F. Boix (1906) durch M. Lehrs zu einem der 
vorzüglichsten. Von den drei großen Kollek- 
tionen von Zeichnungen Dürers in Berlin, 
London und Wien war die Berliner wohl die 
mannigfaltigste und von einer gewissen Ak- 
tualität, diejenige Rembrandts unbestritten 
die umfangreichste, die der deutschen Zeich- 
nungen des 15. und 16. Jahrhunderts weitaus 
die größte und schönste schlechthin. Ebenso 
kam keine andere Sammlung derjenigen 
der frühen deutschen Einblattholzschnitte 
nahe. 

Der systematische Ausbau des Kabinetts hörte 
auch in den schweren Zeiten zwischen den 
beiden Weltkriegen nicht auf. M. J. Fried- 
länder gelang neben zahlreichen wertvollen 
Ankäufen einzelner Blätter, nicht zuletzt alt- 
deutscher und französischer Zeichnungen, der 
Erwerb von sieben Zeichnungen Grünewalds 
aus der Sammlung Savigny. Mit Hilfe seines 
späteren Nachfolgers E. Bock veröffentlichte 
er die beiden großen Doppelbände des Ka- 
talogs der deutschen und niederländischen 
Zeichnungen (1920 bzw. 1930). An die Stelle 
des vorzeitig verstorbenen E. Bock trat 1933 
als Direktor F. Winkler. Unter ihm wurden 
unter anderem die altdeutschen Zeichnungen 
der Sammlung Ehlers in Göttingen (Altdor- 
fer, Dürer, Grünewald, Flolbein d. Ä. usw.), 
die illustrierten deutschen Bücher des 18. Jahr- 
hunderts aus dem Besitz Dr. Dorns und etwa 
ein Dutzend Zeichnungen Dürers, darunter 
drei berühmte aus der bekannten Sammlung 
Blasius, angekauft. 1952 gelang die Erwer- 
bung von vier weiteren Dürerblättern der 
Sammlung Blasius (aus Mitteln des Berliner 
Senats). 

Anfangs befand sich das Kupferstichkabinett 
im Alten Museum. 1840 wurde es im Schloß 
Monbijou untergebracht, von wo es im 
Flerbst 1848 in das Neue Museum verlegt 
wurde. Es nahm hier zusammen mit dem 
Antiquarium das Obergeschoß ein. Nach dem 
Auszug des Antiquariums 1907 bekam das 
Kabinett das gesamte Obergeschoß bis auf 
einige Räume, die der Papyrussammlung zu- 
gewiesen wurden. 

10. Kunstgewerbemuseum 
(„Schloßmuseum“) 

29. Das Kunstgewerbemuseum ist als ein pri- 
vater Verein 1867 unter dem Titel „Deut- 
sches Gewerbemuseum zu Berlin“ gegründet 
worden. Unter der Leitung von Julius Lessing 
bekam die Anstalt 1879 den Namen „Kunst- 
gewerbemuseum“ und siedelte zwei Jahre 


spater in das neu errichtete Gebäude in der 
Prinz- Albrecht-Straße über. 1921 bewirkte 
Otto von Falke den Umzug des Museums 
ins Berliner Schloß. 

Im Berliner Schloß waren durch bauliche Ver- 
änderungen im 19. Jahrhundert einige neu- 
trale Räume entstanden, die zwischen den 
stilreinen historischen Sälen störend wirkten 
und sich sehr gut zur Aufstellung von Vitri- 
nen eigneten. Die Fülle der Gobelins, das 
Silberbuffet sowie die hervorragenden deko- 
rativen Arbeiten in den historischen Räumen 
bildeten außerdem eine einzigartige Bereiche- 
rung der Bestände des Museums. Den lehr- 
haften Charakter als Vorbildersammlung, 
der bei der Gründung im Vordergründe 
stand, hatte das Museum schon weitgehend 
aufgegeben, denn die neuen Strömungen des 
Kunstgewerbes seit 1900 machten dieses Ziel 
fast überflüssig. Es nahm daher immer mehr 
den Charakter einer rein historischen Schau 
von Erzeugnissen des Kunsthandwerks der 
Kulturepochen vom Ausgang der Antike bis 
zum 19. Jahrhundert an. 

Erst 1885 war das Museum vom Staat über- 
nommen worden. Den Grundstock bildeten 
die kunstgewerblichen Bestände der König- 
lichen Kunstkammer. Für diese waren im 
Laufe des 19. Jahrhunderts mehrere Samm- 
lungen erworben worden: im Jahre 1825 die 
Glasgemäldesammlung von Derschau, 1828 
die Majoliken des Generalkonsuls Bartholdy 
in Rom, 1835 die Sammlung des General- 
postmeisters von Nagler (Majoliken, Email, 
Gläser, Steinzeug), 1858 die Sammlung von 
Minutoli (Kunsttöpfereien und Gläser), 1872 
die Gläsersammlung Guastalla aus Venedig. 

Von späteren Ankäufen des Kunstgewerbe- 
museums sind als die wichtigsten hervorzu- 
heben: im Jahre 1874 das Ratssilber der 
Stadt Lüneburg, 1879 und 1884 ostasiatische 
Sammlungen von Brandt, 1884 die beiden 
Renaissancezimmer aus Schloß Haldenstein 
und Höllrich, 1885 italienische Renaissance- 
möbel, 1888 der mittelalterliche Kirchen- 
schatz des Dionysiuskapitels von Enger bei 
Herford, 1892 die Dürerfenster aus der 
Landauerkapelle in Nürnberg, 1912 der 
Schmuck der Kaiserin Gisela als Geschenk des 
Kaisers. 1933 — 1935 wurden der Weifen- 
schatz sowie ein Teil des Kunstgewerbes aus 
der Sammlung Figdor in Wien und die Por- 
zellane der Sammlung Feist in Berlin erwor- 
ben. 

Die Sammlungen des Museums gewährten 
einen vollständigen Überblick über die Ent- 
wicklung des nahantiken Kunsthandwerks in 
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allen seinen Zweigen vom früheren Mittel- 
alter bis ins 19. Jahrhundert. Möbel wie 
Töpferkunst, Metall- und Emailarbeit, Glas 
und Kristall, Stickerei, Wirkerei und Weberei 
waren vom einfachen Gebrauchsobjekt bis zu 
den raffiniertesten Verfeinerungen in charak- 
teristischen Beispielen vertreten. 

Die kostbaren Reliquiare »aus dem Enger- 
schatz und aus dem unvergleichlichen Wei- 
fenschatz, Kupferschmelzarbeiten aus Köln 
und aus Limoges, der Goldschmuck der Kai- 
serin Gisela (um 1025) und das Reliquien- 
kreuz Kaiser Heinrichs II., Teile vom Basler 
Domschatz, Aquamanilen in Tierform und 
andere Metallarbeiten repräsentierten in her- 
vorragender Weise das Prunkgerät der roma- 
nischen und gotischen Epoche. Das Lünebur- 
ger Ratssilber, der reichste derartige Schatz 
in Deutschland, schloß die Gruppe der mit- 
telalterlichen Edelmetallkunst ab und leitete 
über zur Renaissance, die durch Meister- 
werke von Jamnitzer und anderen Nürnber- 
ger und Augsburger Goldschmieden ihre be- 
sondere Note erhielt. Elfenbein- und Berg- 
kriscallarbeiten des 16. und 17. Jahrhunderts 
schlossen sich an als weitere Objekte aus kost- 
barem Material. 

Die Entwicklung des Trinkglases konnte man 
wohl kaum an anderer Stelle so gut studie- 
ren wie im Berliner Kunstgewerbemuseum. 
Die frühen mittelalterlichen Erzeugnisse, die 
berühmte Venetianer Glaskunst, die gemalten 
deutschen Renaissancehumpen, die geschlif- 
fenen und mannigfach verzierten Gläser des 

17. und 18. Jahrhunderts waren durch eine 
sehr geschlossene Reihe von Beispielen ver- 
treten. 

Unter der Keramik stand die italienische 
Majolika vermöge ihres Reichtums an bedeu- 
tenden Stücken fast aller Produktionsstätten, 
mit Signaturen bekannter Meister, zweifellos 
voran. Auch von der französischen und der 
Delfter Fayence wurde eine gute Übersicht 
geboten. Nürnberger und schlesische Hafner- 
arbeiten, Öfen und Ofenkacheln, rheinisches 
und sächsisches Steinzeug, Töpfereien des 17. 
bis 18. Jahrhunderts vermittelten einen voll- 
ständigen Eindruck der deutschen Leistungen 
auf diesem Gebiet. Die Gefäß- und Fliesen- 
keramik des näheren Orients, vor allem 
Persiens und der Türkei, gehörte ursprüng- 
lich ebenfalls zum Sammelgebiet des Kunst- 
gewerbemuseums, wurde aber 1931 größten- 
teils an die Islamische Abteilung überwiesen, 
während die spanisch-maurische Lüsterware 
des 15. bis 17. Jahrhunderts im Schloß ver- 
blieb. Unter den sehr umfangreichen und 


vielseitigen Porzellanbeständen aller Manu- 
fakturen bildete das Meißner Sdhwanen- 
service von Kaendler einen Glanzpunkt, und 
natürlich trat die Berliner Manufaktur, von 
Wegely an bis ins 19. Jahrhundert, unter 
anderem mit den Servicen für die könig- 
lichen Schlösser, voll in Erscheinung. Audi 
das chinesische Porzellan des 15. bis 18. Jahr- 
hunderts konnte man hier studieren. 

Die Glasmalerei war von der romanischen 
Zeit bis zur Renaissance und in die Barock- 
periode hinein mit erlesensten Beispielen zu 
finden. 

Der Bestand an Möbeln umfaßte alle Stil- 
arten von der Gotik an in reichen Abwand- 
lungen. Die deutsche Tischlerkunst der Re- 
naissance und des Barock war mit Leistungen 
aus allen wichtigen Zentren (Nürnberg, 
Augsburg, Ulm, Frankfurt, Köln, Hamburg, 
Braunschweig, Danzig, Berlin) vorteilhaft 
vertreten. Außer dem Pommers chen Kunst- 
schrank (Augsburg 1617) mit seinem fast 
vollzählig erhaltenen, kulturgeschichtlich auf- 
schlußreichen Inhalt sei noch an die beiden 
Moskowiter Kunstschränke (Nürnberg 1650, 
Augsburg 1667) erinnert. Dazu kamen präch- 
tige italienische Möbel, einzelne von histo- 
rischer Bedeutung, und Beispiele der franzö- 
sischen Renaissance. Demgegenüber traten, 
von den Prunkstücken der Röntgenwerkstatt 
abgesehen, die Arbeiten des 18. Jahrhunderts 
im Museuminventar nicht in gleichem Maße 
hervor. Das erklärt sich daraus, daß die Ber- 
liner und Potsdamer Schlösser aus dieser Zeit 
so reiches Material besaßen, daß es sich nur 
darum handeln konnte, dieses bei gegebener 
Gelegenheit vorteilhaft zu ergänzen. 

Aus dem gleichen Grunde konzentrierte sich 
bei den Bildteppichen das Hauptgewicht auf 
Erwerbungen aus der Zeit der Gotik und der 
Renaissance (Burgund, Flandern, Italien), da 
ganze Serien berühmter Gobelins des 17. und 

18. Jahrhunderts schon in den Schloßräumen 
hingen, als diese vom Kunstgewerbemuseum 
bezogen wurden. Orientteppiche wurden 
nach Begründung der Islamischen Abteilung 
nicht mehr gesammelt, und einige von ihnen 
wurden an diese abgegeben. 

Eine an Umfang und Vielseitigkeit wohl nir- 
gends sonst erreichte, in sich geschlossene 
Sonderabteilung bildete die Stoffsammlung, 
die Textilarbeiten jeder Art und jeglicher 
Provenienz, von der Spätantike an bis ins 

19. Jahrhundert, auf wies. Sie verdeutlichte 
vor allem in unvergleichlicher Vollständig- 
keit die Geschichte der Seidenweberei und 
der Stickerei im Orient und im Abendland. 
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11. Kunstbibliothek 

30. Die Kunstbibliothek war ehemals ein Be- 
standteil des Kunstgewerbemuseums, mit dem 
sie 1881 in dem von Martin Gropius errich- 
teten Gebäude in der Prinz- Albrecht-Straße 
untergebracht wurde. 1894 bereits wurde sie 
eine selbständige Abteilung der Preußischen 
Museen, behielt aber, auch als sie 1905 ihre 
Räume im Kunstgewerbemuseum mit einem 
eigenen, mustergültigen Bibliothekstrakt im 
Nachbargebäude vertauschte, noch den 
Namen „Bibliothek des Kunstgewerbemuse- 
ums“ bei. Erst Oktober 1924 wurde sie in 
„Staatliche Kunstbibliothek“ umbenannt. 

Da das Kunstgewerbemuseum ursprünglich 
vor allem die Aufgabe hatte, künstlerischen 
Nachwuchs zu erziehen, so hatte auch die 
Bibliothek zunächst praktische, didaktische 
Aufgaben zu erfüllen. Daher gliederte sich 
die Bibliothek in drei Abteilungen. Die 
„Kunstwissenschaftliche Bücherei“, die zuerst 
wesentlich den Bedürfnissen kunstgewerblich 
interessierter Kreise diente, entwickelte sich 
zu einer alle Fächer, Epochen und Länder 
umfassenden universalen Bibliothek, dazu- 
gehörig ein „Bildarchiv“ von etwa 220 000 
photographischen Aufnahmen. Die „Graphi- 
schen Sammlungen“ der Kunstbibliothek be- 
kunden noch heute den Ursprung dieses In- 
stituts aus der den dekorativen Künsten die- 
nenden Sphäre. Sie stellten ein zweites, klei- 
neres Kupferstichkabinett dar. Die „Lipper- 
heidesche Kostümbibliothek“, die 1899 vom 
Freiherrn Franz von Lipperheide gestiftet 
wurde, wandte sich ebenso an die für Mode 
und Theater arbeitenden Kreise wie an die 
wissenschaftlich interessierten Fachleute. 

a) Die Kunstwissenschaftliche Bücherei 

31. Das Schrifttum war über diejenigen 
Fachgebiete das lückenloseste, die bei der an- 
fänglichen Aufgabe der Bibliothek die bevor- 
zugten waren. Werke über Baukunst, über 
die dekorative Kunst sämtlicher Gebiete und 
über Kunsterziehung nahmen den ersten 
Platz ein. Schon vor der Übersiedlung in 
den eigenen Bibliotheksbau (1905) herrschte 
das Bestreben, einen alle Künste umfassen- 
den Bücherbestand für die ganze Stilentwick- 
lung des christlichen Abendlandes zu schaf- 
fen. Die topographische Literatur möglichst 
vollständig zu besitzen, war ein wichtiger 
Punkt des Programms, und es bedeutete viel, 
daß den Benutzern der Bibliothek 225 Zeit- 
schriften zur Verfügung standen. Die Ten- 
denz, umfassende kunsthistorische Bildung 
zu vermitteln, drückte sich auch darin aus, 


daß die der klassischen Archäologie, der ost- 
asiatischen, der indischen und islamischen 
Kunst und der Kunst der primitiven Völker 
gewidmeten Abteilungen schließlich derart 
ausgebaut wurden, daß sie sich vielfach mit 
Spezialbibliotheken berührten. Ein Grund- 
prinzip der Bibliothek war, engen Kontakt 
mit dem Schaffen der Gegenwart zu halten, 
so daß sie stets die Kräfte des aktuellen 
Kunstlebens zu ihren Besuchern zählte. 

b) Die Graphischen Sammlungen 

32. Ihr Ruf beruhte wesentlich auf der Or- 
namentstichsammlung und der dieselben 
Kunstgebiete umfassenden Handzeichnungs- 
sammlung alter Meister. Das Fundament 
wurde 1886 gelegt durch den Ankauf der 
Pariser Sammlung Destailleur. Ihr Leiter, 
Peter Jessen, verstand es als Organisator, sie 
in fast vierzigjähriger Lebensarbeit zu dem 
umfassenden Institut von internationalem 
Ansehen auszubauen. Für die Ornamentstich- 
sammlung erwarb er bald in großem Stile, 
und er konnte schon in der ersten Auflage 
seines Kataloges von 1894 einen erstaunlichen 
Überblick über die historische Entwicklung 
des ornamentalen Formenschatzes und über 
die für alle Werkgruppen, einschließlich der 
Architektur, geschaffenen Vorlage- und Auf- 
nahmewerke bieten. Die schließlich auf den 
doppelten Umfang vermehrte Sammlung war 
dann in Deutschland einzig und im Ausland 
unübertroffen. 

Noch bedeutungsvoller als die Erwerbung 
der Sammlung Destailleur war die Überwei- 
sung alter architektonischer und kunstge- 
werblicher Zeichnungen aus der Sammlung 
Pacetti gelegentlich deren Neuordnung im 
Kupferstichkabinett. Konnte sich infolge die- 
ser großen Erwerbungen aus ausländischen 
Privatsammlungen der Besitz an deutschen 
Handzeichnungen kaum mit dem an italieni- 
schen und französischen messen, so wurden 
unter Gurt Glaser durch den Ankauf der 
Sammlung Marc Rosenberg und des Nach- 
lasses von Joh. Balthasar Neumann die deut- 
schen Handzeichnungsbestände weiter ausge- 
baut. 

In der exquisiten Sammlung von Gebrauchs- 
graphik älterer Zeiten verdienen die Exlibris 
und Druckersignete besondere Erwähnung. 
Aus der Pflege der einst noch lebendigen 
Tradition und der engen Verbindung mit der 
Gegenwart erklärte sich die überraschende 
Reichhaltigkeit der Sammlung von Gelegen- 
heitsgraphik aller Art des 19. und 20. Jahr- 
hunderts. Für die mit dem Jugendstil begin- 


23 



nende neuzeitliche Bewegung erschloß sich 
hier dem Studium ein ungewöhnlich reiches 
Material, das nur infolge der persönlichen Be- 
ziehungen zu den Buchkünstlern und Illu- 
stratoren dieser Zeit zusammengebracht wer- 
den konnte. Mit dieser Sammlung korre- 
spondierten auch Handzeichnungsbestände, 
beginnend mit der Schinkelzeit. Auch eine 
Plakatsammlung, die die bekanntesten Na- 
men aufweist, war hier angeschlossen. 

Eine sehr wertvolle Abteilung der Graphi- 
schen Sammlungen wurde verhältnismäßig 
spät begründet, die Sammlung japanischer 
Farbenholzschnitte. 

Die Erwerbung der Sammlung Grisebach 
erbrachte einen Zuwachs von 2000 deut- 
schen, italienischen und französischen, typo- 
graphisch und illustrativ wertvollen Druck- 
werken des 15. bis 18. Jahrhunderts. 
Ferner wurde eine noch umfangreichere 
Sammlung illustrierter und typographisch 
vorbildlicher Bücher des 19. und 20. Jahr- 
hunderts begründet, in welcher alle moder- 
nen Pressen mit reichen Beispielen vertreten 
waren. 

c) Die Lipperheidesche Kostümbibliothek 

33. Sie wurde nach einem höchst originellen 
schöpferischen Plan ihres Begründers aufge- 
baut. Die Quellenwerke für Tracht und 
Mode waren hier vereint und der kostüm- 
geschichtlichen Literatur vorangestellt. Der 
Stil der jeweiligen Tracht wurde dabei bis 
in alle Verzweigungen der Standes-, Amts- 
und Berufskleidung verfolgt. Der Buchlitera- 
tur stand eine große Abbildungssammlung 
zur Seite. Auch eine Sammlung von Bildnis- 
miniaturen und von Gemälden kostüm- 
geschichtlichen Interesses diente der Beleh- 
rung. 


12. Museum für Vor - und Frühgeschichte 

34. Den Grundstock der Sammlung bildeten 
die vorgeschichtlichen Altertümer aus dem 
Kunstkabinett der Hohenzollern. Bereits un- 
ter dem Großen Kurfürsten wurden aus den 
verschiedenen Landesteilen Bodenfunde, un- 
ter anderem zunächst rheinische aus der Zeit 
der Römerherrschaft, für Berlin erworben. 
Als im Jahre 1829 die Trennung der ver- 
schiedenen Bestandteile der Berliner Kunst- 
kammer erfolgte, war man sich schon der 
heimischen Herkunft der im Lande gemach- 
ten Funde bewußt und stellte sie als 
„Museum Vaterländischer Altertümer* im 


Schloß Monbijou auf. Bei einem neuen Um- 
zug dieser Sammlung in das Erdgeschoß des 
Neuen Museums in den fünfziger Jahren er- 
hielt sie, nachdem die Erforschung der Alt- 
sachen in Skandinavien große Fortschritte ge- 
macht hatte, den Namen „Sammlung der 
nordischen Altertümer“. 

Leopold von Ledebur, der Direktor der 
Ethnographischen Sammlung (1829 bis 1873), 
hat sich neben dem Antiquarium und den 
ethnologischen Objekten vorbildlich der 
„eigentlich vaterländischen Altertümer“ an- 
genommen. Seine Erkenntnis ihrer Bedeu- 
tung als „einer Reihe von Urkunden anderer 
Art als der archivalischen“ war richtungwei- 
send für spätere Erwerbungen und Forschun- 
gen. Die Intensivierung der Bodenbearbei- 
tung brachte in den nächsten Jahrzehnten 
eine ungeahnte Fülle vorgeschichtlichen Ma- 
terials ans Tageslicht. Dank der wissenschaft- 
lichen Aufklärung durch Geschichts- und 
Altertumsvereine wurde ein erheblicher Teil 
zunächst durch Privatsammler gerettet. 

In Berlin gebührt der Tätigkeit der Berliner 
Gesellschaft für Anthropologie, Ethnologie 
und Urgeschichte das Verdienst, für ganz 
Preußen auf dem Gebiet der Bodenfunde 
aufklärend gewirkt zu haben. Besonders ihr 
Vorsitzender, Rudolf Virchow, hatte seit 
1869 bis zu seinem Tode im Jahre 1902 
Tausende von Altertümern dem Museum als 
Geschenk überwiesen und den Ankauf von 
Privatsammlungen oder besondere Ausgra- 
bungen veranlaßt. Er hatte durch seine natio- 
nalen und internationalen wissenschaftlichen 
Interessen den Aufgabenkreis der Berliner 
Sammlung von nord- und ostdeutschem Ma- 
terial auf solches von ganz Deutschland aus- 
gedehnt. 

Als im Jahre 1881 die von Schliemann ausge- 
grabene und dem deutschen Volke zum Ge- 
schenk gemachte Trojasammlung nach Berlin 
kam, erweiterte sich der Umfang der vorge- 
schichtlichen Forschung. Bereits im Jahre 
1874 wurde auf Betreiben Virchows den 
Sammlungen, die seit etwa 1850 mit den 
ethnologischen vereint waren, ein eigener wis- 
senschaftlicher Beamter, Albert Voss, vorge- 
stellt. Sein Nachfolger, Carl Schuchhardt, der 
1908 die Leitung übernahm, bezog in das 
Sammelgebiet ganz Europa und das Mittel- 
meergebiet mit Ausschluß der römischen An- 
tike ein. 

Schuchhardt war auch die Anwendung ver- 
besserter Ausgrabungsmethoden in Ost- 
deutschland zu verdanken. Die Ergebnisse 
seiner Burgengrabungen, besonders auf der 
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„Römerschanze“ bei Potsdam, in Lossow, 
Arkona und Garz warfen neues Licht auf die 
Völkerbeziehungen der Frühzeit. Seit 1926 
wurden die Forschungen im Oderraum wei- 
tergeführt. 

Ein erheblicher Zuwachs ergab sich für die 
staatlichen Sammlungen aus der Tätigkeit 
der Vertrauensmänner für kulturgeschicht- 
liche Bodenaltertümer in der Provinz Bran- 
denburg. 

Vom Neuen Museum gelangten die vor- 
geschichtlichen Altsachen mit den ethnolo- 
gischen im Jahre 1889 in das Erdgeschoß des 
neu errichteten „Museums für Völkerkunde“ 
in der Königgrätzer Straße (dannStresemann- 
straße). Das sprunghafte Anwachsen der 
Funde machte jedoch bald eine neue Raum- 
lösung notwendig. 

Im Jahre 1921 wurden nach Umzug der 
kunstgewerblichen Sammlungen in das Ber- 
liner Schloß den Altertümern zwei Stock- 
werke des alten Kunstgewerbemuseums in 
der Prinz- Albrecht- Straße 7 zugewiesen. Die 
Schausammlung umfaßte 21 Säle im ersten 
Stock. Sie gab, nach chronologischen Ge- 
sichtspunkten geordnet, einen erschöpfen- 
den Überblick über die Kulturentwick- 
lung im vorgeschichtlichen Europa und dem 
Mittelmeergebiet, beginnend mit dem ersten 
Auftreten des Menschen in der Eiszeit. Die 
übrigen Objekte waren in der umfangreichen 
Studiensammlung im zweiten Stock unter- 
gebracht. Seit 1938 wurden die Funde aus 
den Oderbruchgrabungen in der Forschungs- 
stelle im Schloß Lebus aufbewahrt. 


13. Museum für Völkerkunde 

35. Die Anfänge der Völkerkundlichen 
Sammlungen gingen auf die Bestände einer 
fürstlichen Kunst- und Raritätenkammer zu- 
rück, deren Begründer der Große Kurfürst 
war. Nach Auflösung der Königlich Preu- 
ßischen Kunstkammer wurde im Jahre 1829 
eine „Ethnographische Sammlung“ begrün- 
det und dem Freiherrn von Ledebur (1799 
bis 1877) unterstellt. Unter seiner Leitung 
ist vor allem der Grund zu der großen Samm- 
lung amerikanischer Altertümer gelegt wor- 
den, die später einen der Ruhmestitel der 
Berliner Museen bildete, als nämlich im Jahre 
1862 das viel bewunderte „Museum azte- 
kisch-mexikanischer Altertümer“ Carl Uhdes 
in Handschuhsheim bei Heidelberg für einen 
verhältnismäßig geringen Preis angekauft 
wurde. Auch wesentliche Teile der ethno- 


graphischen Ausbeute des Prinzen Maximi- 
lian von Wied am oberen Missouri (1832 bis 
1834) und Richard Schomburgks in British- 
Guayana (1840 bis 1844) wurden unter Lede- 
bur der Sammlung einverleibt. Aber erst 
unter seinem Nachfolger, dem gebürtigen 
Bremer Adolf Bastian (1826 bis 1905), er- 
langte sie Weltruf. Bastian hatte schon 1851, 
noch als Schiffsarzt, die erste seiner neun 
weltumspannenden Reisen unternommen, 
war 1869 Ledeburs Assistent geworden und 
erreichte es, nachdem die Ethnographische 
Sammlung 1873 zu einem selbständigen 
Museum unter seiner Leitung erhoben wor- 
den war, weniger durch eigene Sammeltätig- 
keit, als durch die Expeditionen, die er aus- 
sandte, und durch seine geniale Fähigkeit, 
andere Forscher für seine Ziele zu begeistern, 
daß das Museum schon um die Jahrhundert- 
wende auf einem wissenschaftlichen Niveau 
stand, das von keinem anderen seiner Art er- 
reicht wurde. Die Sammlungen umfaßten 
alle Erdteile, enthielten eine Fülle der selten- 
sten und kostbarsten Dinge und wiesen bis 
zum zweiten Weltkrieg rund 400 000 Kata- 
lognummern auf, von denen der größte Teil 
(160 000) auf Amerika und der zweitgrößte 
(100 000) auf Asien entfiel, die beiden Erd- 
teile, aus denen neben völkerkundlichen auch 
große archäologische Sammlungen stammten. 
Zu den Hauptverdiensten Bastians gehörte 
die Überführung von 30 steinernen Groß- 
plastiken eines verschollenen vorkolum- 
bischen Kulturvolkes aus der Ruinenstadt 
Cozumalhuapa in Südguatemala nach Berlin 
(1876 bis 1881); ferner der Erwerb zweier 
großer Sammlungen von Altertümern aus 
den mexikanischen Staaten Yucatan (Jimeno, 
1881) und Veracruz (Strebei, 1890) und von 
nicht weniger als sechs ebenso großen und an 
Kostbarkeiten reichen Sammlungen aus dem 
alten Peru. Auf Bastians Initiative ging auch 
die große völkerkundliche Expedition 
Adrian Jacobsens an die nordpazifische Küste 
Amerikas und nach Alaska (1881 bis 1883) 
zurück, deren unerschöpfliche Ausbeute selbst 
in den Vereinigten Staaten lange Zeit uner- 
reicht dastand. In den gleichen Zeitraum ge- 
hörten die beiden berühmten Forschungs- 
reisen Karl von den Steinens zu den damals 
noch völlig unberührten Indianern Zentral- 
brasiliens (1884 und 1887/88), deren Gesamt- 
ertrag dem Berliner Museum zufiel, sowie die 
mit den kolonialen Erwerbungen zusammen- 
hängende Erschließung Innerafrikas, Neu- 
guineas und des Bismarck-Archipels; die 
Namen vieler an diesen Entdeckungen betei- 
ligten Forscher — Schweinfurth, Nachtigal, 


25 



Wißmann, Finsch und andere — erschienen 
auch in den Listen der Sammler des Berliner 
Museums. Aus der letzten Zeit der Epoche 
Bastians ist noch der Ankauf der Sammlun- 
gen Eduard Arnings von den Hawaii-Inseln 
und Karl von den Steinens von den Mar- 
quesas hervorzuheben, die beide eine Anzahl 
hervorragender alter Holzschnitz werke ent- 
hielten, vor allem aber die außerordentliche 
Bereicherung, die die afrikanische Abteilung 
erfuhr, als es dem damaligen Direktorial- 
assistenten Felix von Luschan gelang, den 
größten und wertvollsten Teil der Bronze- 
güsse und Elfenbeinschnitzereien aus dem 
15. bis 17. Jahrhundert zu erwerben, die 1897 
nach der Eroberung des Negerkönigreiches 
Benin nach London gelangt waren. 

36. Viele von diesen Erwerbungen wurden 
erst möglich, als Bastian im Jahre 1882 ein 
„Ethnologisches Hilfskomitee“ aus wohl- 
habenden Berliner Bürgern gebildet hatte, 
das die erforderlichen Summen vorschoß. 
Erst nach seinem Tode kam das Völkerkunde- 
museum in den Besitz eines eigenen größeren 
Vermögens, das ihm im Jahre 1907 aus dem 
Nachlaß des Reisenden und Forschers Arthur 
Baessler zufloß. Es ermöglichte noch vor dem 
ersten Weltkrieg die Aussendung zweier sehr 
erfolgreicher Expeditionen nach Südamerika, 
den Ausbau einer wissenschaftlichen Fach- 
bibliothek, die 1925 rund 30 000 Bände um- 
faßte, und die Gründung einer wissenschaft- 
lichen Zeitschrift, des „Baessler-Archivs“. 
Auch andere Gönner erstanden damals dem 
zu immer höherem Ansehen in ider Gelehr- 
tenwelt gelangenden Museum. Unter ihnen 
ist an erster Stelle der Franzose Joseph 
Florimond Duc de Loubat zu nennen, der 
— zum Teil noch in der Zeit Bastians — den 
Hauptteil der Kosten der sechs archäologi- 
schen Forschungsreisen Eduard Selers (des 
langjährigen Leiters der amerikanischen Ab- 
teilung) nach Mexico und Guatemala (1887 
bis 1911) und seines Nachfolgers Walter Leh- 
mann nach Nicaragua und Costarica (1907 
bis 1909) trug. In den gleichen Zeitraum fal- 
len die vier vom Museum ausgesandten Expe- 
ditionen Albert Grünwedels und Albert von 
Lecoqs nach den buddhistischen Tempeln und 
Höhlenklöstern Chinesisch-Turkestans im 
Gebiet von Kutscha und Turfan (1902 bis 
1914), deren epochemachende Ausbeute, vor 
allem an Fresken und Manuskripten, alle da- 
maligen archäologischen Entdeckungen in den 
Schatten stellte und eine Fülle neuer Erkennt- 
nisse über die Religions-, Kunst- und allge- 
meine Kulturgeschichte Mittel- und Ostasiens 
verbreitete. 


Da die Hälfte des Baessler-Vermögens in der 
Inflation zerrann, nahm die Vermehrung der 
Museumssammlungen nach dem ersten Welt- 
krieg zwar einen weniger stürmischen Ver- 
lauf, doch gelangen auch dann noch bedeut- 
same Erwerbungen, die hier nicht einzeln 
hervorgehoben werden können. Zu alledem 
kam noch der reiche Ertrag der nach dem 
ersten Weltkrieg vom Museum ausgesandten 
wissenschaftlichen Expeditionen nach Mexico 
(1925/26, 1928/30), Angola (1930), China 
und der Mongolei (1930/35), Vorderindien 
(1932/34), Brasilien, Neuguinea und Ost- 
melanesien (1933/35), Brasilianisch Guayana 
(1935/37), Nordafrika (1936) und Peru 
(1937/39), deren Kosten die Baessler-Stiftung 
ganz oder teilweise übernahm. 

37. Das Bild, das der Besucher des Völker- 
kundemuseums von den „exotischen“ Natur- 
und Kulturvölkern, das heißt von allen 
Völkern außerhalb des mittelmeerisch-euro- 
päischen Raumes, gewinnen konnte, war nach 
dieser hundertzehnjährigen Geschichte nahe- 
zu lückenlos geworden, zumal es durch die 
archäologischen Sammlungen bis in große 
zeitliche Tiefen hinab ergänzt wurde und 
auch die in den Stürmen der spanischen Con- 
quista untergegangenen alten Kulturvölker 
Amerikas umfaßte. Im Jahre 1935 wurde 
den exotischen Abteilungen noch eine euro- 
päische angcglicdert, w r eil die (früher mit dem 
Völkerkundemuseum verbundene) volks- 
kundliche Sammlung sich auf Deutschland 
beschränkte und es daher in Berlin an einer 
Sammelstätte für die übrigen europäischen 
Volkskulturen fehlte. 

Nach Gründung des Museums für Völker- 
kunde verflossen noch 13 Jahre, bis der 
nach den Plänen von Hermann Ende 
1880 bis 1886 an der Ecke der damaligen 
Königgrätzer und Prinz-Albrecht-Straße er- 
richtete Bau bezogen werden konnte. Bei 
dem lawinenhaften Anwachsen der Sammlun- 
gen genügte das Haus aber bald in keiner 
Weise den Bedürfnissen des Museums. 1907 
schlug Wilhelm v. Bode in einer Denkschrift 
vor, das Völkerkundemuseum auf das ver- 
fügbare Gelände der Domäne Dahlem zu 
verlegen. Von diesem großen Bauprojekt ist 
nur der für das Museum der Asiatischen 
Kunst bestimmte Teil an der Arnimallee in 
Dahlem in Angriff genommen worden 
(1912). Aber auch dieser Bau blieb unfertig 
im Rohbau liegen, da der gesamte Plan nach 
dem ersten Weltkrieg vom Ministerium 
endgültig aufgegeben wurde, und konnte nur 
als Magazin verwendet werden. 
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14. Ostasiatische Kunstsammlung 
38. Als letzte der Abteilungen der Staat- 
lichen Museen wurde 1907 die Ostasiatische 
Kunstsammlung geschaffen, wiederum von 
Wilhelm v. Bode, der erkannt hatte, daß die 
Kunstleistumgen des Fernen Ostens unter 
ethnologischen Gesichtspunkten im Rahmen 
des Museums für Völkerkunde unmöglich zu 
voller Geltung gebracht werden konnjten. 
Bode selbst war es, der die ersten erforder- 
lichen Mittel zusammenbrachte und den von 
ihm ausersehenen Leiter der neuen Abtei- 
lung, Otto Kümmel, nach Japan entsandte, 
um gemeinsam mit Ernst Grosse, dem 
bewährten Kenner der Verhältnisse und wis- 
senschaftlichen Attache bei den deutschen 
diplomatischen Vertretungen in Tokyo und 
Peking, die ersten Erwerbungen zu tätigen. 
Ankäufe aus dem Nachlaß des Kunsthänd- 
lers Hayashi bildeten den Grundbestand der 
Sammlung, der bis 1914 vor allem durch 
Grosses Geschick allmählich erweitert wurde. 
Einen erheblichen Zuwachs, auf das Doppelte 
des bisherigen Umfangs, brachte dann 1915 
das ebenfalls Grosse zu verdankende Ver- 
mächtnis der Frau Marie Meyer in Freiburg, 
und nach dem ersten Weltkrieg wurde durch 
die großartige Schenkung der Berliner Samm- 
lung Gustav Jacoby der Bestand erneut ganz 
wesentlich gehoben. Von einer zweiten Reise 
nach Ostasien 1926/27 brachte Kümmel einige 
wichtige Erwerbungen mit, und aus Museums- 
mitteln konnte er auch später noch manche 
bedeutende Ergänzung einfügen. Im übrigen 
waren etwa neun Zehntel der allmählich in 
die Tausende zählenden Objekte aus privaten 
Schenkungen hervorgegangen. 

Erstmalig auf der Ausstellung der Gesell- 
schaft der Freunde asiatischer Kunst in 
Amsterdam (1925) und dann auf der großen 
Ausstellung chinesischer Kunst in Berlin (1929) 
waren die Bestände der Abteilung eindrucks- 
voll zur Anschauung gekommen. Sie be- 
schränkten sich im wesentlichen auf die Ge- 
biete, die noch durch erstklassige Erwerbun- 
gen repräsentiert werden konnten. So fiel die 
in anderen europäischen und vor allem in 
amerikanischen Museen hervorragend ver- 
tretene frühe chinesische Keramik von vorn- 
herein ziemlich aus; und für das fehlende 
Porzellan der Blüteperioden bot das Kunst- 
gewerbemuseum einigen Ersatz. Dagegen 
hatte Kümmel koreanisches und japanisches 
Teegerät mit besonderer Liebe gesammelt. 
Auch die Bestände an chinesischer Plastik 
waren verhältnismäßig bescheiden, wurden 
aber vorteilhaft ergänzt durch hervor- 


ragende Leihgaben von Baron Ed. v. d. Heydt. 
Jadearbeiten kamen erst verhältnismäßig 
spät hinzu (aus der Sammlung H. Hardt). 
Dagegen war die Abteilung mit den Beispie- 
len klassischer ostasiatischer Malerei allmäh- 
lich an die Spitze der europäischen Museen 
gerückt. Die Landschafts- und Tiermalerei 
der Sung- und Yüan-Zeit Chinas (10. bis 14. 
Jahrhundert) war durch einige Werke füh- 
render Meister vertreten; von der religiösen 
Richtung des 13. Jahrhunderts gaben fünf 
Bilder von Buddhaschülern aus einer berühm- 
ten Serie eine Vorstellung, und die Virtuo- 
sität der Ming-Periode (14. bis 17. Jahrhun- 
dert) kam in anderen, vorzüglich gewählten 
Beispielen klar zum Ausdruck. 

Chinesische und japanische Lacke von hoher 
Qualität und in größerer Zahl als sonst in 
Europa oder Amerika gehörten zu den 
Prunkstücken der Abteilung; Masken und 
Brokatgewänder für das No-Spiel gingen 
über die rein kulturgeschichtliche Bedeutung 
hinaus. Hervorragend vertreten waren die 
chinesischen Sakralbronzen aus vorbuddhisti- 
scher Zeit, Opfergerät und Grabgefäße, noch 
aus dem Ende der besonders geschätzten 
Chou-Periode (11. bis 3. Jahrhundert v. Chr.). 
Auch die meisten der 70 Bronzespiegel 
reichten noch in diese hinein. 

Mangels geeigneter, verfügbarer Räumlich- 
keiten war die Abteilung lange magaziniert 
und trat nur auf Spezialausstellungen gele- 
gentlich vor die Öffentlichkeit. Erst als nach 
dem Umzug des Kunstgewerbemuseums in 
das Schloß (1921) das Gebäude in der Prinz- 
Albrecht-Straße frei wurde, konnte dort im 
Erdgeschoß die Ostasiatische Kunstsammlung 
einziehen. Allerdings war die Unterbringung 
auch dann noch so, daß in den elf Schau- 
raumen immer nur ein Teil der Objekte zur 
Ausstellung gelangte, während sechs Magazine 
zur Aufbewahrung des Hauptbestandes und 
gleichsam als Reservoir dienten, aus dem 
allmählich in wechselnder Folge den Be- 
suchern eine Vorstellung von der Vielfalt 
des Vorhandenen geboten wurde. Die Ab- 
teilung besaß eine hervorragende, in ihrer 
Art wohl die beste und vollständigste Biblio- 
thek zur Archäologie und Kunstgeschichte 
der Lander des Fernen Ostens, besonders 
reich an seltenen chinesischen und japanischen 
Publikationen. 

15. Museum für Deutsche Volkskunde 

39. Unter der Führung von Rudolf Virchow 
bildete sich im Jahre 1888 ein Komitee, das 
sich die Aufgabe gestellt hatte, ein dem 1873 
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in Stockholm von Hazelius begründeten 
„Nordischen Museum“ ähnliches Museum für 
Deutschland ins Leben zu rufen. 

Es begann ein reges Sammeln volkstümlicher 
Werte in Volkskunst, Volkstracht, Volks- 
handwerk und Volksbrauch, so daß bereits 
am 27. Oktober 1889 in Berlin das „Museum 
für Volkstrachten und Erzeugnisse des Haus- 
gewerbes“ eröffnet werden konnte. 

1891 wurde ein zugehöriger Museumsverein 
gegründet, dessen Vorsitz Virchow bis zu sei- 
nem Tode (1902) innehatte. Virchow forderte 
die Erweiterung des zunächst kleinen Mu- 
seums zum umfassenden zentralen „Deutschen 
Volksmuseum“. Das Museum wurde aus- 
schließlich durch Privatinitiative (Mitglied- 
beiträge des Vereins und Schenkungen) getra- 
gen; der Preußische Staat stellte lediglich 
Räume im Palais Kreutz, Klosterstraße 36, 
mietfrei zur Verfügung. Einen bedeutenden 
Zuwachs erhielt das Museum durch die ge- 
schenkweise Überlassung der sogenannten 
„Chicago-Sammlung“ mit ihren umfangrei- 
chen Beständen an volkstümlichen Objekten 
aller Art, die eigens für die Weltausstellung 
in Chicago 1893 in allen deutschen Landschaf- 
ten zusammengebracht worden waren. 

Das Museum hatte um seinen Bestand schwer 
zu kämpfen, bis es endlich, weil es sonst für 
Berlin verloren gewesen wäre, nach langen 
Verhandlungen 1904 als unselbständige, der 
prähistorischen Abteilung des Museums für 
Völkerkunde unterstellte Nebenabteilung 
unter dem Namen „Königliche Sammlung für 
Deutsche Volkskunde“, betreut von einem 
beamteten Kustos (Karl Brunner, später Kon- 
rad Hahm), den Königlichen Museen ange- 
gliedert wurde. Nach 1918 firmierte die 
Sammlung „Staatliche Sammlung für Deut- 
sche Volkskunde“. Der Museumsverein blieb 
auch weiterhin bis zu seiner Auflösung im 
Jahre 1937 als der eigentliche Förderer der 
Sammlung bestehen und als uneigennütziger 
Mehrer der Bestände tätig. Vom Museums- 
verein wurden in den Jahren 1897 bis 1922 
laufend „Mitteilungen“ als wissenschaftliche 
Veröffentlichungen herausgegeben. 

1936 wurde die Sammlung als „Staatliches 
Museum für Deutsche Volkskunde“ im Schloß 
Bellevue erstmalig in würdiger Umgebung 
neu eröffnet. Jedoch bereits 1939 mußte es 
wieder ausziehen, weil das Schloß Bellevue 
von der damaligen Reichsregierung als 
„Gästehaus“ benötigt wurde. 

Die Museumsbestände wurden nun in einem 
ehemaligen Logengebäude (Splittgerbergasse) 


magaziniert. Verwaltung und Bibliothek des 
Museums wurden, davon getrennt, im Prin- 
zessinnenpalais Unter den Linden unterge- 
bracht, wo in wechselnden Ausstellungen nur 
Teile der Bestände gezeigt werden konnten. 

16 . Das Zeughaus 

40. Unter allen Berliner Museen darf die 
Sammlung des Zeughauses den Anspruch er- 
heben, zu den ältesten gezählt zu haben, von 
je beheimatet in einem der schönsten und 
ältesten Monumentalbauten Berlins (erbaut 
1695 — 1706 von Blondei und de Bodt), dem 
der mitgestaltende größte deutsche Baumei- 
ster, Andreas Schlüter, seine genialsten bild- 
nerischen Schöpfungen als Schmuck lieh: die 
Masken erschlagener Krieger. 

Neben der Bestimmung als Zeughaus (arma- 
mentarium), so besagt die Gründungsschrift 
von 1706, sollte das Haus nach dem Wunsch 
seines Bauherrn Friedrich I. kriegerische 
Beute und Trophäen aufnehmen. Diese aus 
den siegreichen Kriegen seines Enkels und 
den Freiheitskriegen reichlich hereinströmende 
Beute wurde zum Keim der späteren Zeug- 
haussammlung. Der Zustrom von Beutegut 
aller Art aus den Einigungskriegen und vor 
allem aus dem deutsch-französischen Krieg, 
ebenso wie die Aufrüstung des zur Groß- 
macht erwachsenden Preußen, führten zu der 
neuen Bestimmung des Zeughauses als Heeres- 
museum (Kabinettsorder von 1875). 
Internationalen Ruf gewann die Zeughaus- 
Sammlung, als sie um die Jahrhundertwende 
sich mit erweitertem Programm aus dem 
Heeresmuseum zu einer der ersten Waffen- 
sammlungen entfaltete, zurückreichend bis in 
die deutsche Vor- und Frühzeit. Mit den ge- 
nannten Zugängen alter Waffen vor der mu- 
sealen Eröffnung des Hauses bildete vor allem 
die Zuweisung der großartigen Waffensamm- 
lung des Prinzen Carl von Preußen den 
Grundstock dieser neuen Abteilung. 

Dank ständiger planmäßiger Erwerbungen 
und einer streng methodischen Aufstellung 
gedieh das Zeughaus zu einer Waffenschau 
von wohl einzigartiger Universalität. Unter 
einem Dach vereint fand sich hier nicht nur 
die Kriegsbewaffnung zu Schutz und Trutz 
alter und neuer Zeit zusammen; breitesten 
Raum und in besonders glanzvollen Beispie- 
len nahm die des Turniers, der Fechtkunst 
und der Jagd ein. Dem Kriegs-, Kultur- und 
Waffenhistoriker bot sich die Entwicklung 
vom Spangen- zum Stahlhelm, von der 
Spatha zum Seitengewehr, vom Faustrohr 
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über alle Schloßkonstruktionen zum Maschi- 
nengewehr, von der Bombarde zur „Dicken 
Berta“, von der ritterlichen Rüstung und der 
Ausstattung des Landsknechts bis zum Feld- 
grauen. Der Kunstfreund und Kunstbeflissene 
fand unerschöpfliches Studienmaterial in er- 
lesensten Beispielen des Waffenschmiedehand- 
werks aller Epochen, der Treibarbeit und man- 
nigfaltigen Zierverfahren in Eisen an Helmen, 
Feld- und Turnierharnischen von der Gotik bis 
zum Barock, geschlagen von ersten deutschen 
Plattnern für deutsche und fremde Fürstlich- 
keiten. Endlich bot die große Geschützsamm- 
lung hervorragende Bronzegüsse von bekann- 
ten, vorwiegend deutschen Stückgießern. Eine 
kleine, aber erlesene Sammlung gab von der 
Kunstfertigkeit in der Bewaffnung des Nahen 
und Fernen Ostens eine gute Vorstellung. Zu 
nennen sind vor allem die stolze Reihe früher 
Türkenhelme, indische und japanische Da- 
mastklingen und eine reiche Auswahl japani- 
scher Schwertstichblätter, als Glanzpunkt 
endlich der fatimidische Streitkolben von ge- 
schnittenem Bergkristall des Kalifen Azibillah 
(975 bis 996 n. Chr.). In der ganzen heeres- 
geschichtlichen Abteilung nahm breitesten 
Raum die wohl auf der ganzen Welt in ihrem 
Umfang und ihrer Vollzähligkeit unerreichte 
Uniformsammlung ein, beginnend mit den 
kompletten Monturen aller Truppenteile der 
Armee Friedrichs des Großen, die sein pietät- 
voller Neffe und Nachfolger beim Tode des 
Königs bewahrt hatte. Die Entwicklung der 
preußischen Uniformierung begleitete fast 
lückenlos den Besucher bis zum Weltkrieg, 
daneben in guter Auswahl die von Freund 
und Feind. 

Besondere Anziehungskraft übten hier die auf 
alle Epochen sich verteilenden historischen 
Uniformen und Uniformstüdce von Fürsten 
und Feldherren aus. Den ehrwürdigsten Besitz 
des Zeughauses bildeten endlich die von den 
Gewölben herabwehenden kurbrandenbur- 
gisch-preußischen Fahnen und Standarten, die 
nach alter Tradition seit Errichtung des Hau- 
ses hier ihre letzte Stätte fanden. 

17. Münzkabinett 

41. Schon 1830 waren erhebliche große und 
wertvolle Münzbestände vorhanden. In der 
Folgezeit kamen viele größere und kleinere 
Sammlungen hinzu, die die Bestände auf die 
Höhe derjenigen in Wien, Paris und London 
gebracht haben. Die umfassendsten waren die 
Allgemeinsammlung des Großkaufmanns P. 
Adler und die Griechensammlungen Imhoof- 


Blumer 1900 (22 000) und Löbbecke 1906 
(fast 28 000). 

Als Gründer des Münzkabinetts im moder- 
nen Sinne ist Julius Friedländer anzusehen. 
Er war hier von 1840 bis 1884 tätig, seit 1868 
als Direktor. Er legte auf die künstlerische 
und wissenschaftliche Qualität der Objekte 
größten Wert und hob hierdurch das Niveau 
bedeutend. Die Griechensammlungen Fox 
(1873) und GrafProkesch (1875), die Orient- 
sammlung Guthrie (1876) werden ihm ver- 
dankt. Schon 1861 war die Sammlung seines 
Vaters Benoni Friedländer ins Kabinett ge- 
kommen, die eine wundervolle Reihe schöner 
italienischer Medaillen aus dem Besitz von 
Napoleons Schwester Elisa Bacciocchi ent- 
hielt. Aus der Kunstkammer gelangte eine 
unübertroffen gebliebene Kollektion deut- 
scher Holz- und Steinmodelle (1876) ins 
Kabinett. 

Unter Friedländers Nachfolger A. v. Sallet 
und seinem Assistenten Menadier sind neben 
einer ungewöhnlich großen Zahl hervorragen- 
der Einzelstücke sehr viele mittelalterliche 
deutsche Münzen angekauft worden, so daß 
die Sammlung hier bald die anderen hinter 
sich ließ. Eine zweite Sammlung Imhoof- 
Blumer wurde 1928 erworben. Eins der we- 
nigen großen Legate, mit denen das Kabinett 
bedacht wurde, betraf die 5700 Stück umfas- 
sende Reihe der Berliner Medaillen des Ge- 
heimrats von Kühlewein (1917). 

Von 1703 ab war das Münzkabinett über 
hundert Jahre im Schloß zu Berlin unterge- 
bracht. Friedrich der Große hatte die antiken 
Münzen im Antiken-Tempel beim Neuen Pa- 
lais in Potsdam aufgestellt, doch kamen sie 
1797/98 auf Veranlassung Friedrich Wil- 
helms III. wieder nach Berlin. Im Alten Mu- 
seum erhielt das Kabinett 1830 neue Räume 
und blieb hier, angegliedert an das Antiqua- 
rium, bis 1904, als es in das neu eröffnete 
Kaiser-Friedrich -Museum übergeführt wurde. 
Als selbständige Abteilung erhielt es am 
neuen Ort eine völlig neu gestaltete technische 
Einrichtung, die den Krieg überdauert hat. In 
den Räumen der Skulpturen-Sammlung über 
dem Kabinett wurde eine Schausammlung ge- 
zeigt, die etwa 10 000 Stüde umfaßte. 

18. Zentralbibliothek der Museen 

42. Mit der Eröffnung des Alten Museums 
1830 war die Einrichtung einer wissenschaft- 
lichen Bücherei verbunden, die den amtieren- 
den Gelehrten als Fachbibliothek diente. Im 
Laufe der Zeit wurde sie systematisch ausge- 


29 



baut, erhielt einen eigenen Bibliothekar, der 
in der Regel selbst Fach Wissenschaftler 
(Archäologe oder Kunsthistoriker) war, und 
war auch den Mitgliedern der Akademie der 
Wissenschaften und Universität, später Pri- 
vatgelehrten, Kunstfreunden, Sammlern und 
Studenten in beschränktem Umfange zur Be- 
nützung offen. Sie behielt aber immer den 
Charakter einer Handbibliothek für den wis- 
senschaftlichen Stab der Abteilungen auf der 
Museumsinsel. Da Bücher im Vergleich zu 
Kunstwerken wenig kosten, deren Erwerb im 
Mittelpunkt des Aufbaus der Museen stand, 
konnten die Anschaffungen für die Museums- 
bibliothek auf breiter Basis erfolgen. Der 
Aufschwung, den die Museen nach 1870 nah- 
men, kam auch ihr zugute; sie ist im 20. Jahr- 
hundert eine der größten im Bereich der 
Archäologie, Kunstgeschichte, Ägyptologie, 
Assyriologie und Numismatik, etwa auf der 
Stufe derer in Paris (Doucet) und London 
(Victoria- und Albert-Museum, Britisches 
Museum). 

Nach der Reichsgründung 1871 begann der 
umfassende, systematische Ausbau der aus 
Handbibliotheken verschiedener Disziplinen 
gebildeten Bibliothek. Im Bereich der Archäo- 
logie, Numismatik sowie der Kunstgeschichte 
der neueren Zeit (Gemälde, Skulptur, Graphik) 
wurde das wissenschaftliche Material von der 
Bibliothek fast lückenlos gesammelt; daneben 
entstanden Handbibliotheken der ägyptischen, 
vorderasiatischen und islamischen Abteilungen 
auf ähnlich umfassender Grundlage. Die 
Gruppe der Versteigerungs- und Privatsamm- 
lungskataloge wurde zuletzt 1921 durch die- 
jenige W. v. Bodes außerordentlich erweitert. 
Vorher waren die Handbibliothek und die 
Galeriekataloge seines Vorgängers Julius 
Meyer in den Besitz der Museen gelangt. 
Überhaupt ergänzten Spezialsammlungen der 
an den Museen tätigen Gelehrten die Be- 
stände häufig: so etwa der „Apparat" des 
Archäologen Gerhard (Pausen von Vasen- 
Zeichnungen), die Sammlungen von Sonder- 
abzügen von Aufsätzen hervorragender Spe- 
zialisten, die H. Winnefeld und W. v. Bode 
angelegt hatten, die Handbibliothek des 
Archäologen Zahn, Teile der Büchereien G. 
Möller, H. Mackowsky, P. Seidel. Bei der 
Auflösung der kunsthistorischen Bibliothek 
des Preußischen historischen Instituts in Rom 
wurden ihr daraus alle die Bücher, die bei ihr 
nicht vorhanden waren, überwiesen. 

Es war die Aufgabe der Museumsbibliothek, 
der wissenschaftlichen Erschließung aller ver- 
tretenen Sammelgebiete der christlichen Epoche 


bis zum Ende des 18. Jahrhunderts, der klas- 
sischen Archäologie, der Ägyptologie, Assyrio- 
logie und Kunst des Islams zu dienen. Auch 
der sehr umfangreiche Bestand an Fachzeit- 
schriften (an 200 laufende und ebenso viele 
abgeschlossene) war einzigartig, ebenso die 
Fülle von Quellenschriften (in Original- und 
kommentierten Ausgaben) und Lexika, von 
Auktionskatalogen (vom 18. Jahrhundert an) 
und Katalogen von Privatsammlungen. Ein- 
schließlich der fünf in der ägyptischen, vor- 
derasiatischen und islamischen Abteilung, im 
Münz- und Kupferstichkabinett aufgestellten 
Spezialbibliotheken hatte die Museumsbiblio- 
thek gegen 70 000 Bücher. Sie waren in einem 
Zentralkatalog erfaßt, so daß die Bibliothek 
zuletzt mit Recht die Bezeichnung „Zentral- 
bibliothek der Staatlichen Museen" führte. 

19. Gipsformerei 

43. Die Berliner Gipsformerei verdankt ihre 
Entstehung dem Bedürfnis der Museen und 
anderer künstlerischer und wissenschaftlicher 
Institute, exakte Nachbildungen plastischer 
Kunstwerke sowohl aus den verschiedenen 
Abteilungen der Berliner Museen wie auch 
bedeutender Kunstwerke außerhalb Berlins 
und Deutschlands zu besitzen. Später kam die 
Aufgabe hinzu, für interessierte Laien und 
Sammler preiswerte und gute Abgüsse be- 
rühmter Skulpturen zu schaffen. 

Die Anfänge der Gipsformerei gehen bis in 
die späteren Regierungsjahrc König Friedrich 
Wilhelms III. zurück. Damals stellte der in 
den Bildhauerwerkstätten Rauchs, der beiden 
Wichmanns und Friedrich Tiecks beschäftigte 
Former Bianconi die ersten Formen und Ab- 
güsse nach Antiken für das Alte Museum in 
Berlin her. Bald nach 1840 erstand der Gips- 
formerei die Aufgabe, die neu gegründete 
Museumsabteilung der Gipsabgüsse systema- 
tisch zu vervollständigen. Der erste Direktor 
der Gemäldegalerie, Dr. Waagen, erwarb 1841 
und 1842 in Italien Formen großer antiker 
Bildwerke, wie der berühmten Rossebändiger, 
zum Abgießen in der Berliner Formerei. Seit 
1874 wurden durch die Berliner Museen vor 
allem Formen von hervorragenden Bildwer- 
ken des Mittelalters und der Renaissance in 
Italien erworben; italienische und Berliner 
Former stellten sie in Italien her. Die in Ber- 
lin gefertigten Abgüsse nach diesen Formen 
waren sowohl für die Aufstellung in der 
Abteilung „Skulpturen und Gipsabgüsse" als 
auch für den preiswerten Verkauf an andere 
Institute und Kunstliebhaber bestimmt. Seit 
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1878 wurden auf der Dombaustätte am Lust- 
arten die Gipsabgüsse nach den Ausgra- 
ungsfunden von Olympia, an Ort und Stelle 
abgeformt, dem Publikum gezeigt. Seit 1877 
hatte die Berliner Gipsformerei einen eigenen 
Etat; Originale und Gipse wurden nun nicht 
mehr wie bisher aus einem Fonds erworben. 
Später legte man eine umfangreiche Samm- 
lung von Formen und Abgüssen nach den 
wichtigsten deutschen Bildwerken des Mittel- 
alters an (zum Beispiel des Bamberger Reiters 
und der Naumburger Stifterfiguren). Zahl- 
reiche wichtige Werke der Ägyptischen, Vor- 
derasiatischen und Vor- und frühgeschicht- 
lichen Abteilung, der Skulpturen- und An- 
tikenabteilung sowie des Münzkabinetts und 
des Kunstgewerbe- und Völkerkundemuseums 
wurden abgeformt. Seit 1891 hat die inzwi- 
schen auf einen Bestand von rund 7000 For- 
men angewachsene Gipsformerei ein eigeness 
Gebäude in Charlottenburg, Sophie-Gharlotte- 
Straße 17—18. 


IV. Das Schicksal während des Krieges 
1939/45 

44. Bei Ausbruch des Krieges wurden die 
Museen geschlossen und die wichtigsten Ge- 
genstände in den Kellern der Gebäude ge- 
borgen. Die erwarteten Luftangriffe blieben 
aus, so daß die Bergung, in langsamerem 
Tempo fortgesetzt und neue Unterkünfte 
außerhalb der Museen hergerichtet wer- 
den konnten. Die Bergungsorte waren 
zunächst alle innerhalb des Berliner 
Stadtbezirks, meist in der inneren Stadt. 
Die National-Galerie wählte die Tresore 
des neuen Reichsbankgebäudes, Kupferstich- 
kabinett und Schloßmuseum diejenigen der 
Seehandlung (Preußische Staatsbank), die- 
selben Abteilungen und mehrere andere, vor 
allem die Antikenabteilung, fanden weit- 
räumige Gelasse in der Neuen Münze. Im 
allgemeinen herrschte die Auffassung, daß die 
Gegenstände der ständigen Kontrolle der Mu- 
seumsbeamten bedürften und deshalb nicht 
nach auswärts verlagert werden sollten. Als 
es sich im Laufe der Jahre als notwendig her- 
ausstellte, die Museen weitgehend zu ent- 
leeren, gingen die einzelnen Abteilungen dazu 
über, Bergungslager außerhalb Berlins anzu- 
legen. Größere Stapelplätze, die aber nicht 
immer erstrangiges Material enthielten, wur- 
den in Sophienhof (Mecklenburg) vom 
Schloßmuseum und der Ägyptischen Abtei- 
lung, Schloß Schräbsdorf (Schlesien) und 
Bleicherode vom Völkerkundemuseum, Burg 


Falkenstein von der Kunstbibliothek, Schloß 
Dobitschen und Weißensee vom Schloß- 
museum, Neuburg bei Freiburg a . d. Unstrut 
und Schloß Ebersdorf vom Zeughaus, Schloß 
Lebus von der Prähistorischen Sammlung an- 
gelegt. Ein beträchtlicher Teil der Bücher der 
Kunstbibliothek war nach Oberschwaben in 
entlegene Orte ausgelagert. An allen Stellen 
blieben die ausgelagerten Bestände in der 
Obhut der Museen und wurden von ihnen 
kontrolliert. An einigen der wichtigsten Ber- 
gungsorte waren Aufsichtsbeamte bzw. Ge- 
lehrte eingesetzt. 

45. In den ersten dreieinhalb Jahren des Krie- 
ges blieben die Museen in Berlin fast unver- 
sehrt, obwohl britische Bomber die Stadt häu- 
fig überflogen. Im Herbst 1943, als die Groß- 
angriffe auf Berlin einsetzten, erlitten das 
Neue Museum und die Museen der Prinz- 
Albrecht-Straße schwere Schäden, der große 
Angriff auf die Berliner Innenstadt vom 
3. Februar 1945 traf alle Museen; das Schloß- 
museum einschließlich der Keller mit wert- 
vollstem Inhalt brannte aus. Am 11. März 
1945 wurde der eine der beiden unterirdi- 
schen Bergungsorte in der Neuen Münze durch 
einen unentdeckt gebliebenen Zeitzünder ver- 
nichtet, wobei mehrere Abteilungen schwere 
Verluste erlitten, vor allem Schloßmuseum 
und Islamische Abteilung. 

Die Museen hatten in den nach Kriegsbeginn 
errichteten Flaktürmen am Zoo und im 
Friedrichshain Räume zugewiesen erhalten, 
in denen fast alle Abteilungen 1942/43 ihre 
besten Sachen bargen. Die Fahrstuhl- und 
Lüftungsanlagen, die Räume und der Auf- 
sichtsdienst entsprachen allen billigen Forde- 
rungen musealer Praxis. Immerhin konnten 
hier nur die wertvollsten Bestände jeder Ab- 
teilung Unterschlupf finden. 1944 wurden 
deshalb größere Lager in stilliegenden Salz- 
bergwerken für weniger empfindliche Objekte 
geschaffen: Grasleben bei Weverlingen und 
Schönebeck an der Elbe. Erstgenanntes Berg- 
werk nahm besonders große Mengen auf, in 
erster Linie fast 3000 Kisten des Völkerkunde- 
museums. Es lag hart an der späteren Zonen- 
grenze auf britischem Besatzungsgebiet. Zwei 
große Ladungen in Kähnen, die auch Be- 
stände der Staatsbibliothek enthielten, wur- 
den nach Schönebeck abgefertigt. Unter dem 
Bergungsgut war die Zentralbibliothek der 
Museen (ca. 2500 Kisten und 120 Zentner 
Photomappen). 

In den Flaktürmen traten infolge der Ge- 
schehnisse der letzten Kriegsmonate große 
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Veränderungen ein. Die Nachricht, daß Ber- 
lin verteidigt werden würde, ließ alle Beden- 
ken gegen die Auslagerung in die Bergwerke 
zurücktreten. Von Anfang bis Ende März 
1945 wurde der größte Teil der in den Flak- 
türmen gelagerten Museumsstücke mittels 
Lastkraftwagen nach den Salzbergwerken 
Ransbach und Kaiseroda-Merkers (südlich 
Eisenach) gebracht. Lastzüge der Reichsbahn 
taten besonders gute Dienste. Der erste Trans- 
port fand am 13. März 1945 mit Bildern der 
Gemäldegalerie statt; es folgten fast täglich 
Transporte mit Sammlungsgut verschiedener 
Abteilungen, der letzte, mit Mappen des 
Kupferstichkabinetts, am 29. März 1945. 
Weitere Evakuierungen aus den Flaktürmen 
ließen sich nicht mehr durchführen, da sich 
der Ring um Berlin in diesen Tagen zu 
schließen begann. 

46. Bei Einstellung der Kampfhandlungen 
stellte sich der Bestand der Museen etwa wie 
folgt dar: 

1. Flakturm Zoo: Neben der Skulpturen- 
sammlung der Antikenabteilung einschließ- 
lich des Pergamonaltars beträchtliche Teile 
des Museums für Vor- und Frühgeschichte 
und der Ostasiatischen Kunstsammlung. 
Gute Reste anderer Abteilungen (außer 
Gemäldegalerie und Islamische Abteilung). 

2. Flakturm Friedrichshain: Große Formate 
der Gemäldegalerie, rd. 400 mittlere und 
kleine Bilder, zum Teil nicht erste Garni- 
tur, rd. 100 Gemälde der National-Galerie, 
1. und 2. Ranges und etwa 100 weniger 
wertvolle Stücke. Sehr bedeutende Grup- 
pen von Beständen der Skulpturenabtei- 
lung und des Kunstgewerbemuseums, des 
Völkerkundemuseums, der Ägyptischen Ab- 
teilung und der Antiken-Abteilung, gerin- 
gere des Kupferstichkabinetts. 

3. Neue Münze: Vor allem Magazinbestände 
der Antikenabteilung. 

4. Reichsbank: National-Galerie (Zeichnungen 
19. Jahrhundert 1. Garnitur). 

5. Seehandlung: Kupferstichkabinett (5000 bis 
6000 Blatt C-Format Druckgraphik). 

6. Keller auf der Museumsinsel und in den 
Museen der Prinz-Albrecht-Straße: Reste 
der Sammlungen der betreffenden Museen, 
Münzkabinett und Vorderasiatische Abtei- 
lung komplett. 

Zwei große Brände im Schloß (3. Februar 
1945) und in der Neuen Münze (11. März 
1945) hatten Bestände einiger Abteilungen 
um wertvollstes Museumsgut gebracht. Im 


Schloß brannte die kostbare Einrichtung aus, 
die großen Keller mit vielem Sammlungs- 
material des Kunstgewerbemuseums wurden 
gleichfalls ein Raub der Flammen. In der 
Neuen Münze gingen 18 der besten Teppiche 
der Islamischen Abteilung zugrunde, Porzel- 
lan und Glas des Schloßmuseums, Bücher des 
Kupferstichkabinetts und der Kunstbibliothek, 
größere Teile der Ornamentstichsammlung 
der Kunstbibliothek und anderes mehr wur- 
den vernichtet. 

Ein Granattreffer in einer schlecht gesicherten 
Öffnung des Flakturms Friedrichshain zer- 
störte die einzigartigen wertvollen Glasge- 
mälde des Schloßmuseums. 

47. Von den oben angeführten Bergungslagern 
außerhalb Berlins waren Hauptlager, die 
nahezu alle Abteilungen umfaßten, Kaiseroda- 
Merkers und Grasleben. Daneben ist Schöne- 
beck zu nennen. Die anderen zahlreichen Ber- 
gungsstätten, die sich die Abteilungen geschaf- 
fen hatten, waren bis zum Ende des Krieges 
ebenfalls erhalten geblieben mit Ausnahme 
von Sophienhof, um das gekämpft worden 
und das ausgebrannt war. Das Schicksal von 
Schrabsdorf und Lebus ist nicht näher be- 
kanntgeworden. 


V. Nach der Kapitulation 

48. Nach Einstellung der Kampfhandlungen 
war ein großer Teil des Museumspersonals, 
der die Kriegsnöte überstanden und sich die 
Freiheit bewahrt hatte, unter Überwindung 
großer Entfernungen und ungeachtet aller 
Hindernisse, opferbereit und pflichtbewußt 
sofort zur Stelle, um den einsetzenden Plün- 
derungen zu begegnen und in das Trümmer- 
feld der Museumsinsel Ordnung zu bringen. 
Das verfügbare Personal wurde vom Magi- 
strat von Groß-Berlin neu eingestellt, der die 
treuhänderische Verwaltung der ehern. Staat- 
lichen Museen übernahm. Außerdem trat in 
Berlin eine Kommission alliierter Kunst- 
offiziere zusammen. DasMuseumspersonal war 
mit Instandsetzungen vollauf beschäftigt. Als 
nächste Bauaufgaben wurden die Sicherung und 
der Ausbau der National-Galerie und des 
Kaiser-Friedrich-Museums festgelegt. Es sollte 
freilich noch zwei Jahre dauern, bis der 
größere Teil des Daches im letzteren Ge- 
bäude fertiggestellt war. 

In Berlin wurden aus dem Flakturm Zoo 
sämtliche Objekte, die dort verblieben waren, 
unmittelbar nach der Kapitulation von den 
Russen abtransportiert, bevor die Engländer 
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und Amerikaner in Berlin eintrafen. Das be- 
trifft sämtliche Reliefs des Pergamonaltars 
und alle Groß Skulpturen der Antikenabtei- 
lung, gewichtige Bestände des Museums für 
Vor- und Frühgeschichte (Schatz des Priamos 
usw.) und der Ostasiatischen Kunstabteilung 
und einzelne Hauptstücke sowie zahlreiche 
Gruppen von Objekten der anderen Abtei- 
lungen, die hier Bergungsgut hatten. Audi das 
gesamte Münzkabinett auf der Museumsinsel 
und Teile der in Dahlem lagernden Gegen- 
stände des Völkerkundemuseums wurden so- 
gleich abgeführt. 

Da von den Russen keine Sicherungsmaßnah- 
men getroffen wurden — die Museumswachen 
im Friedrichshain waren gezwungen worden, 
den Turm zu verlassen — , brannten mehrere 
Tage nach der Kapitulation (6. Mai 1945) 
und eine Woche später beide Geschosse des 
Flakturms Friedrichshain aus. Hier entstand 
unersetzlicher Schaden für die Museen. Die 
obengenannten Teilbestände der Gemälde- 
und National-Galerie, die bei den Transpor- 
ten zurückgeblieben waren, wichtige Bildwerke 
der Skulpturensammlung, niederländische 
Graphik des Kupferstichkabinetts, Haupt- 
werke des Völkerkunde- und Schloßmuseums 
sind zugrunde gegangen. Die Russen haben 
später im Brandschutt Ausgrabungen vorge- 
nommen, zu denen die Berliner Museums- 
beamten nicht zugezogen wurden. 

Im Winter 1945/46 wurde die Beschlag- 
nahmeaktion der Russen auf der Museums- 
insel (Ostsektor) fortgesetzt, wobei eine große 
Menge von Objekten, die in den Kellern 
waren, abgeführt wurde. Vor allem büßte die 
Vorderasiatische Abteilung, die bis dahin gut 
durch die Stürme des Krieges und die ersten 
Monate der Besatzungszeit gekommen war, 
erhebliche Teile ihres Besitzes ein. Bis zum 
Abtransport befanden sich diese Objekte in 
tadellosem Zustand. Ihr Bestimmungsort ist 
nicht bekanntgegeben worden. 

49. Da die sowjetische Besatzungsmacht vor 
der Übernahme des westlichen Teiles Berlins 
durch die Amerikaner und Engländer den 
hier gelegenen Flakturm Zoo vollständig aus- 
eräumt und Teile der in Dahlem unterge- 
rachten Bestände abtransportiert hatte, be- 
fand sich bei Einzug der Westmächte in West- 
Berlin hier nur sehr wenig Museumsgut. Es be- 
stand hauptsächlich in den nicht evakuierten 
Beständen der Kunstbibliothek und Restbe- 
ständen des Museums für Völkerkunde, außer- 
dem solchen aus den der Verwaltung „Schlös- 
ser und Gärten“ unterstehenden Sammlungen, 


insbesondere den Gemälden im Jagdschloß 
Grunewald. Alle diese Museumsobjekte wur- 
den weiterhin von dem alten Museumsperso- 
nal verwaltet, welches, wie oben geschildert, 
ab Mai 1945 vom Berliner Magistrat über- 
nommen worden war. 

Mit dem Einzug der amerikanischen und bri- 
tischen Militärregierungen in West-Berlin (An- 
fang Juli 1945) zogen auch die Büros der 
Kunstschutzabteilungen (Monuments and Fine 
Arts Section) in Berlin ein. So befand sich im 
amerikanischen Hauptquartier in Dahlem das 
zentrale Büro der Kunstabteilung für die 
gesamte amerikanische Zone. Infolgedessen 
kam es bald zu einem Kontakt mit den in 
Berlin verbliebenen Museumsbeamten wegen 
der westlich Berlins verlagerten Kunstschätze, 
die im Zuge der Eroberung der betreffenden 
Gebiete in die Hände der amerikanischen und 
englischen Truppen gefallen waren. Es han- 
delte sich dabei vor allem um die nach den 
Salzbergwerken Mitteldeutschlands verbrach- 
ten Museumsbestände: den Bergwerken Kai- 
seroda bei Merkers, Grasleben und Schöne- 
beck a. d. Elbe, und um die nach Bernterode 
verbrachten Sammlungsbestände der Verwal- 
tung „Schlösser und Gärten“. 

Das in Kaiseroda geborgene Gut der Museen 
war kurz nach Aufhören der Kampfhandlun- 
gen von den Amerikanern aus dem Bergwerk 
herausgenommen — im Beisein des dort 
stationierten wissenschaftlichen Beamten der 
Museen — und zunächst in ein Bankgebäude 
nach Frankfurt (Main) und dann nach Wies- 
baden in das Haus des Landesmuseums ver- 
bracht worden. Dieses war eins der ganz we- 
nigen Museumsgebäude, die nur geringen 
Bombenschaden erlitten hatten und daher in 
kurzer Zeit für die Kunstschätze aufnahme- 
fähig gemacht werden konnten. 

Aus demselben Grunde wurde von den Eng- 
ländern in der britischen Zone das Schloß 
Celle zur Aufnahme der Kunstwerke aus den 
Bergwerken Grasleben und Schönebeck be- 
stimmt. 

Die im Bergwerk Schönebeck a. d. Elbe ge- 
borgenen Kisten mit Museumsgut wurden 
von den Engländern nur zum Teil übernom- 
men, bevor dieses Gebiet zur russischen Zone 
kam. Infolgedessen fielen hier beträchtliche 
Bestände in die Hände der Sowjets (Völker- 
kunde, Vor- und Frühgeschichte, Kunst- 
bibliothek, Zeughaus). Von den Bibliotheks- 
beständen — Büchern und Photographien- 
sammlungen — sind durch einen glücklichen 
Umstand später größere Teile nach Berlin zu- 
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rückgelangt. — Ein großer Transport, der 
seinen Bergungsort nicht mehr erreicht hatte 
und auf der Straße bei dem Ort Melsungen 
stehenblieb, wurde von der amerikanischen 
Armee zunächst nach Marburg gebracht und 
gelangte dann später ebenfalls nach Wies- 
baden. 

Durch diese Maßnahmen der amerikanischen 
und britischen Besatzungsmächte sind also das 
der Stadt Wiesbaden gehörende Museumsge- 
bäude in Wiesbaden und das Schloß Celle die 
Unterbringungsorte für das westlich von Ber- 
lin ausgelagerte Kunstgut der Museen gewor- 
den. In diese von den Amerikanern und Eng- 
ländern geschaffenen Sammelpunkte für Kunst- 
gut (Central Art Collecting Point), von denen 
es noch mehrere gab (z. B. in München), 
wurde auch alles andere Kunst- und Kultur- 
gut gebracht, welches in der amerikanischen 
und britischen Besatzungszone aufgefunden 
wurde, sowohl Museumsgut als auch Privat- 
besitz. Diese Objekte sind zum größten Teil 
sehr bald an die rechtmäßigen Besitzer, zum 
Teil im Restitutions verfahren, zurückgegeben 
worden, so daß sich heute in Celle ganz über- 
wiegend, in Wiesbaden, von wenigen Einzel- 
stücken abgesehen, ausschließlich aus Berlin 
stammendes Museumsgut befindet. 

Die nach Süddeutschland (Oberschwaben) 
verlagerten Museumsbestände — Teile der 
Kunstbibliothek — , die sich in Gebieten der 
französischen Zone befanden, sind in die Ob- 
hut der Universität Tübingen gelangt und 
vor einigen Jahren (1950) mit Zustimmung 
der württembergischen Behörden nach Berlin 
zurückgeführt worden. 

50. Die Verwaltung des von den Amerikanern 
in Wiesbaden geschaffenen Sammellagers für 
Kunstgut (Central Art Collecting Point) lag 
bis 1949 in der Hand der amerikanischen Mi- 
litärregierung für Großhessen mit einem 
amerikanischen Kunstschutzoffizier als Direk- 
tor und einem Frankfurter Museumsleiter als 
ständigen ehrenamtlichen Berater, den die 
Militärregierung 1945 herangezogen hatte. 
Die amerikanische Militärregierung in Berlin 
hatte bereits Ende 1945 als ständigen Mit- 
arbeiter ihrer Monuments and Fine Arts Sec- 
tion einen langjährigen wissenschaftlichen Be- 
amten der Museen herangezogen, desgleichen 
den Leiter der Verwaltung „Schlösser und 
Gärten“, so daß ohne Verzug mit Hilfe der 
Berliner Auslagerungslisten und gestützt auf 
die persönlichen Kenntnisse des Museumsper- 
sonals die Feststellung der Objekte erfolgen 
konnte und fachliche Beratung möglich war. 


Entsprechend unterstand die Verwaltung des 
Kunstgutlagers in Schloß Celle in der bri- 
tischen Zone der britischen Militärregierung, 
die als Leiter einen deutschen Direktor ein- 
gesetzt hatte, der aber kein Fachmann war. 
Später ging dann Professor Schmidt von den 
Staatlichen Museen als Direktor nach Celle. 
Aus den nach Wiesbaden gebrachten Museums- 
beständen überführte die amerikanische Mili- 
tärregierung im November 1945 202 Gemälde 
nach Washington, wo sie im Depot der 
National Gallery of Art aufbewahrt wurden. 
Gegen diese Maßnahme, die mit Rücksicht 
auf die unsicheren Verhältnisse in Deutsch- 
land (Kohlenmangel u. ä.) getroffen worden 
war, erhoben eine Reihe der in Deutschland 
tätigen Kunstschutzoffiziere und namhafte 
Persönlichkeiten des kulturellen Lebens in 
Amerika sofort heftigen und immer wieder- 
holten Einspruch. 1948 wurde von der ameri- 
kanischen Regierung beschlossen, die Gemälde 
wieder nach Deutschland zurückzubringen. In 
Verbindung mit dieser Entscheidung wurden 
von der amerikanischen Militärregierung ein 
langjähriges Mitglied der Staatlichen Museen 
und andere deutsche Sachverständige aus 
dem Bundesgebiet nach Washington entsandt. 
Die Bilder sind dann in Gruppen nach 
Deutschland zurückgekehrt — ein Teil von 
ihnen ist vor der Rücksendung auf einer 
Ausstellungstournee in zwölf Städten Ameri- 
kas gezeigt worden. Im Sommer 1949 waren 
sämtliche Bilder wieder in Wiesbaden mit 
dem übrigen Kunstgut aus den Museen ver- 
eint. 

51. Die deutschen Stellen in den Verlage- 
rungsorten Wiesbaden und Celle haben ihre 
Hauptaufgabe von Anfang an in der Erhal- 
tung und Pflege der ihnen anvertrauten Kul- 
turgüter gesehen. Alle — teilweise sogar un- 
verpackt — in ihre Obhut gekommenen 
Werte wurden gesichtet, geordnet und weit- 
gehend inventarisiert. Praktisch ist lediglich 
ein Teil der in Celle lagernden, in 3000 Kisten 
verpackt gewesenen Beständen des Völker- 
kundemuseums noch nicht durchgearbeitet. Die 
notwendigen Konservierungsarbeiten wurden 
laufend durchgeführt. Sie hatten besondere 
Bedeutung für die Bestände des Völkerkunde- 
museums, die in hohem Maße Witterungsein- 
flüssen und der Gefährdung durch Schädlinge 
ausgesetzt waren. Um eine nachhaltigere Wir- 
kung der Konservierungsmittel zu gewähr- 
leisten, sowie auch aus Raumgründen wurden 
manche Bestände nach ihrer Sichtung wieder 
in Kisten zurückgegeben. Dabei handelt es 
sich allerdings zu einem großen Teil um 
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Stücke, die auch im Rahmen der ehemaligen 
Museumsverwaltungen zu deren Depotbe- 
ständen zählten. Auch die notwendigen Re- 
staurierungsarbeiten wurden von fachkun- 
digen Kräften laufend vorgenommen, soge- 
nannte Schönheitsreparaturen jedoch grund- 
sätzlich unterlassen. 

Die Verwaltungen in Wiesbaden und Celle 
haben es darüber hinaus als eine ihnen im 
Rahmen ihrer Treuhänderschaft obliegende 
Verpflichtung betrachtet, das Treuhandgut im 
weitestgehenden Umfang im Wege von Aus- 
stellungen der Allgemeinheit zugänglich zu 
machen. So hat Wiesbaden 7, Celle mehr als 
20 Ausstellungen veranstaltet und so im 
Laufe der Zeit fast das gesamte Treuhandgut 
(abgesehen von den Beständen des Museums 
für Völkerkunde), soweit es ausstellungsfähig 
ist, zur Ausstellung gebracht. Die Ausstellun- 
gen wurden außerordentlich stark besucht 
und fanden auch außerhalb der Bundesrepu- 
blik ein erhebliches Echo. In Sonderausstel- 
lungen von Kunstwerken des Treuhandgutes, 
welche in Schaffhausen, Amsterdam, Brüssel 
und Paris stattgefunden haben, wurden wert- 
volle Kunstwerke in größerem Umfange ge- 
zeigt, anläßlich wichtiger Ausstellungen im 
Bundesgebiet und im angrenzenden Ausland 
auch Einzelobjekte aus dem Treuhandgut 
leihweise zur Verfügung gestellt. 

52. Die Berliner Verwaltung hat, sobald es 
die Verhältnisse zuließen, alle Anstrengungen 
gemacht, zunächst die Verwaltung selbst wie- 
der aufzubauen und die in Berlin verblie- 
benen Reste des Museumsgutes zu sammeln 
und zu sichten. Sie hat sich um die Wieder- 
herstellung von Arbeitsräumen und Ausstel- 
lungsräumen bemüht und ihre besondere Sach- 
kenntnis auch sehr bald den Treuhandverwal- 
tungen in Wiesbaden und Celle zur Verfügung 
gestellt. 

Als nach dem Ende der Blockade im Früh- 
jahr 1949 in Berlin der Wunsch lebendig 
wurde, Teile des nach Westdeutschland ge- 
langten Kunstgutes aus den preußischen Mu- 
seen wieder in Berlin der Öffentlichkeit vor- 
führen zu können und in Dahlem ent- 
sprechende Ausstellungsräume geschaffen wor- 
den waren, wurden im September 1950 
138 Gemälde und 33 Skulpturen aus Wies- 
baden zur Ausstellung im Dahlemer Museum 
an Berlin ausgeliehen, und seitdem sind eine 
Reihe bedeutender Ausstellungen in Berlin 
von Wiesbaden und Celle her beschickt 
worden. 


C. Die Staatlichen Kunstsammlungen 
in Kassel 

53. Sie gliedern sich in eine Gemäldegalerie 
und das Hessische Landesmuseum. Beide sind 
Sdiöpfungen der hessischen Landesherren. 

I. Die Gemäldegalerie 

Sie ist das Werk Wilhelms VIII., Landgraf 
von Hessen-Kassel, Regent seit 1730, Land- 
graf von 1751 bis 1760. Durch ihn und seine 
Agenten erfolgte der Ankauf des Kabinetts 
der Frau van Rouver (1750) mit 64 Werken 
erster Meister, darunter 8 Gemälden von 
Rembrandt wie die „Saskia“, der „Breuningh“ 
und ein spätes Selbstbildnis. Unter den 900 
Gemälden der Galerie, die er im Laufe der 
Jahre erwarb, befinden sich 21 Werke von 
Rembrandt, 11 von Rubens, 7 von Frans 
Hals, 12 von van Dyck, solche von Jordaens, 
Teniers, Ostade, Terborch, Wouwerman, 
alles Werke von größter Qualität. Unter den 
Italienern sind Porträts von Tizian und Tin- 
toretto zu finden. Von den großen deutschen 
Malern sind Dürer, Altdorfer, Baidung Grien, 
Lucas Cranach vertreten. Den Erwerbungen 
Wilhelms VIII. haben spätere Zeiten ver- 
gleichsweise wenig hinzugefügt. 

Das Gebäude der Gemäldegalerie ist durch 
den Krieg schwer beschädigt worden; die Be- 
stände sind jedoch erhalten geblieben. 

II. Das Landesmuseum 

54. Im Landesmuseum befindet sich der 
Kunstkammerbesitz des alten Landgrafen- 
schlosses mit Gegenständen aus Gold, Silber, 
Elfenbein, Bernstein, Glas, ferner Kameen 
usw. 

Ebenfalls in diesem Museum befindet sich die 
Antikensammlung, die von Landgraf Karl 
1670 bis 1730 angelegt wurde. Auch Wil- 
helm VIII. bemühte sich um eine Ergänzung, 
durch die allerdings zahlreiche Falsifikate in 
die Sammlung gelangten. Erfolgreicher war 
Friedrich II. (1760 bis 1786), der mit einer 
Apollfigur eine wertvolle Kopie eines 
griechischen Originals erwarb; hinzu kam der 
Erwerb griechischer, römischer und ägyp- 
tischer Werke. Die Sammlung Friedrichs II. 
fand keinen unmittelbaren Fortsetzer, so daß 
ein stetiger und planvoller Ausbau der Samm- 
lung unterbleiben mußte. Im Hessischen Lan- 
desmuseum befindet sich weiter eine Münzen- 
sammlung im Sinne der hessischen Tradition, 
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eine Uniform- und Waffensammlung, die 
1866 abgeschlossen wurde, eine astronomisch- 
physikalische Abteilung, aus alten Instrumen- 
ten der landgräflichen Zeit aufgebaut, eine 
landeskundliche Abteilung, die sich auf die 
Kulturgüter der bürgerlichen und bäuerlichen 
Schichten Hessens bezieht, eine Keramik- 
sammlung, zu der auch ein ansehnlicher Be- 
stand der alten landgräflichen China-Samm- 
lung gehört, und die vorgeschichtliche Samm- 
lung. 

Auch ein Kupferstichkabinett mit einer Hand- 
zeichnungssammlung und einer Bibliothek 
mit ungefähr 20 000 Nummern ist vorhanden. 

Ferner hat Kassel ein Tapetenmuseum, das 
seit 1923 besteht und Stücke enthält, die die 
Entwicklung von der Ledertapete bis zur 
Wachstuch-, Seiden- und Papiertapete an- 
schaulich wiedergeben. 


D. Die Staatsbibliothek in Berlin 

I. Geschichtliche Entwicklung bis 1939 

55. Die Gründung der Bibliothek erfolgte im 
Jahre 1659, als der Große Kurfürst die Pri- 
vatbibliothek seines Hauses durch Erlaß vom 
20. April 1659 als „Churfürstliche Bibliothek“ 
der Öffentlichkeit übergab. Der alte Besitz 
des kurfürstlichen Hauses kann nicht bedeu- 
tend gewesen sein. Doch war der Große Kur- 
fürst in der Folgezeit mit Erfolg bemüht, den 
Anfangsbestand der Bibliothek durch An- 
käufe und Schenkungen zu vermehren. Bei 
seinem Tode hatte die Bibliothek einen Be- 
stand von etwa 20 000 Bänden und 1600 
Handschriften. Seit 1701 (bis 1918) trug diese 
Einrichtung den Namen „Königliche Biblio- 
thek“. Ein planmäßiger Ausbau der Bestände 
durch reichlicher aufgewandte Mittel setzte 
erst im Tahre 1770 ein, so daß die Bibliothek 
beim Tode Friedrichs des Großen etwa 
150 000 Bände zählte. Die Vermehrung der 
Bücher machte eine Vergrößerung der Räume 
erforderlich. Friedrich der Große ließ seit 
1774 nach Plänen Fischers von Erlach das 
erste selbständige Gebäude errichten, die so- 
genannte Kommode gegenüber dem Opern- 
haus, in das die Bibliothek in den Jahren 
1780 bis 1782 einzog. 

Mit 150 000 Bänden hatte die Königliche 
Bibliothek etwa die gleiche Größenordnung 
erreicht, wie sie in der damaligen Zeit, d. h. 
am Ende des 18. Jahrhunderts, auch die an- 


deren größeren Sammlungen in Deutschland 
besaßen: 1793 Stuttgart 100 000 Bände, Dres- 
den 170 000 Bände, 1804 Mannheim 100 000 
Bände, 1786 Göttingen (Universitätsbiblio- 
thek) 110 000, 1800 rund 150 000 Bände. 

Ein mächtiger Anstoß für die Entwicklung 
des deutschen Bibliothekswesens trat zu Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts mit der Säkulari- 
sation ein. Die Bestände zahlreicher süddeut- 
scher Klosterbibliotheken wurden den Lan- 
desbibliotheken eingegliedert. 

An dieser Entwicklung hatte jedoch die Kö- 
nigliche Bibliothek in Berlin kaum Anteil. 
Denn in Norddeutschland gab es keine 
Klöster, deren Buchbesitz auch nur im ent- 
ferntesten vergleichbar gewesen wäre mit dem 
süddeutscher Klöster. Der Weg, der hier ein- 
geschlagen wurde, war vielmehr der eines 
stetigen und kritischen Ausbaues der Samm- 
lung, für die im 18. Jahrhundert der Grund 
gelegt worden war. Dementsprechend hatte 
bereits Wilken 1828 mit voller Deutlichkeit 
die kritische Auswahl der wichtigen Literatur 
aller Gebiete zum Zweck einer universellen 
Gebrauchsbibliothek gefordert. Das Phänomen 
der Berliner Staatsbibliothek bestand darin, 
daß dieser Grundsatz der kritischen Auswahl 
seit dem 18. Jahrhundert unbeirrbar verfolgt 
worden ist. Die Berliner Staatsbibliothek be- 
saß am Beginn des zweiten Weltkrieges etwa 
3 Millionen Bände. Nicht die Quantität dieses 
Bestandes war das Ausschlaggebende, sondern 
die Feststellung, daß hier rin Organismus 
herangewachsen war, der den Benutzer auch 
bei den entlegensten Spezialforschungen nie 
im Stich ließ. Selbstverständlich war bei einer 
so großen und lange aufgebauten Bibliothek 
auch eine Fülle von Cimelien zusammenge- 
kommen. Diese Cimelien machten aber (mit 
Ausnahme der musikalischen Autographen) 
nicht den eigentlichen Wert der Bibliothek 
aus. Dieser bestand vielmehr in der untrüg- 
lichen Zuverlässigkeit als universal-wissen- 
schaftlicher Gebrauchsbibliothek. 

56. Mit der Geschichte der Berliner Bibliothek 
ist eine große Reihe bedeutender Persönlich- 
keiten innerhalb und außerhalb des Biblio- 
thekswesens verbunden, die entscheidend zu 
der überlegenen Stellung der Bibliothek bei- 
getragen haben. Auf den Großen Kurfürsten 
als Gründer und auf Friedrich den Großen 
als Mehrer der Bibliothek ist bereits hinge- 
wiesen worden. Das Vorhandensein und die 
Bedeutung der Königlichen Bibliothek hat 
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nicht unwesentlich zu dem Entschluß beige- 
tragen, in Berlin eine Universität zu errichten. 
Wilhelm v. Humboldt legte seinem Plan den 
Gedanken zugrunde, die Berliner Samm- 
lungen und Institute „dergestalt in ein orga- 
nisches Ganzes zu verbinden, daß jeder Theil, 
indem er eine angemeszene Selbständigkeit 
erhält, doch gemeinschaftlich mit den andern 
zum allgemeinen Endzweck mitwirkt“. In 
dieser Bemerkung Humboldts ist der entschei- 
dende Gedanke ausgesprochen, daß die in 
Berlin befindlichen oder zu errichtenden Kul- 
turinstitute — er dachte vornehmlich an die 
Universität — durch eine einheitliche Idee zu 
einem organischen Ganzen verbunden sein 
und in der gemeinsamen Tätigkeit für das 
humanistische Bildungsideal eine geistige Er- 
neuerung und Festigung des Staates herbei- 
führen sollten. Dieser Gedanke mag bei der 
Durchführung im einzelnen Abwandlungen 
erfahren haben, letztlich aber blieb er das 
Ziel der preußischen Kulturpolitik und fand 
am Ende des 19. Jahrhunderts durch Althoff 
seine abschließende Verwirklichung. Durch 
diesen leitenden Gesichtspunkt war auch die 
Königliche Bibliothek über ihre speziellen 
Aufgaben hinaus mit den anderen Kultur- 
instituten Berlins zu einer staatspolitisch be- 
deutsamen Einheit verbunden. 

Der wichtigste Schritt, den Wilhelm v. Hum- 
boldt in der kurzen Zeit seines Mitwirkens an 
den preußischen Kulturangelegenheiten in den 
Jahren 1809/10 unternahm, war im Jahre 
1810 die Wiederherstellung der ehemaligen 
Selbständigkeit der Königlichen Bibliothek, 
die seit 1798 der Aufsicht der Akademie der 
Wissenschaften unterstellt worden war. Er lei- 
tete ferner eine bessere Dotierung der Biblio- 
thek ein, die freilich angesichts der dama- 
ligen Finanzlage des preußischen Staates nicht 
so günstig ausfiel, wie er es gewünscht hätte. 
Für die innere Prägung der Bibliothek kam 
dem Reglement entscheidende Bedeutung zu, 
das der 1810 in die Sektion des öffentlichen 
Unterrichts berufene Theologe Friedrich 
Schleiermacher der Bibliothek gab. Mit die- 
sem Reglement von 1813, das die Organisa- 
tion der Bibliothek klar umreißt, war diesem 
Institut Festigung und Tradition verliehen 
und die Entwicklung während des 19. Jahr- 
hunderts zu einem guten Teil vorgezeichnet. 

57. Als Oberbibliothekare waren an der Bi- 
bliothek Gelehrte tätig, die einen besonderen 
Rang in ihrer Wissenschaft einnahmen. Auf 
Friedrich Wilken (1817 bis 1840) folgte Georg 
Heinrich Pertz (1842 bis 1873), der Leiter 


der Monumenta Germaniae Historica. Unter 
ihm wurde ein neuer Systematischer Katalog 
begonnen, der bis zum heutigen Tage in Ge- 
brauch geblieben und auf über 2 100 Bände 
angewachsen ist. Sein Nachfolger wurde Karl 
Richard Lepsius (1874 bis 1884), der Ägypto- 
loge und Begründer des Berliner Ägyptischen 
Museums, dessen Direktor er seit 1865 war. 
Durch das Gewicht seines Namens gelang es 
ihm, eine Erhöhung des Bibliotheksetats 
durchzusetzen, so daß er die Ausfüllung der 
Lücken in den Beständen planvoll betreiben 
konnte. Bereits Lepsius setzte sich für ein 
neues Bibliotheksgebäude ein, für das er das 
Gelände des späteren Neubaues ins Auge ge- 
faßt hatte. 

58. Die Entwicklung wurde 1885 dadurch 
in andere und dann bis 1945 endgültige Bah- 
nen gelenkt, daß das Amt des Oberbibliothe- 
kars durch das Statut der Königlichen Bi- 
bliothek zu einer hauptamtlichen Stellung 
auseebnut und dem Trauer dieses Amtes, <Hm 
Oberbibliothekar, durch das Statut der Kö- 
niglichen Bibliothek von 1885 mit dem Titel 
eines Generaldirektors die Veranwortung für 
die Leitung der Bibliothek übertragen wurde 
gegenüber der kollegialen Verantwortung des 
19. Jahrhunderts. 

Generaldirektoren der Bibliothek waren 

1886 bis 1905 August Wilmanns, 

1905 bis 1921 Adolf von Harnack, 

1921 bis 1925 Fritz Milkau, 

1925 bis 1945 Hugo Andres Krüss. 

Alle diese Männer, so unterschiedlich sie 
waren, haben für die Bibliothek Hervorragen- 
des geleistet. Unter Wilmanns vollzog sich 
der Übergang von der Gelehrtenbibliothek 
des 19. Jahrhunderts zu der wissenschaftlichen 
Universalbiblothek des 20. Jahrhunderts. Er 
war Gelehrter und Verwaltungsbeamter von 
hohen Graden und legte den Grund für die 
Organisation einer modernen Bibliothek, auf 
dem seine Nachfolger, grundsätzlich unver- 
ändert, weiterbauen konnten. Durch seine 
Maßnahmen steigerte sich der Leihverkehr 
außerordentlich, es konnte die Zahl der Beam- 
ten erheblich vergrößert werden. Der eigent- 
liche Grund für den Aufschwung der Biblio- 
thek ist nicht nur in der Persönlichkeit von 
Wilmanns zu suchen, sondern auch darin, daß 
im Jahre 1882 Friedrich Althoff in das Preu- 
ßische Kultusministerium eingetreten war und 
sehr bald auch die Bibliothek in seine umfas- 
senden Kulturpläne einbezog. Seit 1892 er- 
schienen die gedruckten Zugangsverzeichnisse 
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der Bibliothek, bekannt unter dem Namen 
„Berliner Titeldrucke“, die aufs engste mit 
dem Plan des Preußischen Gesamtkatalogs zu- 
sammenhingen, dem bibliothekarischen Groß- 
unternehmen, das die Bestände der König- 
lichen Bibliothek und der elf preußisdien Uni- 
versitätsbibliotheken verzeichnen sollte. Der 
Durchführung dieses bereits von Treitschke 
angeregten Planes dienten die „Instruktionen 
für die alphabetischen Kataloge der Preußi- 
schen Bibliotheken“ (1899), die die gleich- 
mäßigen Titelaufnahmen für alle mitarbei- 
tenden Stellen regelten. Die sogenannten Preu- 
ßischen Instruktionen bilden heute die Grund- 
lage für die Katalogarbeiten an den meisten 
Bibliotheken Deutschlands und Österreichs 
(sie sind z. B. von München und 1930 von 
Wien übernommen worden). Für diese Pläne 
hatte Althoff jüngere Helfer herangezogen: 
Schmidt-Ott und Milkau. Es war die Zeit 
der ideenreichen Vorbereitung einer Reform 
des Bibliothekswesens. Durch die Verbindung 
vorzüglicher Männer war die Führung wie 
selbstverständlich an die Königliche Biblio- 
thek in Berlin übergegangen, und was hier 
geschah, wurde von nun ab richtungweisend 
für das gesamte deutsche Bibliothekswesen. 

59. Mit Harnack fiel die Leitung zwar vor- 
übergehend wieder nebenamtlich einem Ge- 
lehrten zu. Es wurde aber alsbald nach sei- 
nem Amtsantritt die Stelle eines Ersten Direk- 
tors geschaffen, dem die interne Leitung der 
Bibliothek unterstand. Dieser Erste Direktor 
war bis 1921 Paul Schwenke. In ihm stand 
Harnack ein Bibliothekar zur Seite, der alle 
für diesen Posten erforderlichen Eigenschaf- 
ten in höchstem Maße besaß, und der für die 
bibliothekarische Organisation gleiche Bedeu- 
tung hatte wie Wilmanns. 

Als man Harnack die Leitung der Bibliothek 
übertrug, war die Absicht, der Bibliothek, 
die sich zu einem der ersten Kulturinstitute 
des Staates, ja des Reiches, entwickelt hatte, 
eine Vertretung zu geben, die ihrer Bedeutung 
entsprach. Harnack ist dieser Anforderung 
in vollem Maße gerecht geworden. Die Stel- 
lung des Generaldirektors wurde durch den 
Erlaß vom 23. Juni 1907 erheblich erweitert 
dadurch, daß der „Beirat für Bibliotheks- 
angelegenheiten (in Preußen)“ geschaffen 
wurde. Der Vorsitzende des Beirates war ex 
officio der Generaldirektor der Königlichen 
Bibliothek. Der Beirat hatte die Aufgabe, das 
Ministerium in allen wichtigen Fragen gut- 
achtlich zu beraten, die Arbeiten an dem Ge- 
samtkatalog zu beaufsichtigen und die Aus- 


bildung des Nachwuchses einheitlich zu re- 
geln. Harnack hat eine Reihe von Reformen 
durchgeführt und vor allem für eine aus- 
reichende Etatisierung der preußischen Biblio- 
theken gesorgt. In Harnacks Zeit fällt auch 
der Neubau der Bibliothek Unter den Lin- 
den, der am 22. März 1914 eingeweiht wurde. 

60. Die Bedeutung, die Milkau für die Staats- 
bibliothek besessen hat, erschöpft sich nicht 
in den fünf Jahren, während derer er die 
Bibliothek leitete. Es war bereits erwähnt, 
daß er als Mitarbeiter Althoffs früh entschei- 
denden Einfluß auf die großen Katalogunter- 
nehmen der preußischen Bibliotheken gewann. 
Die Titeldrucke hat erst er durch vollende- 
ten inneren Ausbau und äußerste Beschleuni- 
gung ihres Erscheinens für die beteiligten Bi- 
bliotheken erfolgreich verwendbar gemacht. 
Von ihm wurde 1924 der „Deutsche Leihver- 
kehr“ in großzügigster Form ins Leben ge- 
rufen. Dem Deutschen Leihverkehr waren 740 
Bibliotheken (1929) angeschlossen, die sich 
gegenseitig verpflichtet hatten, zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung im Bedarfs- 
fälle jedes vorhandene Buch einer anderen Bi- 
bliothek leihweise zur Verfügung zu stellen. 
Nadi seinem Abgang von der Bibliothek hat er 
sich mit großer Energie der Frage der Ausbil- 
dung des wissenschaftlichen Nachwuchses an- 
genommen. Er erreichte, daß durch Ministerial- 
erlaß vom 30. Juli 1928 bei der Universität 
Berlin das „Bibliothekswissenschaftliche Insti- 
tut“ begründet wurde, dessen Lehrkräfte sich 
aus Mitgliedern des Lehrkörpers der Universi- 
tät und aus wissenschaftlichen Beamten der 
Staatsbibliothek zusammensetzten; die Lei- 
tung hatte Milkau bis 1933 inne. Durch die 
straffe Regelung der Ausbildung hat Milkau 
das Berufsbild des modernen Bibliothekars 
geprägt; besonderer Wert wurde bei der sorg- 
fältigen Auswahl auf eine gründliche Vorbil- 
dung gelegt, die durch Promotion und Staats- 
examen abgeschlossen sein mußte. Die Krö- 
nung seines Wirkens bildet die Herausgabe 
des dreibändigen „Handbuches der Biblio- 
thekswissenschaft“ (1931 bis 1940), das die 
geistige Grundlage des Bibliothekswissen- 
schaftlichen Instituts bildete, ein Standard- 
werk, dem auch in anderen Ländern nichts 
Vergleichbares an die Seite zu setzen ist. 

61. Als der Kultusminister Becker 1925 den 
Ministerialdirektor Krüss aus seinem Ministe- 
rium an die Staatsbibliothek berief, leitete er 
eine Bewegung ein, die die Staatsbibliothek 
(und damit das deutsche Bibliothekswesen) 
über Preußen und Deutschland hinaus zum 
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Glied eines internationalen Verbandes machte. 
Krüss bestimmte entscheidend die Bücherpoli- 
tik der Notgemeinschaft der deutschen Wis- 
senschaft; die Förderung der internationalen 
Tauschbeziehungen war sein großes Verdienst. 
Daß es verhältnismäßig schnell und gründlich 
möglich war, die Lücken bei der Erwerbung 
der ausländischen Literatur vom Beginn des 
ersten Weltkrieges bis zum Ende der Infla- 
tion zu schließen, verdanken die deutschen Bi- 
bliotheken der Klugheit und der internatio- 
nalen Geltung von Krüss. 

62. Die Nachfolger Schwenkes als Erste 
Direktoren der Staatsbibliothek waren Ernst 
Kuhnert (1921 bis 1929), Emil Jacobs (1929 
bis 1934), Josef Becker (1935 bis 1945). 
Von ihnen muß wenigstens Jacobs mit 
einem Worte erwähnt werden. Er war 
einer der ersten Buchkenner seiner Zeit. Seine 
Vorzüge fanden insbesondere in der Erwer- 
bungspolitik ihren sichtbaren Ausdruck. 
Durch die Verbindung einer humanistisch- 
wissenschaftlichen Haltung und einer über- 
legenen Bibliotheksplanung wurde Jacobs zu 
einer der markantesten und ungewöhnlichsten 
Erscheinungen der letzten Bibliothekarsgene- 
ration. 


II. Bestände, Organisation und Abteilungen 
um 1939 


63. 1. Bestände 


Unter den europäischen Bibliotheken nahm 
die Berliner Staatsbibliothek um 1939 nach 
der Zahl ihrer Bestände die dritte Stelle ein: 


Bibliotheque Nationale, Paris 
Britisches Museum, London 
Preußische Staatsbibliothek 
Bayerische Staatsbibliothek 
Nationalbibliothek Wien 


6 Millionen 

4.5 Millionen 
3 Millionen 
2 Millionen 

1.6 Millionen 


Der jährliche Zuwachs der Staatsbibliothek 
betrug seit 1930 etwa 100 000 Bände. Ein 
großer Teil davon waren die Pflichtexem- 
plare, die die Verlage im Gebiet des preußi- 
schen Staates in je einem Stüde auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen an die Staatsbiblio- 
thek abliefern mußten; diese Ablieferungs- 
bestimmungen waren nach dem Vorbild 
Frankreichs bereits im Jahre 1699 erlassen 
und seitdem durch immer wiederholte Er- 
neuerung der Bestimmungen strikt durchge- 
führt worden. Die Veröffentlichungen der 
Verlage aus den übrigen deutschen Landern 


wurden in großem Umfang gekauft. Vor 
allem aber wurde die Produktion des Aus- 
landes mit größter Sorgfalt verfolgt und er- 
hebliche Mittel für deren Erwerbung aufge- 
wandt. 

Die Staatsbibliothek besaß 1941 insgesamt 
rund 3 Millionen Bände. Diese Zahl setzte 
sich aus folgenden Hauptgruppen zusammen: 

2 489 475 Drucke (der Allgemeinen Abtei- 
lung) 

14 720 abendländische Handschriften 
19 365 orientalische Handschriften 

2 325 ostasiatische Handschriften 
77 000 ostasiatische Drucke 
396 389 Drucke der Musik-Abteilung 
34 955 musikalische Handschriften 
6 395 Inkunabeln 

Zu diesem Bestand kamen zusätzlich folgende 
Sondersammlungen (meist Einzelblätter) : 

432 000 Autographen 
47 680 Musikautographen 
124 653 Bildnisse (Porträt-Sammlung) 

5 957 Porträts von Musikern 

6 757 Schallplatten 

297 000 geographische Kartenblätter 
21 000 Bände gebundene Karten 
1 868 Bände gebundene Ansichten 

15 076 Landschafts- und Städtebilder 
37 100 geographische Ansichtspostkarten 

6 778 historische Einblattdrucke 
5 170 Exlibris 

1 001 039 Stücke insgesamt 

64. 2. Organisation 

Das Personal der Staatsbibliothek setzte sich 
nach dem Jahresbericht für das Jahr 1938 
aus 383 Personen zusammen, von denen 
außer dem Generaldirektor, dem Ersten 
Direktor und 6 Abteilungsdirektoren 61 den 
wissenschaftlichen Dienst versahen. Die 
Staatsbibliothek hatte 6 Abteilungen, die je- 
weils eigene, zum Teil sehr große Lesesäle 
besaßen. Außerdem waren noch eine Reihe 
kleinere, zum Teil äußerst wertvolle Samm- 
lungen vorhanden (Rara-Sammlung, Samm- 
lung von Aldinen, Luther-Sammlung, Samm- 
lung von historischen Einbänden, Schallplat- 
ten-Archiv und vieles andere). Im übrigen 
war die Staatsbibliothek mit zwei Einrich- 
tungen besonders verbunden: dem Preußi- 
schen Gesamtkatalog und der Reichsaus- 
tauschstelle. 
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3. Abteilungen 

65. a) Druckschriften- Abteilung 

Aus dem Charakter einer universalen wissen- 
schaftlichen Gebrauchsbibliothek, den die 
Staatsbibliothek besaß, ergibt sich, daß die 
Bestände der Druckschriften-Abteilung nicht 
nur zahlenmäßig im Vordergrund standen, 
sondern auch den Wert der Bibliothek be- 
stimmten. Die Bestände erstreckten sich 
gleichmäßig auf alle Gebiete; die Staatsbiblio- 
thek besaß z. B, unter den deutschen Biblio- 
theken die größte Sammlung an Büchern und 
Zeitschriften aus dem Gebiet der Technik. 
Etwa die Hälfte des Bücheretats wurde für 
die Erwerbung ausländischer Literatur ver- 
ausgabt, namentlich für ausländische Zeit- 
schriften. Der Gesamtbestand dieser Abtei- 
lung betrug vor der Verlagerung etwa 2 V 2 
Millionen Bände. 

Die Bände waren in der Hauptsache in acht 
übereinanderliegenden Magazingeschossen auf- 
gestellt, die den oberen Teil des Bibliotheks- 
gebäudes einnahmen und sich hufeisenförmig 
entlang der Charlottenstraße, der Dorotheen- 
straße und der Universitätsstraße erstreckten. 
Die Bücher aneinandergereiht ergaben eine 
Länge von 80 Kilometern. 

Die Bestände wurden durch drei Kataloge 
aufgeschlüsselt: durch einen alphabetischen 
Bandkatalog, der für Benutzer zugänglich 
war und zuletzt etwa 3 700 Bände umfaßte; 
durch einen alphabetischen Zettelkatalog, der 
für Benutzer im allgemeinen nicht zugäng- 
lich war und nur internen Zwecken diente; 
durch einen systematischen Katalog (Real- 
katalog), der für die Benutzer unter Aufsicht 
eines wissenschaftlichen Bibliothekars zugäng- 
lich war und etwa 2 100 Bände umfaßte. Der 
Realkatalog nahm eine einzigartige und viel 
bewunderte Stellung ein; seit 1920 war sein 
Wert durch einen alphabetischen Schlagwort- 
index noch wesentlich erhöht worden. 

Die Zahl der in den Jahren um 1939 jähr- 
lich ausgestellten Leihkarten betrug 12 000 bis 
14 000; dazu kamen 9 000 bis 11 000 Lese- 
saalkarten. Die Zahl der in den letzten Jah- 
ren ausgeliehenen Bände betrug jährlich 
500 000 bis 600 000. Die Zahl der täglichen 
Benutzer der Lesesäle betrug 1938/39 1 700 
bis 1 800. 

66. b) Inkunabel-Abteilung 

Die Abteilung besaß 6 395 Inkunabeln. Dar- 
unter befanden sich Stücke von hervorragen- 
dem Wert wie z. B. die 42zeilige Bibel Guten- 


bergs (eines der schönsten Pergamentexem- 
plare, die erhalten sind), das Fust-Schöffer- 
sche Psalterium von 1459, einige Blockbü- 
cher und zahlreiche Einblattdrucke. 

Die Inkunabeln, die die Staatsbibliothek be- 
saß, waren erst 1909 aus den allgemeinen Be- 
ständen herausgezogen und gesondert aufge- 
stellt worden. Das hing mit der besonderen 
Aufgabe zusammen, die dieser Abteilung zu- 
gefallen war: sie wurde die Arbeitsstelle der 
im Jahre 1904 gegründeten Kommission für 
den Gesamtkatalog der Wiegendrucke (GW). 
Diese internationale Bibliothekskommission 
hatte sich die Aufgabe gesetzt, alle im 15. 
Jahrhundert gedruckten Bücher zu beschrei- 
ben und die in der Gegenwart noch vorhan- 
denen Exemplare zu verzeichnen. Die Kom- 
mission war durch die Initiative Althoffs zu- 
stande gekommen, ihre Vorsitzenden waren 
Konrad Haebler (1904 bis 1921), dann Erich 
von Rath (1921 bis 1948). Die finanzielle 
Hauptlast trug das Preußische Kultusministe- 
rium, das eine Reihe von Beamten und An- 
gestellten der Staatsbibliothek für diese Ar- 
beiten beurlaubte. Nach zwanzigjähriger Vor- 
bereitung erschien 1925 der erste Band des 
GW; im Jahre 1940 erschien die erste Liefe- 
rung des achten Bandes, bis zum Stichwort 
„Federicis“ reichend. Damit lag etwa ein 
Viertel des gesamten Kataloges vor; das Un- 
ternehmen konnte seitdem nicht fortgeführt 
werden. Das vollständige handschriftliche 
Manuskript des GW ist jedoch in der Staats- 
bibliothek erhalten. Der für die typographi- 
sche Erforschung der Druckwerke des 15. 
Jahrhunderts einzigartige Handapparat ist 
vernichtet. Von dem ehemaligen Bestand an 
Inkunabeln befinden sich in der Staatsbiblio- 
thek heute 692 Stücke. 

67. c) Handschriften-Abteilung 

Die Handschriften-Abteilung umfaßte nur 
abendländische Handschriften. Sie war im 
Jahre 1941 auf 14 720 Stück angewachsen. 
Nach einer Bestandszählung des Jahres 1925 
befanden sich darunter folgende Gruppen: 

435 griechische Handschriften 
4 192 lateinische Handschriften 
1 108 romanische Handschriften 
3 889 germanische Handschriften 
1 683 Borussica 

Diese Handschriften waren zum Teil durch 
vorzügliche, gedruckte Kataloge erschlossen. 
Die Handschriften-Abteilung genoß inter- 
nationalen Ruf und wurde von zahlreichen 
in- und ausländischen Gelehrten benutzt. 
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Einen nicht unwichtigen Teil bildeten die 
Nachlässe von Gelehrten und Dichtern der 
neueren Jahrhunderte; es waren z. B. die voll- 
ständigen Nachlässe vorhanden von Jean 
Paul, Hegel, Minister Altenstein, Jacob und 
Wilhelm Grimm, Lepsius, Treitschke, Momm- 
sen, Eduard von Hartmann, Hans Delbrück 
usw. Dazu kam eine Sammlung von 432 000 
Autographen, unter denen sich nicht wenige 
sehr wertvolle Stücke befanden, die zum Teil 
in Faksimile-Drucken veröffentlicht worden 
sind (Lessing, Schiller, Goethe). 

68. d) Musik- Abteilung 

Die Musik- Abteilung ist 1912 gegründet wor- 
den. Sie wuchs aus zwei Bestandteilen zu- 
sammen: aus der eigentlichen Musiksamm- 
lung, die bereits seit 1824 aus den Beständen 
der Bibliothek gebildet war, und aus der 
Deutschen Musiksammlung, die 1906 durch 
freiwillige Abgabe der Produktion der deut- 
schen Musikverlage geschaffen und durch das 
Eingreifen von Althoff und Schmidt-Ott an 
die Staatsbibliothek gelenkt worden war. 

Die Musik-Abteilung war die bedeutendste 
Sondersammlung der Staatsbibliothek. Aus 
der unerschöpflichen Fülle von Musikauto- 
graphen seien nur die vollständigen oder fast 
vollständigen Nachlässe hervorgehoben von 
Johann Sebastian Bach, Beethoven (außer der 
Mehrzahl seiner Symphonien z. B. alle Kon- 
servations-Hefte), Brahms, Grell, Hiiler, E. 
T. A. Hoffmann, Loewe, Mendelssohn- 
Bartholdy, Mozart, Reichardt, Robert Schu- 
mann, Carl Maria von Weber, Zelter. Her- 
vorzuheben ist auch die nach Zehntausenden 
zählende Sammlung von Musikerbriefen, 
unter denen sich geschlossene Folgen von 
Briefen der bedeutendsten Persönlichkeiten 
befanden; diese Briefe haben eine der wich- 
tigsten Grundlagen für die gesamte musik- 
geschichtliche Forschung gebildet. Hier war 
in der Tat eine Sammlung von Cimelien zu- 
sammengekommen, die einmalig und die in 
diesem Reichtum in keiner anderen Biblio- 
thek anzutreffen war. 

Neben den Autographen enthielt die Musik- 
Abteilung eine Sammlung von 400 000 ge- 
druckten Bänden (Musikalien, musikgeschicht- 
liche und musiktheoretische Werke). Diese 
Sammlung allein hätte die Musik-Abteilung 
schon zu einer einzigartigen Forschungsstelle 
gemacht. Es kamen vorzügliche handschrift- 
liche Sonderkataloge hinzu (z. B. über die 
Vertonung von Gedichten), so daß die Musik- 
Abteilung weit über den Kreis von Musikfor- 


schern und Musikschaffenden Bedeutung be- 
saß. 

69. e) Karten-Abteilung 

In der Karten-Abteilung wurden astronomi- 
sche, topographische, historische, physikalische, 
maritime Karten, Stadtpläne, historische Bil- 
der, Ansichten, historische Einblattdrucke 
(Flugblätter), Kriegsbilder, Exlibris gesam- 
melt. Die Karten-Abteilung ist aus dem von 
Karl Ritter 1856 gegründeten Königlichen 
kartographischen Institut hervorgegangen. 
Sie enthält u. a. die Bestände der großen 
Sammlungen von Ritter, Wilhelm von Scharn- 
horst, Möhsen, Oesfeld, Nothomb, Heinrich 
(Vater) und Richard (Sohn) Kiepert. Den 
größten Zuwachs erhielt die Karten-Abtei- 
lung dadurch, daß im Jahre 1919 die Karten 
aus dem Kartenarchiv des Großen General- 
stabs vertraglich in den alleinigen Besitz der 
Staatsbibliothek übergingen (schätzungsweise 
300 000 Einzelblätter). Im Kiepert-Zimmer 
der Karten-Abteilung befand sich ein hand- 
schriftliches Duplikat des in Marburg her- 
gestellten Sprachatlas des Deutschen Reiches 
von Georg Wenker und Ferdinand Wrede. 
Hier wurde auch das größte Buch der Staats- 
bibliothek aufbewahrt: der Atlas des Großen 
Kurfürsten (Höhe 170 cm, Breite 105 cm, 
Gewicht 2 Zentner). 

Die Karten-Abteilung war reich an Beständen 
aus früheren Jahrhunderten, sie war aber auch 
an Erzeugnissen aus der neuesten Zeit auf der 
Höhe und besaß die topographischen Aufnah- 
men fast aller ausländischen Staaten. 

70. f) Orientalische Abteilung 

Die Orientalische Abteilung war eine der 
jüngsten Abteilungen der Staatsbibliothek. 
Sie wurde auf Veranlassung Harnacks 1918 
aus der Handschriften- Abteilung herausge- 
löst und mit den orientalischen und ostasiati- 
schen Drucken zu einer besonderen Abteilung 
zusammengefaßt. Unter den etwa 21 700 
Handschriften sind nach einer Bestandsauf- 
nahme von 1925 folgende Gruppen hervor- 
zuheben: 

7 058 arabische Handschriften 
4 650 Sanskrit- und Prakrit-Handschriften 
1 580 persische und sonstige iranische 
Handschriften 

972 west- und osttürkische Handschriften 
401 syrische Handschriften 
378 hebräische Handschriften 
255 äthiopische Handschriften 
199 Handschriften in Sprachen Hinter- 
indiens und des indischen Archipels 
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179 tibetische Handschriften 
152 Pali-Handschriften 
107 armenische Handschriften 
68 koptische Handschriften 
Die gedruckten und handschriftlichen Be- 
stände der Orientalischen Abteilung stellten 
durch das Material (Palmblätter u. a.) sowie 
durch die Form der Bücher (Klappdeckel, 
Faltblättchen, Staubhüllen u. a.) besondere 
Anforderungen an die Konservierung. Die 
Verschiedenheit der Sprachen erforderte qua- 
lifizierte Gelehrte. Der leitende Gesichtspunkt 
war auch hier, wie bei allen anderen Abtei- 
lungen, nicht eine Sammlung von orientali- 
schen Besonderheiten zusammenzustellen, son- 
dern wissenschaftliche Arbeitsmöglichkeiten 
auf umfassender Grundlage zu schaffen. Des- 
halb wurden der Orientalischen Abteilung 
(nach dem Vorbild vor allem der Musik- 
Abteilung) alle europäischen und amerikani- 
schen Veröffentlichungen (in erster Linie zahl- 
reiche Zeitschriften) angeschlossen, die für die 
Erforschung des Orients und Asiens wichtig 
waren. Alles, was als Ausdruck des gesam- 
ten Denkens des Orients aufzufassen war, 
was seine Sprache, Geschichte und Kultur im 
weitesten Sinne betraf, wurde der Orientali- 
schen Abteilung zur Bearbeitung übergeben, 
d. h. die Pflege der Literatur über ganz Asien, 
über das nördliche und nordöstliche (semi- 
tisch und islamisch beeinflußte) Afrika und 
die Pflege der Judaica. 

Eine Sonderstellung der Orientalischen Ab- 
teilung war auch deswegen notwendig, weil 
die Erwerbungen nicht durch die Kontrolle 
nationaler Bibliographien möglich waren, 
sondern durch persönliche Beziehungen zu 
reisenden Kaufleuten, Journalisten, Gelehr- 
ten gewährleistet werden mußten. Auch eigene 
Dienstreisen von Bibliothekaren wurden zu 
diesem Zwecke durchgeführt. Es ist selbst- 
verständlich, daß auch die katalogmäßige Er- 
schließung besondere Kenntnisse voraussetzte, 
die nur von Spezialisten zu erbringen waren. 
Die Orientalische Abteilung genoß unter den 
Sammlungen der europäischen Bibliotheken 
einen internationalen Ruf. 

71. g) Preußischer (Deutscher) Gesamtkatalog 
Wie bereits erwähnt, erhielt der Plan eines 
Gesamtkataloges durch Treitschke den ent- 
scheidenden Anstoß. 1895/96 bewilligte der 
Preußische Landtag die erste Rate von 15 000 
Mark, um einen Gesamtkatalog der Buch- 
bestände der Königlichen Bibliothek in Berlin 
und der preußischen Universitätsbibliotheken 
(Breslau, Halle, Marburg, Bonn, Münster, 


Göttingen, Kiel, Greifswald, Königsberg, Ber- 
lin) nach dem Alphabet der Autoren und der 
Anonyma durchzuführen. Die Bedeutung die- 
ses Unternehmens beruhte darin, daß Deutsch- 
land im Gegensatz zu anderen Ländern keine 
zentrale „Nationalbibliothek“ besaß (wie 
England im British Museum, Frankreich in 
der Bibliotheque Nationale), sondern daß in 
Deutschland den einzelnen Bibliotheken eine 
landschaftlich oft nicht unwichtige Geltung 
zukam und daß sie, bedingt durch eine reiche 
geschichtliche Entwicklung, über einmalige 
Bestände verfügten. Das Unternehmen wurde 
durch Althoff, Schmidt-Ott, Milkau, Dziatz- 
ko, später vor allem Harnack, Jacobs und 
Krüss gefördert. 

1897 wurde Milkau mit der Leitung einer 
Kommission (Wilmanns, Dziatzko, Schmidt- 
Ott) zur Beaufsichtigung der Arbeiten be- 
traut; diese Kommission wurde 1907 durch 
den Beirat ersetzt. 1904 wurde das Auskunfts- 
büro der deutschen Bibliotheken auf Grund 
des einlaufenden Zettelmaterials gegründet 
und nach Fertigstellung des Neubaues in den 
Räumen der Königlichen Bibliothek unter- 
gebracht. 1922 war der Zettelumlauf durch 
die angeschlossenen Bibliotheken beendet. 1928 
trat eine Erweiterung ein dadurch, daß die 
Bestände der Bibliotheken der Technischen 
Hochschulen einbezogen wurden (Aachen, 
Berlin, Breslau, Hannover). 1931 lag der erste 
Band gedruckt vor; bis 1935 erschien der 
Buchstabe A in acht Foliobänden. 1935 er- 
folgte die Erweiterung zum Deutschen Ge- 
samtkatalog durch die Titelaufnahmen der 
Bestände von insgesamt 101 Bibliotheken. Bis 
1939 erschienen Band 9 bis 14 (B bis Beeth- 
ordnung). Nach 1945 konnte der Katalog 
nicht fortgesetzt werden, da das Manuskript 
in den Verlagerungsorten großenteils ver- 
nichtet war. Damit fand das größte und 
bibliographisch unfehlbare Gemeinschafts- 
werk der deutschen Bibliotheken sein Ende. 

Der Katalog sollte die Bestände umfassen, 
die bis zum 1. Januar 1930 Eigentum der an- 
geschlossenen Bibliotheken waren. Er hätte 
bei Vollendung zuerst zwei, nach 1935 sieben 
Millionen Titel enthalten. Er fand seine Er- 
gänzung in den von der Königlichen Biblio- 
thek seit 1892 herausgegebenen „Berliner 
Titeldrucken“, die seit 1930 in Fünfjahres- 
Zusammenfassungen erschienen (1930/34, 
1935/39 in je acht Foliobänden) und die die 
Erwerbungen der angeschlossenen Biblio- 
theken in der angegebenen Berichtszeit ver- 
zeidineten. 
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72. h) Reichstauschstelle 

Die Reichstauschstelle wurde bald nach der 
Gründung der Notgemeinschaft der deutschen 
Wissenschaft (1920) eingerichtet. Sie unter- 
stand seit 1934 dem Preußischen Kultusmini- 
sterium, die Leitung lag bei dem General- 
direktor der Staatsbibliothek. Ihr Zweck war 
der Austausch zwischen deutscher und aus- 
ländischer Literatur auf direktem Wege und 
durch Verrechnung. Sie übernahm ferner den 
Dublettentausch zwischen den Bibliotheken. 
Dadurch wurden für deutsche Bibliotheken 
zuletzt jährlich etwa 60 000 Bände beschafft. 
Als besondere Dienststellen waren ihr ange- 
gliedert der Deutsch-Ausländische Buchtausch 
und das Beschaffungsamt der Deutschen Bi- 
bliotheken. Je mehr die Gelder zurückgingen, 
die die Notgemeinschaft den Bibliotheken für 
die Erwerbung ausländischer Literatur zur 
Verfügung stellen konnte (2,6 Millionen RM 
1927, 108 000 RM 1935), desto mehr gewann 
die Reichstauschstelle an Bedeutung. Bei der 
Reichstauschstelle waren insgesamt 25 Kräfte 
tätig. 

73. 3. Die Entwicklung seit 1939 

Die Fliegerangriffe auf Berlin während des 
Krieges, bei denen die Staatsbibliothek zu- 
erst am 9. April 1941 leicht, dann am 16. 
Dezember 1943 und am 15. Februar 1944 
schwer getroffen wurde, veranlaßten im 
Jahre 1943 zunächst die Bergung der Bücher- 
bestände und dann im Laufe des Jahres 1944 
eine Verlagerung der einzelnen Abteilungs- 
betriebe an viele verschiedene Orte Deutsch- 
lands. 

Die Verlagerung der Bücher verteilte sich 
über ganz Deutschland (mit zufälliger Aus- 
nahme der später britisch besetzten Zone 
Deutschlands). Das Schicksal der verlagerten 
Bücher ist sehr verschieden. 

Uber die Bestände, die in die Gebiete östlich 
der Oder — Neiße-Linie verlagert waren, läßt 
sich nichts Genaues mitteilen. Sie sind zum 
Teil nachweislich vernichtet (so die Hand- 
apparate der Handschriften und der Inkuna- 
bel-Abteilung sowie die Bibliothek des Gro- 
ßen Lesesaales); zum Teil befinden sie sich in 
Bibliotheken, die heute unter polnischer Ver- 
waltung stehen. Uber den größeren Teil der 
verlagerten Bestände ist nichts bekannt. 

Sofern die Bestände in den später sowjetisch 
besetzten Teil Deutschlands verlagert waren 
oder sich noch in Berlin befanden, sind sie 
überwiegend in die Staatsbibliothek zurück- 


gekehrt. Darunter befanden sich auch etwa 
300 000 Bände, die in die Tschechoslowakei 
verlagert werden sollten, die aber bei Kriegs - 
ende in der amerikanisch besetzten Zone 
Deutschlands aufgefunden und von der ame- 
rikanischen Militärregierung im September 
1945 der Berliner Staatsbibliothek übergeben 
wurden. Einige in die sowjetisch besetzte 
Zone Deutschlands verlagerte Bestände ge- 
langten nicht wieder an die Staatsbibliothek 
zurüdt, sondern wurden nach dem Osten ab- 
transportiert. — Die Staatsbibliothek hieß 
von 1946 bis 1954 öffentliche Wissenschaft- 
liche Bibliothek und nennt sich seit Dezem- 
ber 1954 Deutsche Staatsbibliothek. Die Be- 
stände der Staatsbibliothek in Berlin werden 
gegenwärtig (1955) folgendermaßen ange- 
geben: 

2 003 459 Bände (davon noch nicht benutz- 
bar 655 121) 

70 659 Handschriften 
692 Inkunabeln 

5 749 Autographen 
271 724 geographische Kartenblätter 

3 025 Exlibris 

4 035 Schallplatten 
160 251 Porträts 

Die Größe des Bestandes erklärt sich durch 
Bibliotheken, die nach 1945 angefallen sind, 
und durch die Vermehrungen seit 1945. Wie 
hoch der darin enthaltene Bestand an alten 
Büchern der Staatsbibliothek ist, läßt sich mit 
Sicherheit nicht angeben; er mag auf 700 000 
Bände zu schätzen sein. 

Die nach Kloster Beuron (französisch besetzte 
Zone Deutschlands) verlagerten Bestände (250 
Kisten) befinden sich heute in der Universi- 
tätsbibliothek Tübingen und werden von die- 
ser treuhänderisch verwaltet. Bestände: 184 
Inkunabeln, orientalische und abendländische 
Handschriften, insgesamt vielleicht 10 000 bis 
20 000 Bände. 

Das Schicksal der bereits erwähnten Kataloge 
der Druckschriften- Abteilung war folgendes: 

Der alphabetische Bandkatalog wurde in sei- 
nem Verlagerungsort, Rüdersdorf bei Berlin, 
völlig vernichtet. Von dem Realkatalog sind 
218 Bände, von dem Schlagwortindex 11 Kä- 
sten in Verlust geraten. Der alphabetische 
Zettelkatalog, der Rest des Schlagwortindex 
und des Realkatalogs (mit Ausnahme der Ab- 
teilungen Naturwissenschaften) befinden sich 
wieder in der Staatsbibliothek. Der Real- 
katalog für die naturwissenschaftlichen Ab- 
teilungen befindet sich in Marburg. 
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74. Ein großer Teil der Bestände der Staats- 
bibliothek war in die später amerikanisch be- 
setzte Zone Deutschlands verlagert worden. 
Der größte Teil davon (etwa anderthalb Mil- 
lionen Bände) befand sich in der Schacht- 
anlage Ransbach-Heimboldshausen des Kali- 
werks Hattorf bei Philippsthal, Kreis Hers- 
feld, 750 m unter der Erde. Ein kleinerer Teil 
(rund 1 000 Kisten) war nach Schloß Lau- 
bach (Hessen), Kloster Arnsburg (Oberhes- 
sen), Schloß Banz (Franken) und einige an- 
dere Orte ausgelagert worden. Die amerikani- 
sche Militärregierung beschloß, diese Samm- 
lungen an einer geeigneten Stätte zur Aufstel- 
lung und Benutzung zu bringen. Als einziger 
hierfür in Betracht kommender Ort erwies 
sich Marburg. Das dort im Jahre 1938 errich- 
tete Gebäude des Staatsarchivs war so weit- 
räumig angelegt, daß es die Bestände der 
Universitätsbibliothek Marburg aufnehmen 
konnte. Dadurch konnten die Räume der 
Universitätsbibliothek für die Staatsbiblio- 
thek freigemacht werden. Hierauf ist zu- 
rückzuführen, daß dem Lande Hessen die 
Verwaltung der Bestände durch die Militär- 
regierung übertragen wurde. Hessen baute 
die Bestände unter dem Namen „Hessische 
Bibliothek“ auf und stellte hierfür zunächst 
Mittel aus seinem Staatshaushalt zur Verfü- 
gung. Ab 1949 wurden jedoch die notwendi- 
gen Mittel von den westdeutschen Ländern 
gemeinsam aufgebracht. Der Name wurde 
mit Wirkung vom 1. April 1949 in „West- 
deutsche Bibliothek“ umgewandelt. 

Die Westdeutsche Bibliothek gibt über ihre 
Tätigkeit, ihre Bestände und Erwerbungen, 
die Benutzung und die Verwaltung laufend 
Berichte heraus. Die gegenwärtigen Beständ; 
der Westdeutschen Bibliothek (1955) werden 
folgendermaßen angegeben: 

1 700 000 Bände (davon noch nicht aufge- 
stellt und nicht benutzbar 250 000) 
25 212 Handschriften 
2 552 Inkunabeln 

250 000 geographische Kartenblätter 

217 005 Autographen 

152 Nachlässe von Gelehrten (Einzel- 
stücke nicht gezählt) 

Die Zahl der laufend gehaltenen Zeitschrif- 
ten beträgt: 400 deutsche und 4 800 auslän- 
dische. Zur Ergänzung von Kriegslücken 
konnten 6 000 Bände ausländische Zeitschrif- 
ten (aus Sondermitteln der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft) und 3 000 Bände deut- 
sche und ausländische Zeitschriften (aus 
HICOG-Bestand) erworben werden. 


E. Die Rechtsverhältnisse 
am preußischen Kulturbesitz 

75. Der Kulturbesitz des preußischen Staa- 
tes hat nach dem Zusammenbruch ein sehr 
wechselvolles rechtliches Schicksal erfahren. 
Die derzeitige Rechtslage ist weitgehend um- 
stritten. Die rechtliche Entwicklung dieses 
Kulturbesitzes nach dem Zusammenbruch 
stellt sich wie folgt dar: 

Der preußische Kulturbesitz unterlag, wie 
auch alles übrige Vermögen des preußischen 
Staates, den Bestimmungen der für alle Zo- 
nen gleichlautenden Militärregierungsgesetze 
Nr. 52. Er war zugunsten der Militärregie- 
rungen beschlagnahmt und wurde in deren 
Auftrag und nach deren Weisungen verwaltet. 

Die im Gesetz Nr. 46 des Kontrollrats ver- 
fügte Auflösung des preußischen Staates än- 
derte an dieser Rechtslage zunächst nichts. 
Artikel 3 des genannten Gesetzes behielt die 
Regelung der Rechtsverhältnisse an dem Ver- 
mögen des preußischen Staates vielmehr aus- 
drücklich späteren Vorschriften vor. Derar- 
tige Vorschriften sind im Jahre 1949 für 
die einzelnen westlichen Besatzungszonen er- 
lassen worden. 

76. Für die amerikanische Zone und den 
amerikanischen Sektor von Berlin — und da- 
mit auch für Hessen — übertrug das Gesetz 
Nr. 19 der amerikanischen Militärregierung 
vom 20. April 1949 das Eigentum an dem 
preußischen Kunstbesitz auf das Belegenheits- 
land, das jedoch dieses Vermögen nur als 
Treuhänder für einen noch zu bildende i, den 
Ländern übergeordneten deutschen Staat zu 
verwalten hatte. Das Gesetz ermächtigte fer- 
ner den zu bildenden deutschen Gesamtstaat, 
nach Inkrafttreten seines Grundgesetzes jede 
auf dem Gesetz Nr. 19 beruhende, mit die- 
sem Grundgesetz im Widerspruch stehende 
Verfügung außer Kraft zu setzen. 

77. Für die britische Zone — und damit auch 
für Niedersachsen — hatte die Verordnung 
Nr. 202 der britischen Militärregierung vom 
6. September 1949 u. a. bestimmt, daß bis 
zu einer anderweitigen deutschen Regelung 
das Land Niedersachsen die Verwaltung des 
ehemals preußischen Kunstbesitzes im Auf- 
träge uncl nach Weisung der Bundesregierung 
zu übernehmen und zu führen habe. 

78. Für den britischen Sektor von Berlin er- 
ging am 30. Dezember 1949 eine eigene Ver- 
ordnung Nr. 202. Sie sah im Gegensatz zur 
allgemeinen Zonen Verordnung Nr. 202 keine 
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Sonderregelung für den preußischen Kunst- 
besitz vor, sondern bestimmte, daß das in 
Berlin belegene preußische Vermögen in das 
Eigentum der Stadt Berlin übergehe. 

79. Die französische Militärregierung erließ 
am 3. Juni 1949 für ihre Zone eine Verord- 
nung Nr. 217. Diese übertrug den jeweiligen 
Belegenheitsländern die treuhänderische Ver- 
waltung des preußischen Kulturbesitzes für 
Rechnung eines den Ländern übergeordneten 
und von den Besatzungsbehörden anerkann- 
ten deutschen Staates. 

80. Für den französischen Sektor von Berlin 
erging eine in bezug auf den preußischen 
Kunstbesitz im wesentlichen mit der Zonen- 
verordnung Nr. 217 gleichlautende Militär- 
regierungsverordnung vom 31. August 1949. 

81. Auch das Grundgesetz hat für die Rechts- 
verhältnisse am preußischen Kunstbesitz un- 
mittelbare Bedeutung. Nach Artikel 135 
Abs. 1 GG steht das Vermögen eines Landes, 
dessen Gebiet ganz oder teilweise nach 1945 
einem neuen Lande zugeschlagen worden ist, 
diesem neuen Lande insoweit zu, als das Ver- 
mögen in dem abgetrennten Gebiet belegen 
war. Absatz 2 der gleichen Vorschrift sieht 
vor, daß das einer Verwaltungsaufgabe ge- 
widmet gewesene Vermögen nicht mehr be- 
stehender Länder auf den nunmehr für diese 
Verwaltungsaufgabe zuständigen öffentlichen 
Rechtsträger übergeht. Absatz 3 weist das 
Grundvermögen nicht mehr bestehender Län- 
der dem Belegenheitsland zu. Diese Regelun- 
gen können nach Absatz 4 durch einfaches 
Bundesgesetz geändert werden, falls ein über- 
wiegendes Interesse des Bundes oder ein be- 
sonderes Interesse eines Gebietes dies erfor- 
dert. Soweit hiernach die Rechtsnachfolge in 
das Vermögen eines nicht mehr bestehenden 
Landes nicht geregelt worden ist, soll sie ent- 
weder durch eine Vereinbarung zwischen den 
Beteiligten bis zum 1. Januar 1952 oder nach 
diesem Zeitpunkt durch ein Bundesgesetz ge- 
regelt werden, das der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf (Artikel 135 Abs. 5). 

82. Es ist angezweifelt worden, ob die an- 
geführten Regelungen des Artikels 135 — je- 
denfalls aber die des Absatzes 1 — auch für 
ehemals preußisches Vermögen gelten. Die 
weitaus überwiegende Meinung bejaht jedoch 
die Auffassung, daß Artikel 135 Abs. 1 bis 3 
auch das ehemals preußische Vermögen 
umfasse. Diese auch von der Bundesregierung 
von Anfang an vertretene Auffassung findet 
eine Stütze im Wortlaut des Absatzes 3 des 


Artikels 135, der klar erkennen läßt, daß Ab- 
satz 1 sich auch auf das ehemals preußische 
Vermögen bezieht. Wenn diese Bestimmung 
vom Grundvermögen nicht mehr bestehender 
Länder spricht, das nicht bereits unter Ab- 
satz 1 fällt, so ergibt sich hieraus eindeutig, 
daß Grundvermögen nicht mehr bestehender 
Länder — also auch Preußens — unter Ab- 
satz 1 fallen kann. Vor allem aber spricht die 
Entstehungsgeschichte der Artikel 134 und 
135 GG für diese Auslegung. Der später in 
Artikel 134 Gesetz gewordene Vorschlag sah 
eine Gleichstellung des preußischen Vermö- 
gens mit dem Reichsvermögen vor. Dieser 
Vorschlag wurde mit der Begründung gestri- 
chen, daß es wohl nicht angängig sei, die neu 
gebildeten Länder bis zur bundesgesetzlichen 
Regelung ohne eine Vermögensausstattung zu 
lassen. 

83. Angezweifelt worden ist ferner, ob die 

Vorschriften des Artikels 135 Abs. 1 bis 3 
einen unmittelbaren Rechtsübergang bewirkt 
haben oder ob sie nur Grundsätze für eine 
noch zu erlassende Gesetzgebung darstellen. 
Die Bundesregierung ist der ersteren Auffas- 
sung, deren Richtigkeit sich sowohl aus den 
Worten des Absatzes 3 („geht, soweit es nicht 
zum Vermögen im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hört, über“) wie auch aus Absatz 4 

und aus Absatz 7 ergibt. 

84. Es ist ferner umstritten, inwieweit der 
ehemals preußische Kunstbesitz unter die Vor- 
schriften des Artikels 135 Abs. 1 bis 3 fallt. 
Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß hin- 
sichtlich dieses Kunstbesitzes die Vorschriften 
der Absätze 1 bis 3 Platz greifen. Nach Ab- 
satz 1 geht das in einem bestimmten preußi- 
schen Gebiet belegene ehemals preußische Ver- 
mögen ohne jede Einschränkung auf das Land 
über, zu dem dieses Gebiet jetzt gehört. Die 
Auffassung, daß Absatz 1 nur Vermögen be- 
treffe, das mit diesem Gebiet besonders ver- 
wurzelt sei, findet weder im Wortlaut noch 
in der Entstehungsgeschichte eine Stütze. Nun 
kann sich indessen aus Absatz 2 insofern eine 
Ausnahme von Absatz 1 ergeben, als preu- 
ßisches Verwaltungsvermögen dann nicht dem 
Belegenheitsland zufällt, wenn es einer Auf- 
gabe dient, die jetzt nicht von dem Belegen- 
heitsland, sondern von einem anderen öffent- 
lichen Rechtsträger wahrgenommen wird. 
Diese Ausnahme trifft aber auf den preußi- 
schen Kulturbesitz nicht zu. Im Gegenteil 
muß davon ausgegangen werden, daß sich der 
Übergang des preußischen Kulturbesitzes auf 
die Belegenheitsländer auch aus Artikel 135 
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Abs. 2 ergibt. Kulturbesitz ist nach einhel- 
liger Auffassung Verwaltungsvermögen, näm- 
lich Verwaltungsvermögen, das der Kultus- 
verwaltung dient. Die Wahrnehmung der 
früher von der preußischen Kultusverwaltung 
übernommenen Aufgaben ist aber nach dem 
Grundgesetz auf die Länder übergegangen. 
Die Länder wollen zwar hier die Frage, ob 
eine ehemals preußische Verwaltungsaufgabe 
übergegangen ist, nicht abstrakt für den ge- 
samten Verwaltungszweig entschieden wissen, 
sondern es auf die einzelnen Verwaltungs- 
komplexe abstellen. Sie folgern hieraus, daß 
der preußische Kulturbesitz nur insoweit auf 
die Belegenheitsländer übergegangen sei, als 
er einen rein gebietlichen, also keinen zen- 
tralen Charakter gehabt habe. Preußische Ver- 
waltungsaufgaben zentralen Charakters, wie 
z. B. die Verwaltung der Staatlichen Museen 
in Berlin, haben aber nach Ansicht der Län- 
der in keinem Land einen Funktionsnachfolger 
gefunden. Die Regelung müsse daher noch 
nach dem oben angeführten Absatz 5 erfolgen. 
Diese Auffassung der Länder ist nach Ansicht 
der Bundesregierung unzutreffend. Die Ent- 
stehungsgeschichte von Artikel 135 ergibt fol- 
gendes: 

Der Verfassungsgesetzgeber wollte zunächst 
eine rein schematische und lückenlose Vertei- 
lung des preußischen Vermögens vornehmen. 
Er war sich jedoch darüber im klaren, daß 
eine solche schematische Regelung nicht allen 
zu ordnenden Tatbeständen gerecht würde. 
Bei den Beratungen im Parlamentarischen Rat 
wurden daher insbesondere Bedenken dahin 
laut, daß der Übergang des Eigentums nicht 
mehr bestehender Länder auf das jeweilige 
Belegenheitsland den berechtigten besonderen 
Interessen eines Gebietes oder aber überge- 
bietlichen, d. h. den Bereich eines Landes über- 
schreitenden Interessen entgegenstehen könnte. 
Aus diesem Grunde wurde in Artikel 135 
Abs. 4 die Möglichkeit offengehaltcn. 
bei Vorliegen eines überwiegenden Interesses 
des Bundes oder des besonderen Interesses 


eines Gebietes durch einfaches Bundesgesetz 
eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende 
Regelung zu treffen. Der Vorschlag zur Auf- 
nahme einer solchen ergänzenden Bestimmung 
wurde im Parlamentarischen Rat gerade mit 
dem Flinweis darauf begründet, daß es wahr- 
scheinlich notwendig sein werde, den über 
verschiedene Länder verstreuten Bestand des 
Kaiser-Friedrich-Museums wieder zusammen- 
zufassen. 

Das Verhältnis der obengenannten Militär- 
regierungsvorschriften zu der Regelung des 
Grundgesetzes war zweifelhaft. Die überwie- 
gende Meinung ging dahin, daß die Vorschrif- 
ten des Grundgesetzes diesen alliierten Be- 
stimmungen Vorgehen. Dies wurde aus dem 
Wortlaut dieser Bestimmungen wie auch 
insbesondere aus der Tatsache gefolgert, 
daß das Grundgesetz mit Zustimmung 
der Besatzungsmächte erlassen worden ist. 
Der Streit über diese Rechtsfrage erledigte 
sich jedoch weitgehend durch das Gesetz Nr. 
A 16 der Alliierten Hohen Kommission (Amts- 
blatt AHK S. 881), das die obengenannten 
Militärregierungsvorschriften mit Wirkung 
für das Bundesgebiet ausdrücklich aufgehoben 
hat. Ob hierdurch auch die Treuhänderschaft 
der Länder Hessen und Niedersachsen ihr 
Ende gefunden hat, ist zweifelhaft. Die Län- 
der selbst haben sich auch weiterhin für ver- 
pflichtet gehalten, die treuhänderische Ver- 
waltung des Kulturvermögens weiterzufüh- 
ren, und zwar bis zu einer anderweitigen ge- 
setzlichen Regelung der Rechtsverhältnisse 
dieses Vermögens und der ihnen zu erteilen- 
den Entlastung. Diese Auffassung erscheint 
zutreffend. 

Die für Berlin erlassenen Vorschriften sind 
durch das Militärregierungsgesetz Nr. A 16 
nicht außer Kraft gesetzt. Sie gelten weiter, 
so daß es sich bei den in Berlin (West) ver- 
bliebenen Kulturgütern möglicherweise um — 
auf die Bundesrepublik zu übertragende — 
Vermögenswerte des Landes Berlin handelt. 
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Besonderer Teil 

Die Regelung des Gesetzentwurfs 

A. Vorbemerkungen 

I. Die Vorgeschichte des Gesetzentwurfs 

85. Die oben dargelegten rechtlichen und tat- 
sächlichen Verhältnisse des preußischen Kul- 
turbesitzes haben in der Vergangenheit zu 
mannigfachen und laufenden Schwierigkeiten 
geführt, Schwierigkeiten, die auch die Ver- 
waltung und Pflege der Werte erheblich be- 
einträchtigen. Schon seit langem wird daher 
eine bundesgesetzliche Regelung gefordert. 

86. An dieser Regelung wird seit fast fünf 
Jahren gearbeitet. 1950 wurde im Bundes- 
finanzministerium der erste Referentenentwurf 
ausgearbeitet. Er sah die Überführung 
des Eigentums am preußischen Kulturbesitz 
auf den Bund vor. Diese Grundkonzeption 
des damaligen Entwurfs lehnte der Unteraus- 
schuß Kunst des kulturpolitischen Ausschusses 
des Bundestages in seiner Sitzung vom 
13. April 1951 ab. Der Ausschuß war der 
Meinung, daß die Lösung des Problems darin 
gefunden werden müsse, den Kulturbesitz in 
eine Stiftung einzubringen, an welcher Bund 
und Länder gleichmäßig zu beteiligen seien. 
Auch die Konferenz der Kultusminister der 
Länder forderte seinerzeit die Übertragung 
des Kulturbesitzes auf eine Stiftung. Demge- 
mäß stellte das Bundesfinanzministerium un- 
verzüglich einen neuen Entwurf auf, der die 
Errichtung einer Stiftung und die Übertragung 
des Kulturbesitzes auf diese Stiftung vorsah. 
Die Verhandlungen mit den Ländern über 
diesen weiteren Entwurf zogen sich bis in 
den Herbst 1952 hinein. Die Absicht, den 
ausgearbeiteten Entwurf nunmehr dem Bun- 
deskabinett zur Verabschiedung vorzulegen, 
scheiterte jedoch an der Tatsache, daß die ge- 
setzgebenden Körperschaften nicht in der Lage 
waren, die Überfülle der ihnen für die lau- 
fende Legislaturperiode noch vorliegenden Ge- 
setzgebungsvorhaben zu erledigen. Nach Bil- 
dung des zweiten Bundestages wurde mit 
Rücksicht auf zwischenzeitig geäußerte Ände- 
rungswünsche der Länder der Gesetzentwurf 
erneut überarbeitet. Auf der Grundlage dieses 
neuen Entwurfs wurden die Besprechungen mit 
den Ländern nochmals aufgenommen. Nun- 
mehr aber vertraten die Länder die Auffas- 
sung, daß es vorzuziehen sei, vorerst im Wege 


einer Verwaltungsvereinbarung lediglich die 
Verwaltung der Kulturgüter zu ordnen. 
Darauf entschloß sich die Bundesregierung im 
Herbst des vergangenen Jahres, den Entwurf 
in das Kabinett einzubringen. Die Notwen- 
digkeit gewisser technischer Vorbereitungen 
hat dann diese Einbringung bis jetzt ver- 
zögert. 

II. Die Notwendigkeit einer bundesgesetz- 
lichen Regelung 

87. Der nunmehr vorgelegte Gesetzentwurf 
geht entsprechend der oben dargelegten 
Rechtsauffassung davon aus, daß der preu- 
ßische Kulturbesitz unter die Vorschriften des 
Artikels 135 Abs. 1 bis 3 GG fällt. Daher ist 
auch Artikel 135 Abs. 4 GG anwendbar, der 
eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende 
Regelung durch ein einfaches Bundesgesetz 
zuläßt, wenn ein überwiegendes Interesse des 
Bundes oder das besondere Interesse eines 
Gebietes dies erfordert. Dieses überwiegende 
Interesse des Bundes ergibt sich daraus, daß 
es sich bei der Nennrd rang der Rechtsverhält- 
nisse dieses Kmcurbesitzes um eine gesamt- 
deutsche Frage handelt. 

88. Der gesamtdeutsche Charakter dieser Pro- 
bleme beruht auf der besonderen Stellung, 
welche die Preußischen Staatlichen Museen und 
die Preußische Staatsbibliothek im Rahmen 
des kulturellen und wissenschaftlichen Lebens 
des gesamten Deutschland einnahmen. Die 
Bedeutung der Staatlichen Museen in Berlin 
lag nicht nur in ihrem Bestand an Kunst- und 
Kulturwerten ersten Ranges. Ihre Hauptbe- 
deutung und zugleich auch ihre bemerkens- 
werte Besonderheit war vielmehr darin zu er- 
blicken, daß sie den Gedanken verwirklich- 
ten, in Denkmäler-Reihen mit möglichster 
Breite und Folgerichtigkeit geschichtliche 
Epochen zu vergegenwärtigen. Der Bestand 
der Museen vereinigte sich zu einem großen 
Gefüge und war so gegeneinander abgewogen, 
daß jede Abteilung der Museen ihren Bereich 
mit aller Klarheit ausbreitete und doch zu- 
gleich auch die wechselseitigen Zusammen- 
hänge sichtbar wurden. Das Streben nach ge- 
schichtlicher Systematik schaffte im Rahmen 
der Museen eine erschöpfende Repräsentanz 
jedes Gebietes bei Ausdehnung auf alle Kul- 
turen. Sie gewährten einen Gesamtüberblick 
über alle Perioden der Menschheitsgeschichte 
in ihren Form gewordenen Leistungen und 
bildeten insoweit eine geistige Einheit. 
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89. Gerade wegen dieser in mehr als 
200 Jahren systematischer Arbeit erziel- 
ten erschöpfenden Darstellung aller Kulturen 
waren die Preußischen Staatlichen Museen mit 
ihren Schau- und Studiensammlungen zu 
einem geistigen Mittelpunkt nicht nur Preu- 
ßens, sondern des gesamten Deutschland ge- 
worden, mit denen an Bedeutung und Viel- 
gestaltigkeit nur wenige Einrichtungen auf 
europäischem Boden vergleichbar waren. Sie 
waren in organischem Zusammenhang mit 
den preußischen Universitäten und Akade- 
mien zugleich Forschungsstätten ersten Ran- 
ges, die eine große Anzahl Gelehrter zu 
schöpferischer Mitarbeit in ihren Bann zogen 
und für die Heranbildung des wissenschaft- 
lichen Nachwuchses außerordentliche Bedeu- 
tung hatten. Eine große Anzahl wissenschaft- 
licher Werke, die in der ganzen Welt höchste 
Anerkennung gefunden haben, sind das Er- 
gebnis von Forschungen, zu denen die univer- 
salen Bestände der Museen die Grundlage 
boten. Das gleiche Merkmal einer organischen 
Einheit, das für den preußischen Kunstbesitz 
kennzeichnend war, trifft auch auf die 
Preußische Staatsbibliothek zu. Auch bei ihr 
lag das wesentliche Kennzeichen nicht in 
ihrem Besitz an erstrangigen Seltenheiten und 
Kostbarkeiten, sondern in der Tatsache, daß 
sie einen vollständigen Bestand aller Werke 
aufwies, die für wissenschaftliche Studien und 
Forschungen notwendig sind. Die Staats- 
bibliothek war in vieler Beziehung richtung- 
weisend für das deutsche Bibliothekswesen. 
Sie war die Wirkungsstätte erster Gelehrter; 
aus ihrem Bereich sind zahlreiche Arbeiten 
mit Weltgeltung hervorgegangen. Sie war 
eine der wichtigsten deutschen Zentralstätten 
für die Heranbildung des Nachwuchses an 
wissenschaftlichen Bibliothekaren. 

90. So wie die Wiedervereinigung der ge- 
trennten Teile Deutschlands das Gesamtziel 
jeder deutschen Politik sein muß, so muß 
auch die Wiederherstellung der Einheit der 
Staatlichen Museen und der Preußischen 
Staatsbibliothek ein besonderes Ziel deutscher 
Kulturpolitik sein. Wenn sich auch dieses Ziel 
aus politischen Gründen zur Zeit nicht un- 
mittelbar verwirklichen läßt, so muß jedoch 
jeder Maßnahme entgegengewirkt werden, die 
eine spätere Erreichung dieses Zieles vereitelt 
oder erschwert. Unter diesem Blickpunkt 
scheint es nicht tragbar, es hinsichtlich des 
preußischen Kulturbesitzes dabei zu belassen, 
daß dieser Besitz verschiedenen Ländern zu 
Eigentum gehört oder von verschiedenen 


Ländern als Treuhänder getrennt verwaltet 
wird. Vielmehr erscheint es notwendig, den 
preußischen Kulturbesitz rechtlich in einer 
Einheit zusammenzufassen und auf diese 
Weise den Weg für eine Zusammenführung 
des gesamten preußischen Kulturbesitzes in 
einem wiedervereinigten Deutschland offen- 
zuhalten. 

91. Mit diesen Ausführungen ist zugleich Ent- 
scheidendes über die Lösung gesagt, die die 
Regelung des preußischen Kulturbesitzes an- 
streben muß. Sie kann nur in der Übertra- 
gung dieses Kulturbesitzes auf einen Rechts- 
träger liegen, in dessen Organen alle preußi- 
schen Nachfolgeländer in der Bundesrepublik 
vertreten sind und den übrigen preußischen 
Nachfolgeländern die Möglichkeit einer Mit- 
wirkung für später offengehalten wird. So- 
lange die preußischen Nachfolgeländer außer- 
halb der Bundesrepublik an einer Mitwir- 
kung aus politischen Gründen verhindert 
sind, müssen deren Rechte durch die Bun- 
desrepublik wahrgenommen werden. 

92. Die durch die preußischen Museen in Ber- 
lin repräsentierte geistige Einheit ist durch die 
aus Sicherungsgründen notwendig gewesene 
Verlagerung der einzelnen Bestände der 
Museen und durch die von den Alliierten ge- 
troffenen Maßnahmen äußerlich gesehen zer- 
stört. Der Organismus muß wiederherge- 
stellt, d. h. eine neue äußere Ordnung durch 
die örtliche Zusammenführung der Einzel- 
bestände geschaffen werden in der Erwar- 
tung, daß es in Zukunft möglich sein werde, 
durch Überführung auch der noch in der Ost- 
zone lagernden und der nach Rußland ver- 
schleppten Bestände den Museen wieder die 
Bedeutung zurückzugeben, die sie als Bil- 
dungs- und Forschungsstätte gehabt haben. 
Die tatsächlichen Voraussetzungen hierfür zu 
schaffen, ist eine vordringliche kulturelle Ver- 
pflichtung des Bundes und der Länder. Die 
von den Ländern angestrebte Verwaltungs- 
vereinbarung wird den vorbezeichneten Er- 
fordernissen nicht gerecht. Gegen diese Ver- 
waltungsvereinbarung sprechen — schon vom 
Rechtsstandpunkt der Länder aus gesehen — 
folgende entscheidende Gesichtspunkte: 

93. Wie bereits ausgeführt worden ist, sind die 
Eigentumsverhältnisse an dem preußischen 
Kulturbesitz nach Auffassung der Länder 
noch nicht geregelt, da nach ihrer Ansicht 
Art. 135 Abs. 1 bis 3 GG auf dieses Vermögen 
keine Anwendung findet. Wäre diese Auffas- 
sung richtig, so würde dieses Vermögen zur 
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Zeit herrenlos sein. Da aber die Gesamtheit 
der Länder keine Rechte übertragen kann, die 
den einzelnen Ländern oder ihrer Gesamtheit 
selbst nicht zustehen, würde der in der Ver- 
waltungsvereinbarung vorgesehene Verwal- 
tungsausschuß keine rechtswirksamen Ver- 
fügungsgeschäfte und damit auch keine wirk- 
samen Erwerbsgeschäfte vornehmen können. 
Jede ordnungsgemäße Verwaltung des Kul- 
turbesitzes setzt aber voraus, daß die Samm- 
lungen durch Tausch oder Neuerwerb ergänzt 
werden können. 


B. Einzelvorschriften 

Zu § 1 

94. Die rechtliche Verselbständigung des ehe- 
maligen preußischen Kulturbesitzes wird den 
Zwecken dieses Gesetzes am ehesten gerecht. 
Die vorgesehene Einbringung des Kulturbe- 
sitzes in eine Stiftung des öffentlichen Rechts 
entspricht auch den Vorschlägen der Kultus- 
ministerkonferenz der Länder. Die Stiftung 
wird als eigene Rechtspersönlichkeit auch 
eigenes Vermögen besitzen; ihr wird das 
Recht der Selbstverwaltung nach Maßgabe 
des Gesetzes und der zu errichtenden Satzung 
eingeräumt. 

Zu §§ 2 und 3 

95. Der Begriff „Kulturbesitz“ reicht, wie die 
Einleitung zum Allgemeinen Teil gezeigt hat, 
außerordentlich weit. Eine Bestimmung, die 
den ehemals preußischen Kulturbesitz schlecht- 
hin auf die Stiftung übertragen hätte, hätte 
daher wahrscheinlich zu mancherlei prak- 
tischen Schwierigkeiten führen können. An- 
dererseits erschien es auch nicht angängig, die 
in das Eigentum der Stiftung zu überführen- 
den Werte etwa enumerativ zu erfassen; denn 
eine solche Aufzählung hätte nicht sicherge- 
stellt, daß alle in Betracht kommenden Werte 
erfaßt werden. Aus diesen Gründen geht der 
Entwurf bei der Abgrenzung des auf die 
Stiftung übergehenden Kulturbesitzes zwar 
vom allgemeinen Begriff des Kulturgutes aus, 
schränkt diesen Begriff aber durch Aufstellung 
allgemeiner Merkmale nicht unwesentlich ein. 
Der Entwurf bezieht einmal in die Regelung 
nur Sachen, d. h. körperliche Gegenstände ein. 
Des weiteren erfaßt er nur diejenigen Kultur- 
güter, die bis zum 9. Mai 1945 im Amtsbe- 
reich des Reichs- und Preußischen Ministe- 
riums für Wissenschaften, Erziehung und 
Volksbildung und im Amtsbereich des Preu- 
ßischen Ministerpräsidenten verwaltet worden 


sind. Damit sind insbesondere diejenigen Kul- 
turwerte vom Übergang auf die Stiftung aus- 
geschlossen, die der Verwaltung anderer 
preußischer Dienststellen (z. B. des Finanz- 
ministeriums oder eines Regierungspräsiden- 
ten) unterlagen. 

96. Der Umfang der auf die Stiftung über- 
gehenden Werte wird in Absatz 2 durch eine 
Reihe von Ausnahmen zugunsten der Länder 
weiterhin eingeengt. Hinsichtlich der in Ab- 
satz 2 Nr. 5 ausgenommenen Bestände der 
Staatlichen Kunstsammlungen in Kassel er- 
scheint die Ausnahme deshalb gerechtfertigt, 
weil es sich hier um alten kurhessischen Be- 
sitz handelt, der nach der Angliederung Kur- 
hessens an Preußen in das Eigentum des 
preußischen Staates übereegangen und seitdem 
in seinen wesentlichen Beständen unverändert 
geblieben ist. * Im übrigen beruhen die Aus- 
nahmen auf dem Gedanken, daß von dem 
Rechtsübergang auf die Stiftung die Kultur- 
güter ausgeschlossen bleiben sollen, welche un- 
mittelbar Aufgaben des Belegenheitslandes 
dienen oder nur von regionaler kultureller 
Bedeutung für das Belegenheitsland sind. Un- 
ter diesem Gesichtspunkt sind auch die Grund- 
stücke, welche der „Verwaltung der staat- 
lichen Schlösser und Gärten“ unterstanden, 
von dem Übergang auf die Stiftung ausge- 
schlossen. 

97. Die Verwaltung der staatlichen Schlösser 
und Gärten war eine eigene preußische Be- 
hörde, die dem Preußischen Kultusminister 
unterstand und der die Verwaltung desjeni- 
gen bei der Auseinandersetzung mit dem 
Hause Hohenzollern und Preußen überge- 
gangenen Schloß- und Kunstbesitzes oblag, 
der durch seine Einrichtung oder Sammlungen 
eine museale Bedeutung hatte. Die übrigen 
preußischen Schlösser und Gärten wurden von 
anderen preußischen Behörden, und zwar 
überwiegend im Bereich des Preußischen 
Finanzministeriums verwaltet. 

In die Zuständigkeit der Verwaltung der 
Schlösser und Gärten gehörten: 
in Berlin: 

Berliner Stadtschloß, 

Schloß Monbijou, 

Schloß Charlottenburg mit Park, 
Schinkelhaus, . 

Mausoleum, 

Große Orangerie, 

Theater, 

Belvedere, 

Kleine Orangerie, 

Jagdschloß Grunewald, 


49 



Jagdschloß Stern, 

Jagdschloß Pfaueninsel mit Park; 

in Potsdam: 

Stadtschloß, 

Sanssouci mit Park, 

Schloß Sanssouci, 

Bildergalerie, 

Neue Kammer, 

Chinesenhaus, 

Neues Palais, 

Communs, 

Freundschaftstempel, 

Antikentempel, 

Große Orangerie, 

Charlottenhof, 

Gärtnerhaus, 

Teepavillon, 

Römische Bäder, 

Drachenhaus, 

Belvedere auf dem Klausberg, 
Stibadium im Paradiesgarten, 
Mausoleum Kaiser Friedrich, 
Marmorpalais mit Neuem Garten, 
Belvedere auf dem Pfingstberg, 

Belvedere auf dem Brauhausberg, 

Schloß Babelsberg mit Park, 

Schloß und Park Sacrow bei Potsdam, 
Jägerhof am Sacrower See; 

in den übrigen preußischen Gebietsteilen: 
Schloß Breslau, 

Schloß Brühl, 

Kaiserhaus Goslar, 

Schloß Homburg v. d. H., 

Rcsidenzpalais Kassel, 

Orangerieschloß in Kassel mit Neben- 
gebäuden und Karlsaue, 

Klause bei Kastell, 

Schloß Königsberg, 

Jagdschloß Königswusterhausen bei Berlin, 
Marienburg, 

Schloß Molsdorf, 

Kaiserstuhl zu Rhens, 

Burg Sonneck, 

Schloß Stolzenfels, 

Schloß Weilburg, 

Schloß Wiesbaden, 

Schloß Wilhelmshöhe, 

Schloß Wilhelmstal bei Kassel; 
im übrigen: Schack-Galerie in München. 

Von anderen preußischen Verwaltungen wur- 
den folgende preußische Schlösser und Gärten 
verwaltet: 

in Berlin: 

Kronprinzenpalais, 

Prinzessinnen-Palais, 


Ordenspalais am Wilhelmsplatz, 

Schloß und Park Bellevue; 
in den übrigen preußischen Gebietsteilen: 
Schloß zu Celle, 

Schloß zu Engers, 

Jagdschloß Görde, 

Burgruine am Grimnitz-See, 

Leine-Schloß zu Hannover, 

Altes Palais zu Hannover, 

Jagdschloß Hubertusstock, 

Schloß zu Kiel, 

Schloß zu Koblenz, 

Jagdschloß Letzlingen, 

Schloß zu Liegnitz, 

Schloß Löwenburg bei Kassel, 

Schloß zu Merseburg, 

Schloß zu Münster in Westfalen, 

Schloß zu Oliva mit Karlsberg, 

Schloß und Park zu Oranienburg, 

Schloß zu Osnabrück, 

Schloß Quedlinburg, 

Jagdschloß Saupark bei Springe, 

Schloß zu Stettin. 

Die zur Verwaltung der staatlichen Schlösser 
und Gärten gehörenden „Museums-Schlösser“ 
waren zur Besichtigung durch die Öffentlich- 
keit frei. Ihre Einrichtungen hatten zum Teil 
internationalen künstlerischen Wert, so etwa 
die Sammlung Friedrichs des Großen an Ge- 
mälden Watteaus und der übrigen berühmten 
Maler des französischen Rokoko. Zu den 
historisch besonders wichtigen Objekten ge- 
hörten die preußischen Kroninsignien. Auch 
die kunstgewerblichen Objekte sind zum Teil 
von hohem materiellen Wert (z. B. die Dosen 
Friedrichs des Großen). 

Außer den Kunstwerken, die zur Einrich- 
tung der historischen Schloßräume gehörten, 
bestanden in den Schlössern Sammlungen rein 
musealer Natur. So war etwa die Bilder- 
galerie in Sanssouci praktisch ein eigenes 
Museum. Sie war die einzige erhaltene Ge- 
mäldegalerie des 18. Jahrhunderts. 

An geschlossenen Sammlungen der Schlösser- 
verwaltung warenferner vorhanden: die histo- 
rischen Bibliotheken der Hohenzollern, die 
Plankammer mit einer Sammlung von Zeich- 
nungen, Ansichten und Stichen preußischer 
und anderer Schlösser sowie einer umfang- 
reichen Berolinensien-Sammlung und das 
Akten-Archiv mit den Bau- und Inventar- 
akten der Schlösser. Zahlreiche preußische 
Schlösser sind im Krieg mit ihren Einrichtun- 
gen und Sammlungen schwer beschädigt oder 
gar vernichtet worden. Das Berliner Stadt- 
schloß ist 1950 abgebrochen worden. Ein Teil 
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der Bestände der Schlösser- Verwaltung befin- 
det sich heute in Wiesbaden, so 250 Gemälde, 
48 Wandteppiche, die Kroninsignien sowie die 
Bibliothek Friedrichs des Großen. 

98. Die Schack-Galerie in München, die früher 
der Schlösserverwaltung unterstand und die 
etwa 190 Gemälde der Hauptmeister der 
deutschen Malerei des 19. Jahrhunderts und 
eine größere Anzahl von Kopien, vor allem 
nach italienischen und spanischen Meistern, 
umfaßte, fällt nicht unter die gesetzliche 
Regelung, da sie durch „Führer-Erlaß“ vom 
1. Februar 1939 schenkungsweise auf das 
Land Bayern übertragen worden ist. Um diese 
Übertragung durch das Reich zu ermöglichen, 
hatte im Jahre 1938 das Land Preußen die 
Schack-Galerie auf das Reich übertragen. Der 
damals in Aussicht genommene Vermögens- 
ausgleich zwischen dem Reich und Preußen 
hat nicht mehr stattgefunden. Es ist zwar 
vielfach die Rechtsgültigkeit der vorgenomme- 
nen Übertragung in Zweifel gezogen worden. 
Nach der herrschenden Auffassung gelten 
jedoch die zwischen 1933 und 1945 getroffe- 
nen Maßnahmen der damaligen Staatsführung 
als rechts wirksam, es sei denn, daß sie sich 
als Ausdruck nationalsozialistischer An- 
schauung darstellen oder aus sonstigen Grün- 
den für unwirksam erklärt werden könnten. 
Diese Merkmale sind in bezug auf die Ver- 
äußerung der Schack-Galerie wohl kaum ge- 
geben. 

98 a. Zu Absatz 3 ist besonders darauf hin- 
zuweisen, daß möglichst schon während des 
Gesetzgebungsverfahrens ein Einvernehmen 
mit den Ländern angestrebt werden soll, da- 
mit bei Erlaß des Gesetzes bereits weitgehend 
feststeht, welche konkret bezeichneten regiona- 
len Werte Eigentum der Länder bleiben bzw. 
werden. 

98 b. Im übrigen soll, einem Ländervorschlag 
entsprechend, die Stiftung auch berechtigt 
sein, die Verwaltung von Kulturgütern einem 
Land oder sonstigen geeigneten Dienststellen 
oder Einrichtungen auf deren Antrag zu über- 
tragen, wenn es etwa wegen des Zusammen- 
hangs mit anderen Beständen oder zur not- 
wendigen Ersparung von Verwaltungskosten 
zweckmäßig erscheint. Während des Krieges 
und in der Zeit des Zusammenbruchs sind 
Kulturgüter aus den ehemals preußischen Ost- 
provinzen und aus der sowjetischen Be- 
satzungszone in das Bundesgebiet verbracht 
worden, deren Eigentümer teilweise nicht be- 
kannt oder nicht mehr existent sind. Es be- 
steht die Gefahr, daß diese Kulturgüter ver- 


wahrlosen, in Unrechte Hände geraten oder 
untergehen. Die Betreuer sind oft nicht zu 
einer ordnungsmäßigen Pflege und Aufbewah- 
rung in der Lage. Im Interesse der Allge- 
meinheit soll daher die Stiftung sich auch um 
die Erhaltung und Betreuung solcher Kultur- 
güter bemühen, insbesondere sich deren treu- 
händerische Verwaltung übertragen lassen 
können. Die Verwaltungsübertragung hat in 
den im bürgerlichen Recht (vgl. z.B. § 1913 
BGB) vorgesehenen Formen zu erfolgen. 

Zu §§ 4 bis 6 und 8 

99. Die näheren Bestimmungen über die Aus- 
gestaltung der Stiftung, insbesondere über ihre 
Organisation und Verwaltung, sind einer 
Satzung Vorbehalten, die von der Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates 
errichtet wird und von dieser im Rahmen 
dieses Gesetzes in gleicher Weise geändert 
oder ergänzt werden kann. In der Satzung 
werden vor allem Bestimmungen zu treffen 
sein, die den preußischen Nachfolgeländern 
des Bundesgebiets einen angemessenen Einfluß 
auf die Verwaltung der Stiftung ermöglichen. 

Zu § 7 

100. Da der Bundespräsident auch bei anderen 
bundesunmittelbaren Körperschaften das Er- 
nennungsrecht für dem Kurator entsprechende 
Beamte selbst ausübt, erschien es geboten, so- 
wohl die Bestellung als auch — bei Berufung 
in das Beamtenverhältnis — die Ernennung 
des Kurators dem Bundespräsidenten vorzu- 
behalten. 

Zu § 9 

101. Der Sitz der Stiftung soll nicht durch 
Gesetz endgültig festgelegt, sondern durch 
Beschluß der Bundesregierung bestimmt wer- 
den, da es sich bei der Entscheidung über diese 
Frage um eine Maßnahme im Rahmen der 
Organisationsgewalt der Bundesregierung han- 
delt, Die Bundesregierung hat in Aussicht ge- 
nommen, als Sitz der Stiftung Berlin zu 
wählen. 

Zu § 10 

102. Die Aufsichtspflicht des Bundesministers 
des Innern über die Stiftung fällt in die sich 
aus dessen Geschäftsbereich ergebende Zu- 
ständigkeit. 

Zu § 12 

103. Die Vorschrift des Absatzes 1 ist erfor- 
derlich, weil der Bund und die Länder die 
notwendigen Zuschüsse nur auf Grund gesetz- 
licher Vorschriften leisten können. Im Hin- 
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blick auf diese Zuschußpflicht müssen dem 
Bundeshaushalt und den Länderhaushalten 
auch etwaige Überschüsse bis zur Höhe der 
zur Verfügung gestellten Beträge zufließen. 

Zu § 13 

104. Diese Vorschriften entsprechen dem § 4 
Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes und dem 
§ 11 a der Reichshaushaltsordnung. 

Zu § 14 

105. Durch § 14 wird klargestellt, daß die 
Stiftung die Dienstherrnfähigkeit im Sinne 
des Beamtenrechts besitzt und daß die Be- 
amten der Stiftung mittelbare Bundesbeamte 
im Sinne des § 2 des Bundesbeamtengesetzes 
sind. Die Vorschrift des Absatzes 2 soll der 
Stiftung die Möglichkeit geben, einen Kurator 
auch auf Zeit, und zwar auf die Dauer von 
zwölf Jahren in das Beamtenverhältnis zu be- 
rufen. Durch die Vorschriften des Absatzes 3 
wird klargestellt, von welcher Stelle die nach 
dem Bundesbeamtengesetz von der obersten 
Dienstbehörde zu treffenden Entscheidungen 
zu erlassen sind. Die Vorschriften des § 187 
Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes sollen je- 
doch unberührt bleiben. 

Zu § 15 

106. § 15 regelt das Ernennungsrecht für die 
Beamten der Stiftung. 

Zu § 16 

107. Der für die Beamten der Stiftung vor- 
gesehenen Regelung entsprechend sollen auf 
das Dienstverhältnis der Angestellten und 
Arbeiter der Stiftung die für die Angestellten 
und Arbeiter des Bundes jeweils geltenden 
gesetzlichen Vorschriften, Tarif- und Dienst- 
ordnungen sowie Tarifvereinbarungen und 
Tarifverträge Anwendung finden. 

Zu § 17 

108. Der gleiche Vorbehalt findet sich in Ar- 
tikel VII Ziff. 11 des Gesetzes Nr. 19 der 
amerikanischen Militärregierung, Artikel 10 
der Verordnung Nr. 217 der französischen 
Militärregierung und Artikel IV Ziff. 3 der 
Verordnung Nr. 202 der britischen Militär- 
regierung, die durch das Gesetz Nr. A-16 der 
Alliierten Hohen Kommission (Amtsblatt 
AHK S. 881) ausdrücklich aufrechterhalten 
sind. 

Zu § 18 

109. Durch die Bestimmung soll ein Streit 
darüber von vornherein ausgeschlossen wer- 
den, ob im allgemeinen unübertragbare Rechte, 


z. B. Nießbrauchsrechte (§ 1059 BGB) und 
beschränkte persönlicheDienstbarkeiten(§ 1092 
BGB) sowie die nur im Falle besonderer Ver- 
einbarung übertragbaren Vorkaufsrechte 
(§§ 514, 1098 BGB) unter das Gesetz fallen. 

Zu § 19 

110. Es könnten Zweifel aufkommen, ob 
durch den originären Übergang des Eigen- 
tums am ehemals preußischen Kulturbesitz 
auf die Stiftung die dinglichen Rechte an den 
übergehenden Vermögensgegenständen unter- 
gehen. § 19 stellt klar, daß diese dinglichen 
Rechte durch den Eigentumswechsel grund- 
sätzlich nicht berührt werden. 

Zu § 20 

111. § 2 läßt die Vermögensrechte an dem 
ehemals preußischen Kulturbesitz auf die 
Stiftung übergehen ohne Rücksicht darauf, 
welches rechtliche Schicksal die einzelnen Ver- 
mögensgegenstände nach dem 8. Mai 1945 
erfahren haben. Rechtsgeschäftliche oder ge- 
setzliche Verfügungen, die nach dem 8. Mai 
1945 über Gegenstände des Kultur Vermögens 
getroffen wurden, stehen demnach deren 
Übergang in das Stiftungsvermögen grund- 
sätzlich nicht entgegen. Der § 20 enthält eine 
Ausnahmebestimmung von dieser Grundregel 
des § 2. Er stellt klar, daß die Wirksamkeit 
von rechtsgeschäftlichen Verfügungen, die 
nach der zur Zeit ihrer Vornahme gegebenen 
Rechtslage rechtsgültig waren und vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes vorgenommen 
sind, und von Rechtsänderungen kraft Ge- 
setzes, die vor dem 20. April 1949 eingetre- 
ten sind, unberührt bleibt. Durch den Stich- 
tag 20. April 1949 ist sichergestellt, daß die 
Rechtsänderungen, die auf Grund des am 
20. April 1949 in Kraft getretenen Gesetzes 
Nr. 19 der amerikanischen Militärregierung 
und der Verordnung Nr. 217 der franzö- 
sischen Militärregierung eingetreten sind, dem 
Rechtsübergang auf die Stiftung nicht ent- 
gegenstehen. 

Zu § 21 

112. Nach dem Gesetz soll, soweit zwischen 
der Stiftung und den Ländern, die die Ver- 
mögenswerte bislang verwaltet haben, eine 
Vereinbarung über die Auseinandersetzung 
oder über eine vereinfachte Abrechnung nicht 
getroffen wurde, für die Zeit bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes von einer gegenseitigen 
Erstattung der Aufwendungen und Verwen- 
dungen sowie der Nutzungen abgesehen wer- 
den. Für die Zeit nach diesem Stichtag muß 
sich bei Aufwendungen und Verwendungen 
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die Erstattungsfrage nach den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts richten. Nutzungen 
gebühren nach diesem Stichtag der Stiftung. 
Im übrigen muß das Prinzip der dinglichen 
Surrogation (vgl. z. B. §§ 1370, 2019, 2041 
BGB) sinngemäß zur Anwendung kommen. 
Dies bedeutet u. a., daß Erlöse, die einem 
Lande im Zusammenhang mit einer rechts- 
gültigen Verfügung zugeflossen sind, ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des Zufließens 
der Stiftung zustehen. 

Zu § 22 

113. Die der Stiftung übertragenen Ver- 
mögenswerte befinden sich in erheblichem 
Umfang durch kriegsbedingte Verlagerungen, 
als Leihgaben und aus anderen Gründen 
außerhalb ihrer Standorte. Um die Möglich- 


Entwurf 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes zur Errich- 
tung der Stiftung „Preußischer Kulturbesitz“ 
und zur Übertragung von Vermögenswerten 
des ehemaligen Landes Preußen auf die Stif- 
tung vom (Bundesgesetzbl. I S ) 

erhält die Stiftung mit Zustimmung des Bun- 
desrates folgende Satzung: 

Satzung 

der Stiftung „Preußischer Kulturbesitz“ 

§ 1 

(1) Die durch das Gesetz zur Errichtung 

der Stiftung „Preußischer Kulturbesitz“ und 
zur Übertragung von Vermögenswerten des 
ehemaligen Landes Preußen auf die Stiftung 
vom (Bundesgesetzbl. I S. . . .) begrün- 

dete Stiftung „Preußischer Kulturbesitz“ ist 
mit dem Inkrafttreten des vorgenannten Ge- 
setzes am entstanden. Sie ist eine 

rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts 
mit eigenem Vermögen und mit dem Recht 
der Selbstverwaltung nach Maßgabe des Ge- 
setzes und dieser Satzung. 

(2) Das Stiftungsvermögen ist auf Grund 
des in Absatz 1 angeführten Gesetzes gebil- 
det worden. 

(3) Die Stiftung hat auf Grund des Be- 
schlusses der Bundesregierung vom .... ihren 
Sitz in ... . 


keit einer ordnungsmäßigen Erfassung und 
Verwaltung der Vermögenswerte zu schaffen, 
ist es notwendig, neben dem der Stiftung nach 
§ 260 BGB zustehenden Auskunftsrecht auch 
ein Auskunftsrecht des Bundesministers des 
Innern und des Bundesrechnungshofs zu be- 
gründen. 

Zu § 23 

114. Die Bestimmungen sollen klarstellen, 
wessen Antrag für die Berichtigung des 
Grundbuchs maßgebend und ausreichend ist, 
und das Berichtigungsverfahren vereinfachen. 

Zu §§ 24 bis 27 

115. Die Vorschriften entsprechen der Übung 
in solchen Fällen. 

Anlage 2 


(4) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. 
Über die nähere Ausgestaltung des Dienst- 
siegels entscheidet der Stiftungsrat mit Zustim- 
mung des Bundesministers des Innern. 

(5) Die Stiftung hat gemäß § 3 des in Ab- 
satz 1 genannten Gesetzes den Zweck, die ihr 
übertragenen preußischen Kulturgüter für das 
deutsche Volk zu bewahren, zu pflegen und 
zu ergänzen, unter Beachtung der Tradition 
den sinnvollen Zusammenhang der Samm- 
lungen zu erhalten und eine Auswertung die- 
ses Kulturbesitzes für die Interessen der All- 
gemeinheit in Wissenschaft und Bildung und 
für den Kulturaustausch zwischen den Völ- 
kern zu gewährleisten. Die Stiftung kann die 
Verwaltung zusammengehöriger Bestände der 
Kulturgüter anderen geeigneten Dienststellen 
oder sonstigen Einrichtungen auf deren An- 
trag übertragen. Die Stiftung kann sich die 
treuhänderische Verwaltung von Kulturgut 
übertragen lassen, das sich nicht in der Ob- 
hut des Berechtigten befindet. 

§ 2 

(1) Das erste Geschäftsjahr der Stiftung be- 
ginnt mit dem und endet am 31. März 

195... 

(2) Die folgenden Geschäftsjahre der Stif- 
tung beginnen jeweils mit dem 1. April und 
schließen mit dem 31. März. Die Geschäfts- 
jahre werden benannt nach dem Kalender- 
jahr, in dem sie beginnen. 
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§ 3 

Organe der Stiftung sind: 

der Stiftungsrat, 
der Kurator, 
der Beirat. 

§ 4 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus vierzehn 
Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist ein Stell- 
vertreter zu bestellen. 

(2) Sieben Mitglieder des Stiftungsrates so- 
wie deren Stellvertreter werden von dem 
Bundesminister des Innern bestellt. Jedes der 
Länder Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz und Schleswig-Holstein bestellt 
ein weiteres Mitglied und dessen Stellver- 
treter. 

(3) Die Mitglieder des Stiftungsrates haben 
innerhalb der gesamtdeutschen Kulturinter- 
essen auch die Interessen derjenigen Gebiets- 
teile des ehemaligen Landes Preußen wahr- 
zunehmen, die außerhalb der genannten Län- 
der belegen sind. 

§ 5 

(1) Der Stiftungsrat wählt seinen Vorsit- 
zenden und dessen Stellvertreter und gibt 
sich selbst eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Stiftungsrat faßt seine Beschlüsse, 
soweit nicht in dieser Satzung ein anderes 
bestimmt ist, mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(3) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens zehn Mitglieder oder deren Stell- 
vertreter anwesend sind. Bei schriftlicher Ab- 
stimmung außerhalb einer Sitzung des Stif- 
tungsrates gilt ein Beschluß als zustande ge- 
kommen, wenn sämtliche Mitglieder oder 
deren Stellvertreter eine Erklärung abgegeben 
haben. 

§ 6 

(1) Dem Stiftungsrat obliegt die Leitung 
der Stiftung. Er hat die Geschäftsführung der 
Stiftung zu überwachen, kann jederzeit Aus- 
kunft und Berichterstattung sowie die Vor- 
lage der notwendigen Unterlagen und Auf- 
zeichnungen vom Kurator verlangen und Ein- 
sicht in die Akten und Bücher der Stiftung 
nehmen. Er kann aus seiner Mitte einen ge- 
schäftsführenden Ausschuß bilden und ihm 
seine Befugnisse mit Ausnahme der in § 5, 
§ 6 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und § 10 bezeich- 
neten Geschäfte übertragen. 


(2) Der Stiftungsrat kann dem Kurator 
Weisungen erteilen. Er kann Geschäftsanwei- 
sungen und Richtlinien beschließen, nach 
denen die Stiftung zu verwalten ist. 

(3) Der Stiftungsrat bestimmt den Stand- 
ort der Sammlungen, stellt den Haushalts- 
plan fest, prüft die Jahresrechnungen und er- 
teilt dem Kurator Entlastung. Beschlüsse des 
Stiftungsrates über den Standort der Samm- 
lungen bedürfen einer Mehrheit von minde- 
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

(4) Der Vorsitzende des Stiftungsrates ver- 
tritt die Stiftung gegenüber dem Kurator. 

§ 7 

Der Kurator wird auf Vorschlag des Stif- 
tungsrates vom Bundespräsidenten bestellt 
oder ernannt. 

§ 8 

Der Kurator verwaltet die Stiftung und 
führt ihre Geschäfte nach den Weisungen des 
Stiftungsrates. Er vertritt die Stiftung ge- 
richtlich und außergerichtlich. Ist eine Wil- 
lenserklärung der Stiftung gegenüber abzu- 
geben, so genügt die Abgabe gegenüber dem 
Kurator oder dessen Vertreter. 

§ 9 

(1) Der Kurator und sein Vertreter kön- 
nen nicht zugleich Mitglieder des Stiftungs- 
rates sein. 

(2) Die Mitglieder des Stiftungsrates kön- 
nen die Ausübung ihrer Obliegenheiten nicht 
anderen Personen übertragen. 

§ 10 

(1) Der Beirat besteht aus zehn bis fünf- 
zehn Mitgliedern, die vom Stiftungsrat unter 
Berücksichtigung der verschiedenen Zweige der 
Verwaltungen des ehemals preußischen Kul- 
turbesitzes jeweils auf fünf Jahre berufen 
werden. Vorschlagsberechtigt sind die Bun- 
desregierung sowie jedes der in § 4 Abs. 2 
genannten Länder. 

(2) An den Sitzungen des Stiftungsrates 
kann ein vom Beirat aus seiner Mitte bestimm- 
tes Mitglied mit beratender Stimme teilneh- 
men. 

§ 11 

Der Beirat soll den übrigen Organen der 
Stiftung beratend zur Seite stehen. Stiftungs- 
rat und Kurator sollen den Beirat in den 
Fällen hören, die seiner Sachkunde bedürfen. 
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Beide Organe sind auch befugt, einzelne Mit- 
glieder des Beirates zu gutachtlichen Äuße- 
rungen zu veranlassen. Der Beirat und jedes 
seiner Mitglieder können von sich aus dem 
Stiftungsrat und dem Kurator Vorschläge und 
Anregungen unterbreiten. 

§ 12 

(1) Der Stiftungsrat wird von seinem Vor- 
sitzenden nach Bedarf einberufen. Er muß 
einberufen werden, wenn der Bundesminister 
des Innern oder mindestens ein Drittel der 
Mitglieder schriftlich die Einberufung ver- 
langen. 

(2) Der Zweck der Einberufung soll den 
Mitgliedern mitgeteilt werden. Über Gegen- 
stände, deren Verhandlung nicht mindestens 
eine Woche vor dem Tage der Beratung an- 
gekündigt ist, können vom Stiftungsrat in der 
Sitzung Beschlüsse nur gefaßt werden, wenn 
der Beschlußfassung nicht widersprochen 
wird. 

(3) Die schriftliche Beschlußfassung des 
Stiftungsrates wird von seinem Vorsitzenden 
veranlaßt und durchgeführt. Für die Stimm- 
abgabe ist eine angemessene Frist zu gewäh- 
ren. 

(4) Über die Sitzungen des Stiftungsrates 
ist innerhalb einer Woche eine Niederschrift 
zu fertigen, die vom Vorsitzenden und Pro- 
tokollführer zu unterzeichnen ist. Der Vor- 
sitzende kann einen Dienstangehörigen der 
Stiftung als Protokollführer mit der Nieder- 
schrift beauftragen. Eine Abschrift der Nie- 
derschrift ist dem Bundesminister des Innern, 
den Mitgliedern des Stiftungsrates und dem 
Kurator zu übersenden. 

§ 13 

Der Beirat wird vom Kurator nach Bedarf 
einberufen. Er muß einberufen werden, wenn 
der Bundesminister des Innern oder der Vor- 
sitzende des Stiftungsrates schriftlich die Ein- 
berufung verlangen. 

§ 14 

Die Mitglieder der Organe sind vorbehalt- 
lich der dienstlichen Berichterstattung und 
der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten verpflich- 
tet, über Angelegenheiten, deren Geheimhal- 
tung durch Gesetz oder dienstliche Anord- 
nungen vorgeschrieben oder ihrer Natur nach 
erforderlich ist, Verschwiegenheit zu bewah- 
ren. Für die Dienstangehörigen gelten die für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter des Bundes 
bestehenden Vorschriften. 


§ 15 

(1) Die Mitglieder des Stiftungsrates und 
des Beirates verwalten ihr Amt unentgeltlich 
als Ehrenamt. Die Stiftung erstattet ihnen die 
baren Auslagen. Bei Dienstreisen erhalten sie 
Reisekostenvergütung nach den für Bundes- 
beamte geltenden Vorschriften. Soweit die 
Mitglieder dieser Organe nicht Angehörige 
des öffentlichen Dienstes sind, erhalten sie 
Reisekostenvergütung nach den Sätzen der 
Reisekostenstufe I b. 

(2) Den Mitgliedern des Stiftungsrates und 
des Beirates, die nicht Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes sind, wird für die Tage, an 
denen sie für die Stiftung tätig sind, auf An- 
trag eine Entschädigung für entgangenen Ar- 
beitsverdienst oder für sonstige geldliche Ein- 
bußen gewährt. Die Entschädigung beträgt 
höchstens 25, — DM für einen Tag. Für Reise- 
tage vor dem Beginn und nach der Beendi- 
gung der Tätigkeit für die Stiftung beträgt 
die Entschädigung, 

a) wenn die Reise angetreten ist: 

vor 12.00 Uhr: Tagessatz der Entschädi- 
gung, 

zwischen 12.00 und 18.00 Uhr: die Hälfte 
des Tagessatzes, 

nach 18.00 Uhr: ein Viertel des Tages- 
satzes; 

b) wenn die Reise beendet ist: 

nach 18.00 Uhr: Tagessatz der Entschädi- 
gung, 

zwischen 12.00 und 18.00 Uhr: die Hälfte 
des Tagessatzes, 

vor 12.00 Uhr: ein Viertel des Tagessatzes. 

Für die Erstattung schriftlicher Gutachten 
können Vergütungen nach Vereinbarung ge- 
währt werden. 

§ 16 

Die für die Mitglieder des Stiftungsrates 
geltenden Vorschriften finden auch auf die 
zur Vertretung herangezogenen Stellvertre- 
ter von Mitgliedern Anwendung. 

§ 17 

(1) Die Geschäfte der Stiftung werden in 
der Regel durch Arbeitskräfte wahrgenom- 
men, die durch privatrechtlichen Dienstver- 
trag angestellt sind. 

(2) Planstellen für Beamte dürfen nur in 
dem Umfange eingerichtet werden, als sie 
für eine dauernde Tätigkeit zur Erfüllung 
hoheitsrechtlicher Aufgaben erforderlich sind. 


55 



§ 18 

(1) Die Beamten der Stiftung sind mittel- 
bare Bundesbeamte. 

(2) Der Kurator und sein ständiger Ver- 
treter sind, wenn sie nicht mit dem Ziele der 
Ernennung zu Beamten auf Lebenszeit be- 
rufen oder durch privatrechtlichen Dienst- 
vertrag angestellt werden, auf die Dauer von 
zwölf Jahren zu berufen; Wiederernennung 
ist zulässig. Werden sie auf Zeit ernannt, so 
finden auf sie die für Beamte auf Lebens- 
zeit geltenden Vorschriften des Bundesbeam- 
tengesetzes entsprechende Anwendung, jedoch 
treten sie auch in den Ruhestand bei Ablauf 
der Amtszeit, wenn sie in diesem Zeitpunkt 
das achtundfünfzigste Lebensjahr vollendet 
haben und nicht wiederernannt werden. 

(3) Oberste Dienstbehörde ist, soweit nicht 
die Zuständigkeit des Bundesministers des 
Innern begründet ist, für den Kurator und 
seinen ständigen Vertreter der Vorsitzende 
des Stiftungsrates, für die übrigen Beamten 
der Kurator. 

§ 19 

Mit Ausnahme des Kurators werden die 
Beamten der Stiftung vom Vorsitzenden des 
Stiftungsrates ernannt. Dieser kann die Aus- 
übung seiner Befugnisse auf den Kurator 
übertragen. 

§ 20 

Auf das Dienstverhältnis der Angestellten 
und Arbeiter der Stiftung finden die für die 
Angestellten und Arbeiter des Bundes jeweils 
geltenden gesetzlichen Vorschriften, Tarif- 
und Dienstordnungen sowie Tarifverein- 
barungen und Tarifverträge Anwendung. 

§ 21 

Die Anzahl der Stellen für Beamte und die 
Anzahl der beamteten Hilfskräfte, Angestell- 
ten und Arbeiter werden nach Maßgabe der 
haushaltsrechtlichen Vorschriften des Bundes 
durch den Haushaltsplan der Stiftung fest- 
gesetzt, der der Genehmigung des Bundes- 
ministers des Innern bedarf. 


§ 22 

(1) Die Haushaltsführung, die Aufstellung 
des Haushaltsplans, seine Durchführung und 
deren Überwachung, die Rechnungslegung 
und die Kassenführung richten sich nach der 
Reichshaushaltsordnung, den Reichswirt- 
schaftsbestimmungen, der Rechnungslegungs- 
ordnung für das Reich und der Reichskassen- 
ordnung. 

(2) Der Haushaltsplan der Stiftung ist all- 
jährlich rechtzeitig vor Beginn des Geschäfts- 
jahres der Stiftung aufzustellen und nach 
Feststellung durch den Stiftungsrat vom Ku- 
rator in vier Stücken dem Bundesminister des 
Innern zur Genehmigung vorzulegen. 

(3) Die Haushaltsrechnung ist vom Stif- 
tungsrat vorzuprüfen. Er kann mit der Vor- 
prüfung einzelne Mitglieder beauftragen. Zu 
der Vorprüfung können auch Beamte und An- 
gestellte der Stiftung herangezogen werden. 

(4) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Stiftung unterliegt der Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof. 

§ 23 

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht 
des Bundesministers des Innern. 

(2) Der Bundesminister des Innern oder 
seine Beauftragten sind berechtigt, an den 
Sitzungen der Organe der Stiftung teilzuneh- 
men. Die Organe sind verpflichtet, dem Bun- 
desminister des Innern oder seinem Beauf- 
tragten auf Verlangen jederzeit und unbe- 
schränkt Auskunft über die Geschäftsführung 
und alle sonstigen Angelegenheiten der Stif- 
tung zu geben, ihnen sämtliche Unter- 
lagen und Aufzeichnungen vorzulegen und 
Einsicht in die Akten und Bücher der Stif- 
tung zu gewähren. 

§ 24 

Diese Satzung und jede Änderung oder Er- 
gänzung der Satzung sind im Bundesanzei- 
ger zu veröffentlichen. Das gleiche gilt für 
die Bestellung und den Widerruf der Bestel- 
lung zum Mitglied des Stiftungsrates. 
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Anlage 3 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 6. Mai 1955 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 14. April 1955 — 6 — 51101 — 
785/55 — beehre ich midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
140. Sitzung am 6. Mai 1955 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung der Stif- 
tung „Preußischer Kulturbesitz cc und zur Über- 
tragung von Vermögenswerten des ehemaligen 
Landes Preußen auf die Stiftung 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat vermag den Gesetzentwurf aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen nicht zu billigen. Die vorgesehene Bildung 
einer Verwaltungseinrichtung des Bundes auf dem Gebiete der 
Kulturverwaltung findet im Grundgesetz keine Rechtsgrund- 
lage. Unabhängig davon besteht auch keine Notwendigkeit für 
eine bundesgesetzlidie Regelung. 

Zur Begründung der verfassungsrechtlichen Bedenken wird auf 
Nr. 1 der Anlage verwiesen. 

2. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß die beteiligten Lander in 
rechtlich zulässiger Weise ein Abkommen über die gemeinsame 
Verwaltung des verlagerten preußischen Kunstbesitzes treffen 
können. Hierzu laufen bereits Verhandlungen zwischen den 
Ländern über eine Verwaltungsvereinbarung, die von den 
Finanz- und Kultusministern ausgearbeitet worden ist und über 
die weitgehende Übereinstimmung erzielt wurde. Gegenstand 
dieses Abkommens wird es in erster Linie sein, eine einheitliche 
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Verwaltung des verlagerten preußischen Kulturgutes und die 
gemeinsame Finanzierung dieser Verwaltung sicherzustellen. 

Es wird ein gemeinsames Verwaltungsorgan gebildet werden, in 
dem alle beteiligten Länder vertreten sind. Dieses Verwaltungs- 
organ soll auch über den Standort der Kunstschätze und der 
anderen Kulturgüter entscheiden, wobei die Wünsche Berlins zu 
berücksichtigen sind. Die Länder werden dem Bund eine Beteili- 
gung an der Verwaltung vorschlagen. 

Das Abkommen soll klarstellen, daß es sich nur um eine 
provisorische Regelung handelt. Eine abschließende Eigentums- 
regelung für den preußischen Kulturbesitz empfiehlt sich im 
gesamtdeutschen Interesse erst dann, wenn die ehemals preu- 
ßischen Gebietsteile außerhalb des Gebiets der Bundesrepublik 
hierbei mitwirken können. 

3. Der Bundesrat ist im übrigen der Ansicht, daß der Gesetz- 
entwurf gemäß Artikel 84 Abs. 1, 105 Abs. 3 und 135 Abs. 5 
des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Zur Begründung der Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetz- 
entwurfs wird auf Nr. 2 der Anlage verwiesen. 


Altmeier 



Anlage zum Schreiben des Präsidenten des Bundesrates 
vom 6. Mai 1955 


1. Begründung der verfassungsrechtlichen Bedenken 

Der wesentliche Inhalt des Gesetzentwurfs besteht darin, eine 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu errichten, die Rechtsträger 
des in § 2 des Entwurfs bezeichneten preußischen Kulturbesitzes 
sein und diesen Kulturbesitz verwalten soll. Diese Stiftung 
würde den Rechtscharakter einer Bundesverwaltungseinrichtung 
haben. Dies ergibt sich sowohl aus ihrer Errichtung durch 
Bundesgesetz als auch aus der im Entwurf vorgesehenen Ge- 
samtregelung (vgl. z. B. die §§ 4, 9, 14, besonders das Aufsichts- 
recht und das Genehmigungsrecht des BMI nach den §§10 und 
11). Der in § 3 des Entwurfs gekennzeichnete Tätigkeitsbereich 
der Stiftung würde eine echte Verwaltungstätigkeit auf kultu- 
rellem Gebiet darstellen (vgl. hierzu auch die Begründung des 
Entwurfs, besonders Nr. 84 und 95 ff.). 

Für die Einrichtung einer solchen Bundesverwaltung auf kultu- 
rellem Gebiet fehlt es an einer Kompetenz des Bundesgesetz- 
gebers; sie kann weder aus Art. 135 GG noch aus Art. 87 GG 
noch sonst aus dem Grundgesetz hergeleitet werden. 

a) Sowohl Art. 135 Abs. 4 als auch Art. 135 Abs. 5 GG geben 
dem Bundesgesetzgeber lediglich die Befugnis, eine ver- 
mögensrechtliche Regelung zu treffen, insbesondere zu be- 
stimmen, wer Rechtsträger des in Betracht kommenden Ver- 
mögens sein soll. Diese Vorschriften geben dem Bund aber 
keine Kompetenz, die Verwaltungsaufgaben, denen dieses 
Vermögen dient, zu übernehmen und hierfür Einrichtungen 
der Bundesverwaltung zu schaffen. Die Frage der Rechts- 
trägerschaft für ein bestimmtes Vermögen ist von der Frage 
der Verwaltungszuständigkeit für den Bereich, dem dieses 
Vermögen dient, scharf zu trennen. Nach ständiger Auf- 
fassung des Bundesrates beinhaltet eine Gesetzgebungs- 
befugnis des Bundes für sich allein noch keine Verwaltungs- 
kompetenz des Bundes. Die Frage, ob es zulässig ist, Ein- 
richtungen der Bundesverwaltung zu schaffen, ist vielmehr 
ausschließlich nach den Vorschriften des VIII. Abschnittes 
des Grundgesetzes betreffend „Die Ausführung der Bundes- 
gesetze und die Bundesverwaltung" (Art. 83 ff. GG) zu be- 
urteilen. 

b) Auf den hiernach allein in Betracht kommenden Art. 87 
Abs. 3 S. 1 GG kann die Errichtung einer Bundesstiftung 
des Öffentlichen Rechts für den Preußischen Kulturbesitz 
nicht gestützt werden. 

Nach dieser Bestimmung ist Voraussetzung für die Errich- 
tung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts des 
Bundes, daß die juristische Person „Angelegenheiten, für die 
dem Bunde die Gesetzgebung zusteht", wahrzunehmen hat. 
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Dem Bund muß also für den Tätigkeitsbereich der betreffen- 
den Bundesverwaltungseinrichtung eine materielle Gesetz- 
gebungskompetenz zustehen (vgl. auch von Mangoldt „Das 
Bonner Grundgesetz“, Kommentar, Anmerkung 6 zu 
Art. 87, S. 472). 

Für den Tätigkeitsbereich der im Entwurf vorgesehenen 
Stiftung fehlt es an einer solchen Bundeszuständigkeit. Der 
Bundesgesetzgeber kann die Erfüllung kultureller Aufgaben, 
wie sie Gegenstand der Tätigkeit der Stiftung sein sollen, 
der Sache nach nicht regeln. Eine Bundeskompetenz hierfür 
kann insbesondere auch nicht aus Art. 74 Nr. 13 GG her- 
geleitet werden, da der Aufgabenbereich der Stiftung über 
eine Förderung der wissenschaftlichen Forschung weit hin- 
ausgeht. 

Die erforderliche materielle Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes kann auch nicht durch den Fiinweis auf Art. 135 
Abs. 4 oder Abs. 5 GG begründet werden. Diese Vorschrif- 
ten geben dem Bund nur die Befugnis zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse, insbesondere der Rechtsnachfolge in das 
preußische Vermögen, nicht aber das Recht, die Verwal- 
tungsbereiche, denen dieses Vermögen dient, der Sache nach 
zu regeln (vgl. auch oben unter a). 

c) Die vorstehende Auslegung des Art. 87 Abs. 3 und des 
Art. 135 GG ergibt sich unabhängig von den bisherigen 
Darlegungen zwingend aus dem Gesamtzusammenhang und 
Sinn der Zuständigkeitsverteilung, die das Grundgesetz 
v «riechen 2 U nd und Ländern auf dem Gebiete der Verwal- 
tang b ?troffen hat. Eine andere Auffassung würde es dem 
Bund gestatten, auf dem Wege über Art. 135 GG beispiels- 
weise auch eine Bundesschulverwaltung oder eine Bundes- 
polizeiverwaltung einzurichten. 

d) Schließlich besteht auch keine Bundeszuständigkeit für die 
Errichtung der Stiftung „aus der Natur der Sache“. Die 
sachliche Regelung dieses Aufgabengebiets und die Verwal- 
tungszuständigkeit gehören nach dem System des Grund- 
gesetzes in den Bereich der ausschließlichen Landeshoheit. 
Die kulturelle Bedeutung des in Frage stehenden preußischen 
Kulturbesitzes kann nicht zu einer anderen Beurteilung 
dieser Verfassungsrechtsfrage führen. 


2. Begründung der Zustimmungsbedürftigkeit 

a) § 22 regelt das Verwaltungsverfahren der landeseigenen Ver- 
waltung und begründet daher die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzes gemäß Art. 84 Abs. 1 GG. 

b) Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt sich 
weiterhin aus Art. 135 Abs. 5 GG. Da der Entwurf eine 
Regelung für das verlagerte preußische Kulturvermögen 
trifft, kann die Gesetzgebungskompetenz des Bundes nur 
auf diese Vorschrift und nicht auf Art. 135 Abs. 4 GG ge- 
stützt werden. Art. 135 Abs. 4 GG greift nämlich nur dann 
ein, wenn es sich um Vermögen handelt, das unter eine der 
Vorschriften des Art. 135 Abs. 1 bis Abs. 3 GG fällt. Für 
verlagertes Kulturgut könnte nur Art. 135 Abs. 2 GG in 
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Frage kommen. Diese Vorschrift ist aber auf verlagertes 
Kulturvermögen nicht anwendbar. 

Art. 135 Abs. 2 GG beruht nämlich auf dem Grundsatz, daß 
das Verwaltungsvermögen dem Funktionsnachfolger zu- 
stehen soll; die Bestimmung setzt daher eine gewisse Gebiets- 
bezogenheit voraus. 

Es kann nicht allein darauf ankommen, ob die Aufgabe, zu 
deren Erfüllung dieses Vermögen diente, nach ihrer allge- 
meinen Natur in den Zuständigkeitsbereich des Belegenheits- 
landes fällt, vielmehr muß ein Anknüpfungspunkt bezüglich 
des konkreten Vermögens gegeben sein. Im vorliegenden 
Fall genügt es daher nicht, daß die Länder, in deren Gebiet 
sich der verlagerte Kulturbesitz bei Inkrafttreten des GG 
befand, nach dem GG die allgemeine Aufgabe der Kultur- 
verwaltung haben, sondern es müßte diese Aufgabe in bezug 
auf das verlagerte Kulturvermögen begründet sein. Tatsäch- 
lich haben die Länder, in deren Gebiet sich der verlagerte 
Kulturbesitz befindet (besonders Niedersachsen und Flessen), 
diese Aufgabe niemals in ihrem vollen Umfang erfüllt oder 
in Anspruch genommen, sondern haben sich stets nur als 
Treuhänder ohne Verfügungsberechtigung verhalten. Diese 
Auffassung ist auch von den Bundesressorts geteilt worden, 
die z. B. bei allen bedeutungsvolleren Verwaltungsgeschäften 
ein Mitwirkungsrecht gefordert und erhalten haben. 

Die Anwendung des Abs. 2 auf durch Kriegsereignisse ver- 
lagertes Vermögen würde zu Zufallsergebnissen führen, die 
mit dem Sinne der Regelung des Art. 135 GG nicht ver- 
einbar sind. 

c) Falls durch § 25 auch die Befreiung von Steuern in Betracht 
kommt, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemein- 
den zufließt, würde sich die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Gesetzes auch aus § 25 in Verbindung mit Art. 105 Abs. 3 GG 
ergeben. 
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Anlage 4 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Beschluß des Bundesrates 


Der Gesetzentwurf betrifft ungeachtet seiner 
allgemeinen Fassung im wesentlichen nur die 
Bestände der Staatlichen Museen in Berlin 
und der Preußischen Staatsbibliothek. Beide 
Einrichtungen waren keine toten Ansamm- 
lungen wertvoller Kunstgegenstände und 
Bücher, sondern lebende Einheiten, ausge- 
stattet mit einem Stab von Fachleuten und 
Hilfskräften, die sich der Pflege und Weiter- 
entwicklung der Bestände ausschließlich un- 
ter wissenschaftlichen und kulturellen Ge- 
sichtspunkten widmen konnten. 

Der entscheidende Unterschied zwischen dem 
Entwurf der Bundesregierung und den Vor- 
schlägen des Bundesrates besteht darin, daß 
der Entwurf die Bestände wieder zu einer 
lebens- und entwicklungsfähigen Einheit zu- 
sammenfassen will, während die Vorschläge 
des Bundesrates nur eine Verwaltung toter 
Bestände ermöglichen. 

Der Entwurf der Bundesregierung will die 
Eigentumsfrage regeln, weil nur so eine ein- 
wandfreie rechtliche Grundlage für eine kul- 
turelle Pflege der Bestände, z. B. die unerläß- 
liche Vornahme von Neuerwerbungen durch 
Kauf oder Tausch geschaffen werden kann. 
Er will den Beständen die notwendigen ver- 
waltungsmäßigen Einrichtungen, insbeson- 
dere einen fachlich geschulten, gegenüber 
Bund und Ländern unabhängigen Personal- 
körper und eine finanzielle Grundlage geben, 
die die Fortführung eines wahren Eigen- 
lebens ermöglicht und insbesondere sicher- 
stellt, daß die Sammlungen ihrer kulturellen 
und wissenschaftlichen Zweckbestimmung 
wieder tatsächlich dienstbar gemacht werden 
können. 

Die vom Bundesrat erwähnte, von den Län- 
dern am 7. Juli 1955 unter Vorbehalt der 
etwa erforderlichen Zustimmung der Land- 
tage abgeschlossene Verwaltungsvereinbarung 
kann nur sehr viel beschränktere Aufgaben 


erfüllen. Sie läßt die Frage nach dem Eigen- 
tum an dem verlagerten Kulturgut in der 
Schwebe. Es liegt in der Natur jeder nur 
treuhänderischen Verwaltung, daß sie sich 
auf die Erhaltung des Bestehenden be- 
schränkt. Eine solche rein konservato- 
rische Behandlung des preußischen Kultur- 
besitzes trägt aber der besonderen Natur die- 
ses Besitzes als eines lebenden Organismus 
nicht Rechnung. Schon die restaurativen Ar- 
beiten werden, wie auch die Verwaltungs- 
tätigkeit der Länder Niedersachsen und Hes- 
sen gezeigt hat, nur in unzureichendem Maße 
durchgeführt werden können, da sie häufig 
weitreichende und verantwortliche Entschlie- 
ßungen voraussetzen, wie sie nur vom Eigen- 
tümer selbst getroffen werden können. Nach 
der Verwaltungsvereinbarung sollen zwar die 
beteiligten Länder die Tradition der ehemals 
preußischen Kunstinstitutionen fortführen 
und ihre Einheit erhalten. Zu diesem Zwecke 
soll auch der Verwaltungsausschuß, beraten 
durch einen Fachausschuß, Richtlinien auf- 
stellen. Aber dies bleibt eine lediglich koor- 
dinierte Verwaltung durch eine Vielzahl von 
Stellen, die kaum das leisten kann, was eine 
einheitliche Verwaltung, die gleichzeitig ver- 
fügungsberechtigt ist, schaffen könnte. Nach 
dem Entwurf der Bundesregierung hat die 
Stiftung, auf die das Eigentum an dem In- 
ventar und an den Grundstücken übergehen 
soll, schließlich auch für die Unterbringung 
und den Ausbau der Sammlungen zu sor- 
gen. Die Verwaltungsvereinbarung sieht da- 
gegen nur vor, daß durch die Länder Mittel 
zur Verwaltung und Unterhaltung des Kul- 
turgutes, nicht aber für den Ausbau der 
Sammlungen bereitgestellt werden. 

Seit dem Zusammenbruch haben Ergänzun- 
gen des vorhandenen Kulturbesitzes nicht 
stattgefunden. Möglichkeiten, Denkmäler 
früherer Kulturepochen und Stilrichtungen 
zu erwerben, blieben ungenutzt. Die Kunst- 
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entwicklung der letzten zehn Jahre wird in 
dem preußischen Kunstbesitz überhaupt nicht 
mehr repräsentiert. Es ist vielleicht heute 
schon fraglich, ob die dadurch der organi- 
schen Fortentwicklung des Besitzes entstan- 
denen Schäden wieder gutgemacht werden 
können. Ein weiteres Hinauszögern der Neu- 
ordnung läßt sich aus kulturpolitischen Grün- 
den nicht länger verantworten. Auch das 
setzt aber die Regelung der Eigentumsfrage 
voraus, da kein Verwalter sich ohne eigen- 
tumsrechtliche Legitimation für verpflichtet 
halten wird, die Aufgabe der Fortentwick- 
lung zu übernehmen, noch sich bereitfinden 
wird, die hierzu erforderlich werdenden Mit- 
tel aufzubringen. 

Es ist nicht ersichtlich, inwiefern eine solche 
Neuordnung gesamtdeutschen Belangen 
widersprechen könnte. Wenn sie die Erhal- 
tung der Bestände als lebende Einheiten er- 
möglicht, während eine Verwaltungsregelung 
das Leben dieser Einheiten zum Absterben 
bringt, so liegt es auf der Hand, daß nur die 
erstgenannte Lösung dem Interesse Gesamt- 
deutschlands gerecht wird. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Lösung ist aber nicht nur sachlich notwendig 
und unter fachlichen wie auch politischen Ge- 
sichtspunkten zweckmäßig, sondern sie hält 
sich auch im Rahmen des Grundgesetzes. 

Die Kompetenz des Bundesgesetzgebers, die 
Frage des Eigentums an dem Kulturbesitz 
des vormaligen Landes Preußen zu regeln, 
das als „Gebiet“ im Sinne des Art. 135 
Abs. 1 GG wie auch als „nicht mehr beste- 
hendes Land“ im Sinne des Art. 135 Abs. 2 
GG anzusehen ist, folgt unmittelbar aus 
Art. 135 Abs. 4 GG. 

Der preußische Kulturbesitz fällt unter die 
Vorschrift des Art. 135 Abs. 2 GG. Hiernach 
ist ehemals preußisches Verwaltungsvermö- 
gen — und um solches handelt es sich bei dem 
Kunstbesitz — auf denjenigen Rechtsträger 
übergegangen, der nunmehr die Aufgaben 
erfüllt, denen dieses Vermögen zu dienen be- 
stimmt war. Der Begriff „Aufgaben“ im 
Sinne dieser Bestimmung des Grundgesetzes 
ist rein abstrakt aufzufassen. Da die Kultur- 
verwaltung regelmäßig Sache der Länder ist, 
ist deshalb das gesamte ehemals preußische 
Kulturvermögen zunächst auf diejenigen 
Länder übergegangen, in deren regionalem 
Bereich sich die Vermögenswerte befinden. 
Diese rein schematische Lösung des Grund- 
gesetzgebers bringt es mit sich, daß die Be- 


legenheitsländer Eigentum auch an solchen 
Vermögenswerten erworben haben, für die 
ihrem Wesen nach die Lander auf die Dauer 
nicht als die geeigneten Verwaltungsträger 
erachtet werden können. Der Grundgesetz- 
geber hat gerade deshalb in Art. 135 Abs. 4 
die Möglichkeit eröffnet, die nach Absatz 2 
schematisch getroffene Eigentumsregelung 
den Notwendigkeiten des Einzelfalles anzu- 
passen. Es erscheint in diesem Zusammenhang 
von besonderer Bedeutung, daß im Parlamen- 
tarischen Rat die Notwendigkeit, eine von 
den Absätzen 1 bis 3 abweichende Regelung 
durch Bundesgesetz zu ermöglichen, gerade 
im Hinblick auf die Auswirkungen der Ab- 
sätze 1 bis 3 auf den preußischen Kunstbesitz 
bejaht worden ist. Der Abgeordnete Zinn, 
auf dessen Vorschlag die Bestimmung des 
Art. 135 Abs. 4 GG zurückgeht, hat nämlich 
seinen Antrag u. a. damit begründet, daß 
die Vorschrift z. B. auch eine Zusammenfas- 
sung der auf einzelne Länder zerstreuten Be- 
stände des Kaiser-Friedrich-Museums ermög- 
lichen müsse (Verhandlungen des Hauptaus- 
schusses des Parlamentarischen Rates, Bonn 
1948/49, S. 681). Die entgegengesetzte Auf- 
fassung des Bundesrates, daß nur bodenstän- 
diges Verwaltungsvermögen — und damit 
auch nur bodenständiges Kulturgut — unter 
Art. 135 Abs. 2 GG falle, findet im Wort- 
laut dieser Vorschrift keine Stütze. 

Selbst wenn aber Art. 135 Abs. 2 GG auf 
verlagertes preußisches Kulturgut nicht anzu- 
wenden wäre, so würde jedenfalls für das 
verlagerte Kulturvermögen auf die Vor- 
schrift des Art. 135 Abs. 1 GG zurückzugrei- 
fen sein, welche den allgemeinen Grundsatz 
ausspricht, daß das Vermögen von Gebieten, 
die die Landeszugehörigkeit zwischen dem 
8. Mai 1945 und dem 24. Mai 1949 geändert 
haben, dem Lande zustehen soll, dem das 
Gebiet jetzt angehört. Es würde also auch 
dann für das verlagerte Kulturvermögen eine 
gesetzliche Regelung gern. Art. 135 Abs. 4 
GG getroffen werden können, sofern die 
dort aufgestellten Voraussetzungen vorlie- 
gen. 

Die Auslegung des Bundesrates, daß die 
Kompetenz des Bundesgesetzgebers zur Re- 
gelung für verlagertes preußisches Kulturgut 
nur auf Art. 135 Abs. 5 GG gestützt werden 
könne, würde im übrigen zu dem wenig sinn- 
vollen Ergebnis führen, daß ein Bundesgesetz 
Regelungen über bodenständiges Kulturgut 
ohne Zustimmung des Bundesrates, Regelun- 
gen über verlagertes Kulturgut jedoch nur 
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mit Zustimmung des Bundesrates treffen 
könnte. 

Die aus vorstehenden Darlegungen folgende 
Befugnis des Bundesgesetzgebers, auf Grund 
der ihm in Art. 135 Abs. 4 GG übertragenen 
Ermächtigung eine abweichende Regelung 
dahin zu treffen, daß das Eigentum an dem 
vormals preußischen Kulturbesitz auf eine 
bundesunmittelbare Stiftung übertragen 
wird, steht auch keineswegs im Widerspruch 
zu den Vorschriften der Art. 30, 70 und 83 
GG. Der preußische Kulturbesitz diente, so- 
weit er von dem Gesetz erfaßt werden soll, 
über den Bereich des früheren Landes Preu- 
ßen hinaus einer nationalen gesamtdeutschen 
Aufgabe. Er muß dieser Aufgabe auch ferner- 
hin gewidmet bleiben. Keines der preu- 
ßischen Nachfolgeländer hat diese umfassende 
Aufgabe übernommen. Die Wahrnehmung 
gesamtdeutscher Aufgaben, die den Funk- 
tionsbereich eines einzelnen Landes überstei- 
gen, ist ihrem Wesen nach Sache des Bundes. 
Gerade der Notwendigkeit, für die von den 
einzelnen Ländern nicht wahrnehmbaren 
übergebietlichen, gesamtdeutschen Funk- 
tionen einen Träger zu haben, verdankt der 
Bund seine Entstehung und seine Existenz- 
berechtigung. 

Es kann hiernach ernsthaft nicht bestritten 
werden, daß der Bundesgesetzgeber, sofern 
ein überwiegendes Interesse des Bundes es er- 
fordert, die Befugnis hätte, das Eigentum an 
dem preußischen Kulturbesitz auf den Bund 
zu übertragen. Würde der Bundesgesetzgeber 
die Regelung auf den Erlaß einer solchen 
Vorschrift beschränken, so würde der preu- 
ßische Kulturbesitz kraft zwingender grund- 
gesetzlicher Vorschrift (Art. 110 Abs. 3, 
Art. 114) als Vermögen des Bundes in einer 
Anlage des Bundeshaushaltsplans nachzuwei- 
sen sein und der Rechnungslegungspflicht des 
Bundesministers der Finanzen gegenüber den 
gesetzgebenden Körperschaften unterliegen. 
Würde der Bundesgesetzgeber das Eigentum 
an dem preußischen Kulturbesitz unmittel- 
bar auf den Bund überführen, so würde für 
den Bund damit die Befugnis und die Ver- 
pflichtung erwachsen, sich dieses Vermögens 
weiterhin anzunehmen. Da die Verwaltung 
öffentlichen Vermögens nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen stets Sache des Vermö- 
genseigentümers ist, stellt die Verwaltung des 
Bundesvermögens eine natürliche Bundes- 
aufgabe dar, der sich der Bund verfassungs- 
rechtlich nicht entziehen kann. Insoweit ist 
eine Bundesverwaltung vom Grundgesetz 


stillschweigend zugelassen (Art. 30, 83 GG). 
Daß der Bund die ihm wesensmäßig zuge- 
ordneten „staatlichen Aufgaben“ auch ohne 
ausdrückliche Kompetenznorm in eigene 
Verwaltung nehmen kann, ist in der Rechts- 
lehre anerkannt. Köttgen (vgl. Jahrbuch des 
öffentlichen Rechts, Neue Folge Bd. 3 S. 78) 
erwähnt in diesem Zusammenhang als eigen- 
ständige, vom Grundgesetz stillschweigend 
zugelassene Verwaltungsaufgabe des Bundes 
gerade die Verwaltung des Bundesvermögens 
(vgl. dazu auch den Hinweis auf Art. 114 GG 
bei von Mangoldt, Kommentar zum Grund- 
gesetz, Note 2 zu Art. 86). Die Richtigkeit 
dieser Auffassung ist zudem vom Bundesrat 
selbst dadurch anerkannt worden, daß er der 
Errichtung der Bundesvermögens- und Bau- 
abteilungen bei den Oberfinanzdirektionen 
(§ 6 des Gesetzes über die Finanzverwaltung 
vom 6. September 1950) ausdrücklich zuge- 
stimmt hat. 

Ist aber der Bund berechtigt, das Eigentum 
an dem preußischen Kulturbesitz auf sich zu 
überführen und dieses Eigentum kraft natür- 
licher Bundeszuständigkeit für die Verwal- 
tung von Bundesvermögen in seine Verwal- 
tung zu übernehmen, so muß der Bund auch 
als befugt angesehen werden, im Sachzusam- 
menhang mit der Eigentumsregelung nach 
Art. 135 Abs. 4 GG eine Regelung zu tref- 
fen, welche die Belange der Nachfolgeländer 
des Landes Preußen stärker wahrt, als dies 
bei einer Übernahme des Vermögens in eine 
ausschließlich bundeseigene Verwaltung der 
Fall wäre. Die von der Bundesregierung vor- 
geschlagene Lösung sieht eine Verwaltung des 
preußischen Kulturbesitzes durch eine hun- 
desunmittelbare Stiftung vor, an deren Ge- 
schäftsführung die Länder beteiligt sein sol- 
len. Eine Verwaltung des Kulturbesitzes 
durch eine Stiftung mit erheblichen Mitspra- 
cherechten der Länder — also eine dem föde- 
rativen Staatsaufbau stärker entgegenkom- 
mende Lösung — kann vom Standpunkt der 
Länder aus nicht verfassungswidrig sein, 
wenn eine Verwaltung durch bundeseigene 
Behörden — also eine unitarische Lösung — 
aus den dargelegten Gründen auf Grund von 
Art. 135 Abs. 4 GG zulässig ist. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Errichtung einer bundesunmittelbaren Stif- 
tung steht auch im Einklang mit Art. 87 
Abs. 3 GG. Diese Vorschrift ermächtigt den 
Bundesgesetzgeber, bundesunmittelbare Kör- 
perschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts — wozu nach allgemeiner Auffassung 
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auch die Stiftungen zu rechnen sind — , durch 
Bundesgesetz für Angelegenheiten zu errich- 
ten, für die dem Bund die Gesetzgebung zu- 
steht. Die Regelung des Vermögensüberganges 
für das vormals preußische Vermögen nach 
Art. 135 Abs. 4 GG, ebenso die Regelung der 
Rechtsnachfolge und der Auseinandersetzung 
gern. Art. 135 Abs. 5 GG, sind Angelegen- 
heiten, für die dem Bund die Gesetzgebung 
zusteht (vgl. dazu auch von Mangoldt 
a. a. O.), Note 6 zu Art. 87, Note 2 zu Art. 
73, welcher die Sachgebiete des Art. 135 Abs. 
4 bis 6 GG ausdrücklich als Angelegenheiten 
bezeichnet, für die dem Bund die Gesetzge- 
bung zusteht). Die Kompetenzen des Gesetz- 
gebers, sei es des Bundes-, sei es des Landes- 
gesetzgebers, zur Regelung einer bestimm- 
ten Materie umfassen die Regelung aller 
Fragen, die im unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Sachgegenstand stehen und ohne 
deren Regelung eine sinnvolle Ausübung 
der primären Kompetenz nicht möglich 
wäre. So ist z. B. allgemein anerkannt, 
daß aus der Befugnis zur Regelung ma- 
teriell-rechtlicher Fragen auch die Befug- 
nis zur Regelung der damit in unlöslichem 
Zusammenhang stehenden organisatorischen 
und verfahrensrechtlichen Fragen folgt. Die 
Übertragung der Befugnis an den Bundesge- 
setzgeber, die Frage des Eigentumsübergangs 
an dem vormals preußischen Vermögen zu 
regeln, schließt naturnotwendig die Ermäch- 
tigung in sich, die Frage zu regeln, mit wel- 
cher Zweckbestimmung und in welcher Form 
dieses Eigentum zu verwalten ist, da andern- 
falls die Regelung unvollständig wäre und 
den mit ihr angestrebten Zweck nicht errei- 
chen könnte. Eine Regelung, nach welcher 
dem Bund das Eigentum an dem über das 
Gebiet mehrerer Länder verstreuten Kultur- 
besitz zugewiesen, den Ländern aber, aus 
deren Hand das Eigentum auf den Bund 
überführt wird, die Verwaltung belassen 
würde, wäre unvollständig, in sich wider- 
spruchsvoll und ungeeignet, das mit der Ei- 
gentumsregelung verfolgte Ziel zu verwirk- 
lichen. 

Die Errichtung einer bundesunmittelbaren 
juristischen Person des öffentlichen Rechts 
auf Grund einer dem Bund in den Über- 
gangs- und Schlußbestimmungen des Grund- 
gesetzes zugewiesenen Gesetzgebungskompe- 
tenz kann auch nicht Anlaß zu der Befürch- 
tung geben, daß der Bund hiermit den 
Grundstein zu einer umfassenden bundes- 
eigenen Kulturverwaltung legen wolle. Ab- 


gesehen von der offenbaren Unrichtigkeit 
der These, jegliche kulturelle Betätigung sei 
dem Bund versagt und allein den Ländern 
Vorbehalten, ist die Kompetenz des Bundes 
aus Art. 135 GG nach Erlaß der dort vorge- 
sehenen Gesetze erschöpft. Keinesfalls kann 
— wie es der Bundesrat tut — eine Parallele 
mit der Schul- und Polizeiverwaltung gezo- 
gen werden. Es wäre auch abwegig, aus der 
Verwaltung von Liegenschaften, die Schul- 
oder Polizeizwecken gedient haben, ein Recht 
des Bundes zur Errichtung von Schulen oder 
einer Polizeimacht herzuleiten. Außerdem ist 
die Sach- und Rechtslage nach der Natur des 
zu verwaltenden Objekts grundverschieden; 
hier läßt sich eine ordnungsmäßige Verwal- 
tung des Kulturbesitzes nicht unter Be- 
schränkung auf die fiskalischen Belange und 
ohne Wahrung der kulturellen Gesichts- 
punkte durchführen; andererseits ist hier 
aber auch eine Aufteilung der Verwaltungs- 
befugnisse zwischen Bund und Ländern aus- 
geschlossen. 

Zur Frage der Zustimmungsbedürftigkeit des 
Gesetzes wird folgendes bemerkt: 

a) Soweit in § 22 des Gesetzentwurfs Lan- 
desbehörden die Verpflichtung auferlegt 
ist, der Stiftung und dem Bundesrech- 
nungshof Auskunft zu geben und Ein- 
sicht in Akten und Unterlagen zu gewäh- 
ren, kann darin keine Regelung des Ver- 
waltungsverfahrens der Landesbehörden 
im Sinne von Art. 84 Abs. 1 GG gesehen 
werden. Es handelt sich hierbei lediglich 
um die Auferlegung materieller Pflichten, 
ohne daß Vorschriften darüber getrof- 
fen werden, in welchem Verfahren diese 
Rechtspflichten zu erfüllen sind. 

b) Wie in den einleitenden Darlegungen aus- 
geführt, ergibt sich die Kompetenz des 
Bundesgesetzgebers zur Regelung der im 
Gesetzentwurf behandelten Fragen aus 
Art. 135 Abs. 4 GG. Die Zustimmung des 
Bundesrates zum Erlaß des hier vorgese- 
henen Bundesgesetzes ist im Grundgesetz 
nicht vorgesehen. 

c) Der Auffassung des Bundesrates, daß sich 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Geset- 
zes aus § 25 in Verbindung mit Art. 105 
Abs. 3 GG ergebe, kann nicht beigetre- 
ten werden; denn es ist nicht ersichtlich, 
daß aus Anlaß der Errichtung der Stif- 
tung und der Übertragung des Kultur- 
gutes auf die Stiftung Steueransprüche zu 
Gunsten der Länder entstehen können. 
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